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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 
für Rechts- und Verfassungsfragen 
 

Hannover, den 10.08.2016  

 

Verfassungsgerichtliches Verfahren  

Organstreitverfahren  

der Abgeordneten des Niedersächsischen Landtages Thomas Adasch, Johann-Heinrich Ahlers, 
Martin Bäumer u. a., 

alle Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover,  

 

– Prozessbevollmächtigter: Parlamentarischer Geschäftsführer Rechtsanwalt Jens Nacke MdL, 
CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag, Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover, 

und  

des Abgeordneten des Niedersächsischen Landtages Christian Grascha,  
Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover,  

 

– Prozessbevollmächtigter: Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Rechtsanwalt Dr. Stefan Birk-
ner MdL, FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag, Hannah-Arendt-Platz 1,  
30159 Hannover, 

 Antragsteller 

gegen 

den Niedersächsischen Landtag,  

vertreten durch den Präsidenten Bernd Busemann MdL,  
Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover, 

 Antragsgegner, 

– StGH 1/16 – 

wegen Einsetzung des 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses („Mögliche Sicherheits-
lücken in der Abwehr islamistischer Bedrohungen in Niedersachsen“)  

 

– Schreiben des Präsidenten des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs vom 25.05.2016  
– StGH 1/16 – 

 

Der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen empfiehlt dem Landtag, auf den o. g. Antrag wie 
folgt zu erwidern:  

„Der Niedersächsische Landtag beantragt, den Antrag der Antragsteller vom 20. Mai 2016 zu-
rückzuweisen und den Antragstellern die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.  
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Der Landtag nimmt zur Begründung Bezug auf die in der Anlage beigefügte Gutachterliche 
Stellungnahme von Prof. Dr. Frauke Brosius-Gersdorf, LL.M., Lehrstuhl für Öffentliches Recht, 
insb. Sozialrecht, Öffentliches Wirtschaftsrecht und Verwaltungswissenschaft der Leibniz Uni-
versität Hannover vom 8. August 2016.“ 

Ulf Prange 
Vorsitzender 

(Ausgegeben am 12.08.2016) 



Prof. Dr. Frauke Brosius-Gersdorf, LL.M. 

Niedersächsischer Landtag  
Herrn Präsidenten 
Bernd Busemann 
Hannah-Arendt-Platz 1 
30159 Hannover

Dienstanschrift: 

Leibniz Universität Hannover 
Juristische Fakultät 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insb. Sozialrecht, 
Öffentliches Wirtschaftsrecht und 
Verwaltungswissenschaft 

Königsworther Platz 1 
30167 Hannover 

Tel. +49 511 762 8225 / 8226 
Fax +49 511 762 8228 
Mail: brosius-gersdorf@jura.uni-hannover.de 

8. August 2016 

In dem Organstreitverfahren der Abgeordneten Thomas Adasch, Christian 
Grascha u.a (Antragsteller) gegen den Niedersächsischen Landtag wegen Ein-
setzung des 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses („Mögliche Si-
cherheitslücken in der Abwehr islamistischer Bedrohungen in Niedersachsen“) 

– StGH 1/16 – 

 

gebe ich folgende gutachterliche Stellungnahme im Auftrag der Fraktionen von SPD 

und Bündnis 90/Die Grünen im Niedersächsischen Landtag ab.
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Der Antrag der Antragsteller vom 20. Mai 2016 ist zurückzuweisen. Er ist bereits 
unzulässig (s. Ziff. B.). Hilfsweise wird gezeigt, dass der Antrag zudem unbegrün-
det ist (s. Ziff. C.). Eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Antragserwide-
rung steht unter Ziff. D. Vorweg wird der relevante Sachverhalt geschildert (s. 
Ziff. A.). 

A. Sachverhalt 

I. Antrag       der       Fraktionen       CDU       und       FDP       auf       
Einsetzung       eines 

23. Parlamentarischen       Untersuchungsausschusses       vom       
5.4.2016 (Drs. 17/5502; Beginn des Untersuchungszeitraumes: 2013) 

Mit Datum vom 5.4.2016 stellten die Fraktionen CDU und FDP bei dem Antrags-
gegner einen Antrag auf Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses – „Mögliche Sicherheitslücken in der Abwehr islamistischer 
Bedrohungen in Niedersachsen“ (Drs. 17/5502). 

Dieser Antrag weist in der Überschrift als Urheber die „Fraktion der CDU“ und die 
„Fraktion der FDP“ aus. 

Drs. 17/5502, S. 1 (Anlage 2). 

Unterschrieben ist der Antrag mit „Für die Fraktion der CDU: Jens Nacke“ und 

„Für die Fraktion der FDP: Grascha“. 

Drs. 17/5502, S. 7. 

Dem Antrag beigefügt war eine „Teilnehmerliste für Sitzungen der CDU-Fraktion 
im Niedersächsischen Landtag“ vom 5.4.2016, die als Thema der Fraktionssit-
zung die „Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses“ 
nennt. Die Teilnehmerliste trägt die Unterschriften von 36 der insgesamt 54 Ab-
geordneten der CDU-Fraktion. 

Drs. 17/5502, Anlage. 
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Ebenfalls beigefügt war dem Antrag eine „Anwesenheitsliste für die Sitzung der 
FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag am 05.04.2016“, die als Betreff die 
„Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses – »Sicher-
heitslücken in der Abwehr islamistischer Bedrohungen in Niedersachsen«“ nennt. 
Diese Teilnehmerliste trägt die Unterschriften aller 14 Abgeordneten der FDP-
Fraktion. 

Drs. 17/5502, Anlage. 

Inhaltlich sieht der Antrag die Einrichtung eines 23. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses (im Folgenden: 23. PUA) vor. Gem. Ziff. I Nr. 1. bis 7. hat der 
23. PUA die Aufgabe zu prüfen und zu klären: 

- Ziff. I. Nr. 1.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden seit 2013 zu welchem 
Zeitpunkt über das Agieren der sogenannten Wolfsburger IS-Terrorzelle hat-
ten, insbesondere über den Radikalisierungsprozess von Mitgliedern dieser 
Gruppe, die Ausreisewelle von Wolfsburger Islamisten nach Syrien bzw. in den 
Irak und deren dortige Aktivitäten sowie über Wolfsburger IS-Rückkehrer, wie 
sie damit umgingen, welche präventiven und konkret gefahrenabwehrenden 
Maßnahmen die Sicherheitsbehörden ergriffen, um mögliche Straftaten und 
mögliche weitere Radikalisierungen der Mitglieder dieser Gruppe und ihres 
Umfeldes zu verhindern, und wann sie auf welcher rechtlichen und politischen 
Grundlage welche Entscheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 2.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden seit 2013 zu welchem 
Zeitpunkt über Aktivitäten des „Deutschsprachigen Islamkreises Hannover e. 
V.“, des „Deutschsprachigen Islamkreises Hildesheim e. V.“ und der 
„Deutschsprachigen Muslimischen Gemeinschaft e. V. Braunschweig“ hatten, 
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insbesondere mit Blick auf Radikalisierungsprozesse und mögliche Verbin-
dungen zum sogenannten Islamischen Staat, wie sie damit umgingen, welche 
präventiven und konkret gefahrenabwehrenden Maßnahmen die Sicherheits-
behörden ergriffen, um mögliche Straftaten und mögliche weitere Radikalisie-
rungen ihrer Mitglieder und ihres Umfeldes zu verhindern, und wann sie auf 
welcher rechtlichen und politischen Grundlage welche Entscheidungen dies-
bezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 3.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt 
über die 15-jährige Schülerin Safia S. aus Hannover, gegen die der General-
bundesanwalt nach Medienberichten wegen des Verdachts der Unterstützung 
einer ausländischen terroristischen Vereinigung ermittelt, sowie über ihren 
17-jährigen Bruders Saleh S. aus Hannover hatten, gegen den die Staatsan-
waltschaft Hannover nach Medienberichten wegen Vorbereitung einer schwe-
ren staatsgefährdenden Gewalttat ermittelt, wie sie damit umgingen, welche 
präventiven und konkret gefahrenabwehrenden Maßnahmen die Behörden er-
griffen, um mögliche Straftaten und mögliche weitere Radikalisierungen dieser 
Personen zu verhindern, und wann sie auf welcher rechtlichen und politischen 
Grundlage welche Entscheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 4.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt 
über Verbindungen der Schülerin Safia S. und ihres Bruders Saleh S. zu dem 
19-jährigen Berufsschüler Ablah A. aus Hannover-Misburg hatten, gegen den 
der Generalbundesanwalt im Zusammenhang mit der Länderspielabsage in 
Hannover seit Ende 2015 Ermittlungen führt, sowie zu einem Afghanen, der 
von der Stadt Hannover mit einem Ausreiseverbot belegt wurde, weil er laut 
Presseberichten ein Attentat in Kabul plante, und welche Hinweise, Erkennt- 
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nisse und Informationen die Mitglieder der Niedersächsischen Landesregie-
rung sowie die Bediensteten der Landesministerien und der nachgeordneten 
Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt über Kontakte der vier genannten Per-
sonen zu möglichen „Gefährdern“ und „relevanten Personen“ hatten, wie sie 
damit umgingen, welche präventiven und konkret gefahrenabwehrenden Maß-
nahmen die Sicherheitsbehörden ergriffen, um mögliche Straftaten und mög-
liche weitere Radikalisierungen dieser Personen zu verhindern, und wann sie 
auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage welche Entscheidungen 
diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 5.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt 
seit 2013 über Ausreisepläne und erfolgte Ausreisen weiterer Angehöriger der 
islamistischen Szene in Niedersachsen nach Syrien und in den Irak sowie de-
ren dortige Aktivitäten hatten, wie sie damit umgingen, welche präventiven und 
konkret gefahrenabwehrenden Maßnahmen die Sicherheitsbehörden ergrif-
fen, um mögliche Straftaten und mögliche weitere Radikalisierungen zu ver-
hindern, und wann sie auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage wel-
che Entscheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 6.: was die Mitglieder der Landesregierung, die Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre sowie die Leiterinnen und Leiter der niedersächsischen 
Sicherheitsbehörden im Hinblick auf Prävention, Deradikalisierung, Früher-
kennung von Islamismus und Terrorismus unternommen und welche Vorga-
ben sie gemacht haben und ferner wie sich die bisherige Zusammenarbeit der 
2015 gegründeten Beratungsstelle zur Prävention neo-salafistischer Radikali-
sierung BeRATen mit niedersächsischen Behörden gestaltete, 

- Ziff. I. Nr. 7.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt 
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seit 2013 über im Internet abrufbare Videos und Texte mit islamistischem Ge-
dankengut bzw. von Personen aus der islamistischen Szene in Niedersachsen 
hatten, wie sie damit umgingen, welche präventiven und konkret gefahrenab-
wehrenden Maßnahmen die Sicherheitsbehörden diesbezüglich ergriffen und 
wann sie auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage welche Entschei-
dungen diesbezüglich trafen. 

Ziff. II. Zu Nr. 1. bis 7. des Antrages nennt eine Vielzahl von „insbesondere“ zu 

beantwortenden Fragen und aufzuklärenden Sachverhalten (s. Anlage 2). 

Über die Zulässigkeit und Sinnhaftigkeit dieses Antrages der Fraktionen CDU und 
FDP Drs. 17/5502 entbrannte in der Folgezeit eine Auseinandersetzung mit den 
Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Umstritten war insbesondere der 
Untersuchungszeitraum für den 23. PUA. 

II. Kompromissvorschlag    der    Fraktionen    CDU    und    FDP    
(Beginn    des 

Untersuchungszeitraumes: 2011) 

Zur Beendigung des Streites schlugen die Fraktionen CDU und FDP als Kompro-
miss vor, den Beginn der Untersuchung durch den 23. PUA auf das Jahr 2011 zu 
datieren. 

Niederschrift über die 40. Sitzung des Ältestenrates am 14.4.2016, S. 3 (Anlage 3; 
nicht beigefügt). 

Über diesen Vorschlag einigten sie sich mit den Fraktionen SPD und Bündnis 
90/Die Grünen am 12.4.2016. Es wurde eine Untersuchung durch den 23. PUA 
ab dem Jahr 2011 vereinbart. 

Niederschrift über die 40. Sitzung des Ältestenrates am 14.4.2016, S. 4: Verständi-
gung über die Jahreszahl 2011 als „Ergebnis der Verhandlungen vom 
Dienstag-abend“; „Kompromiss vom Dienstagabend“; Nds. Landtag, 17. 
Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9503 (Anlage 4): „Bis gestern 
hatten wir eine Einigung auf Arbeitsebene, die Thematik seit 2011 aufzuarbeiten. 
2011 war der Beginn des Syrien-Krieges, seit 2011 haben wir eine Überwachung 
von Salafisten in Niedersachsen, seit 2011 gibt es Koran-Verteilaktionen.“ 
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III. Änderungsantrag  der Fraktionen CDU und FDP  zu Drs.  17/5502 vom 

13.4.2016 (Drs. 17/5552; Beginn des Untersuchungszeitraumes: 2012) 

An diese Einigung fühlten sich die Fraktionen CDU und FDP am Folgetag, dem 
13.4.2016, aus unerfindlichen Gründen nicht mehr gebunden. Sie reichten bei 
dem Antragsgegner einen Änderungsantrag zu Drs. 17/5502 ein (Drs. 17/5552), 
der als Beginn des Untersuchungszeitraumes des 23. PUA in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. 
und in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 6., 7. nunmehr das Jahr 2012 nannte. Der Än-
derungsantrag unterscheidet sich damit (auch) von dem ursprünglichen Antrag 
der Fraktionen CDU und FDP Drs. 17/5502 insofern, als der Beginn des Unter-
suchungszeitraumes in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 6., 7. 
mit „seit 2012“ und nicht wie im Antrag Drs. 17/5502 mit „seit 2013“ angegeben ist. 

Drs. 17/5552 (Anlage 5). 

Der Änderungsantrag Drs. 17/5552 weist in der Überschrift als Urheber die „Frak-

tion der CDU“ und „Fraktion der FDP“ aus. 

Drs. 17/5552, S. 1. 

Unterschrieben ist der Antrag mit „Für die Fraktion der CDU: Björn Thümler, 
Frak-tionsvorsitzender“ und „Für die Fraktion der FDP: Christian Grascha, 
Parlamentarischer Geschäftsführer“. 

Drs. 17/5552, S. 7. 

„Teilnehmerlisten“ oder „Anwesenheitslisten“ oder sonstige Unterschriftenlisten 
waren dem Änderungsantrag Drs. 17/5552 nicht beigefügt. 

Der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion, Jens Nacke, begrün-
dete diesen Änderungsantrag Drs. 17/5552 mit den an die Fraktionen SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gerichteten Worten: „Wir geben Ihnen die Möglichkeit, 
die Arbeit der alten Landesregierung im letzten vollen Jahr der Landesregierung - 
2012 - zu beurteilen.“ 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9504. 
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Die Fraktionen CDU und FDP wollten mit dem Änderungsantrag Drs. 17/5552 
dem Anliegen der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen „auch einen 
Blick auf die Arbeit der vorherigen Landesregierung werfen zu können, 
entge-genkommen“. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9501. 

Der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion, Jens Nacke, bean-
tragte in der 94. Plenarsitzung des Landtages am 13.4.2016 „für die Fraktion der 
CDU und auch für die Fraktion der FDP“ die sofortige Abstimmung über den Än-
derungsantrag Drs. 17/5552 (Beginn des Untersuchungszeitraumes: 2012). Er 
bat den Landtag, dem Änderungsantrag zuzustimmen, um „damit die Arbeit zu 
ermöglichen, die für die Sicherheit der Menschen in Niedersachsen notwendig 
ist.“ Jens Nacke führte aus, „dass die wichtige Aufklärungsarbeit verzögert wird 
und dann nicht die notwendigen Erkenntnisse gewonnen werden“, wenn der 
Landtag dem Änderungsantrag nicht zustimme. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9501. 

Der Stellvertretende Vorsitzende der FDP-Fraktion Stefan Birkner ergänzte, der 
Landtag werde „so zu der Einsetzung kommen müssen, wie wir ihn beantragt 
haben“, also mit dem Beginn des Untersuchungszeitraumes 2012. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9506. 

Eine Abstimmung über den Änderungsantrag Drs. 17/5552 der Fraktionen CDU 
und FDP unterblieb, weil der Landtag den Änderungsantrag an den Ältestenrat 
überwies. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 9509. 

Am Folgetag, dem 14.4.2016, zogen die Fraktionen CDU und FDP ihren Ände-
rungsantrag Drs. 17/5552 zurück. 

Drs. 17/5563 neu (Anlage 6). 
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Sie fühlten sich auch an diesen Änderungsantrag, den sie ebenfalls als „Kompro-

missvorschlag“ verstanden haben wollten, 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9738 (Anlage 7): 
Jens Nacke, Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU-Fraktion: „2012 wäre der 
klassische Kompromiss gewesen.“ 

nicht mehr gebunden. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9738: Jens 
Na-cke, Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU-Fraktion: „Wir fühlen uns an 
diesen Kompromissvorschlag nicht mehr gebunden.“ 

IV. Änderungsantrag der Fraktionen CDU und FDP zu Drs. 17/5502 vom 
14.4.2016 (Drs. 17/5562; Beginn des Untersuchungszeitraumes: 
19.2.2013) 

Ebenfalls am 14.4.2016 brachten die Fraktionen CDU und FDP bei dem Antrags-
gegner einen neuen Änderungsantrag zu Drs. 17/5502 ein (Drs. 17/5562). Dieser 
Änderungsantrag Drs. 17/5562 sah nunmehr als Beginn der Untersuchung durch 
den 23. PUA in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 6., 7. „seit 
dem 19.02.2013“ vor – also das Datum, an dem sich der amtierende Landtag der 
17. Wahlperiode konstituiert und mithin die aktuelle Wahlperiode begonnen hat. 

Drs. 17/5562 (Anlage 8). 

Die Fraktionen CDU und FDP begründeten die Datierung des Untersuchungsbe-
ginns auf den 19.2.2013 durch den Änderungsantrag Drs. 17/5562 damit, dass 
ihr Interesse nach dem Scheitern der Kompromissversuche nunmehr dahingehe, 
„im Wesentlichen die Zeit der amtierenden Landesregierung in den Blick zu neh-
men“. 

Niederschrift über die 40. Sitzung des Ältestenrates am 14.4.2016, S. 3. 

Auch dieser Änderungsantrag Drs. 17/5562 stammt ausweislich seiner Über-
schrift von der „Fraktion der CDU“ und der „Fraktion der FDP“. 

Drs. 17/5562, S. 1. 
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Unterschrieben ist der Änderungsantrag Drs. 17/5562 mit „Für die Fraktion der 
CDU: Jens Nacke, Parlamentarischer Geschäftsführer“ und „Für die Fraktion der 
FDP: Christian Grascha, Parlamentarischer Geschäftsführer“. 

Drs. 17/5562, S. 7. 

„Teilnehmerlisten“ oder „Anwesenheitslisten“ oder sonstige Unterschriftenlisten 

waren dem Änderungsantrag Drs. 17/5562 nicht beigefügt. 

V. Änderungsvorschlag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen 

zu Drs. 17/5502 und 17/5562 vom 27.4.2016 (Vorlage 1 zu Drs. 17/5502; 
Beginn des Untersuchungszeitraumes: Beginn des Bürgerkrieges in 
Syrien [Anfang 2011]) 

Mit Datum vom 27.4.2016 brachten die Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen bei dem Antragsgegner einen Änderungsvorschlag zu Drs. 17/5502 und 
17/5562 ein (Vorlage 1 zu Drs. 17/5502). 

Inhaltlich unterscheidet sich dieser Änderungsvorschlag von dem Antrag Drs. 
17/5502 und dem Änderungsantrag Drs. 17/5562 der Fraktionen CDU und FDP 
nur insofern, als der Beginn der Untersuchung durch den 23. PUA in Ziff. I. Nr. 1., 
2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. auf „seit dem Beginn des Bürgerkriegs 
in Syrien (Anfang 2011)“ bzw. „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien“ 
festgelegt wird. 

Vorlage 1 zu Drs. 17/5502 (Anlage 9). 

Mit diesem Änderungsvorschlag wollten die Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen der „willkürlich(en)“ und „wild(en)“ Veränderung des Beginns der Unter-
suchung durch die Fraktionen CDU und FDP, die „fast täglich eine neue 
Jahres-zahl“ präsentierten, entgegentreten und den Zeitraum der von den 
Fraktionen CDU und FDP gewünschten parlamentarischen Untersuchung so 
bestimmen, dass eine wahrheitsorientierte Aufklärung des relevanten 
Sachverhaltes, nämlich 
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der Reaktion des Niedersächsischen Staates auf die Gefährdungen der Sicher-
heit in Niedersachsen durch Islamismus und Terrorismus, möglich ist. Da der 
„sachliche Kontext“ des von dem 23. PUA zu untersuchenden Lebenssachver-
haltes „vom Beginn des Syrienkrieges bis heute (besteht) und … eben nicht ab-
hängig von dem Datum der Wahl eines Ministerpräsidenten“ ist, schlugen die 
Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen als Untersuchungsbeginn den Be-
ginn des Bürgerkrieges in Syrien (Anfang 2011) vor. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9739 f. 

Bei einer zeitlichen Beschränkung des Untersuchungsauftrages des 23. PUA auf 
den Beginn der 17. Wahlperiode des Landtages am 19.2.2013 würde ein einheit-
licher, bis in das Jahr 2011 zurückreichender Lebenssachverhalt willkürlich auf-
gegliedert und müsste der Untersuchungsausschuss zum Beispiel für die Aufklä-
rung relevante Aussagen von Zeugen zu der Zeit vor dem 19.2.2013 zurückwei-
sen. 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9747 f.: Helge 
Limburg, Stellvertretender Vorsitzender der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: „Sie 
(scil.: die Fraktionen der CDU und FDP) wollen untersuchen, inwieweit … ehemalige 
Studierende der 2012 verbotenen Islamschule Braunschweig heute im Umfeld von 
deutschsprachigen Islamkreisen aktiv sind. Sobald ein Beamter aus der Zeit vor dem 
Verbot berichten wollen würde, müssten wir sofort sagen: Halt! Das ist nicht vom 
Untersuchungsauftrag gedeckt! Das darfst Du uns nicht erzählen!“ Ein weiteres Bei-
spiel: Wenn Beamte „über islamistische Ausreisen berichten wollten, dann müssten 
wir sagen: Nein, jetzt bitte nur noch ab Februar 2013! – Das ist doch mehr als 
le-bensfremd.“ 

Es ist „absurd …, sich vorzustellen, dass die Fehler und Versäumnisse bei der 
Bekämpfung des Salafismus erst unter dieser Landesregierung angefangen 
hät-ten.“ 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9749. 
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VI. Beschlussempfehlung des Ältestenrates vom 27.4.2016 (Drs. 17/5639; 
Beginn des Untersuchungszeitraumes: Beginn des Bürgerkrieges in 
Syrien Anfang 2011) 

Der Ältestenrat empfahl dem Landtag mit Beschlussempfehlung vom 27.4.2016 
(Drs. 17/5639), den Antrag auf Einsetzung eines 23. PUA in der Fassung anzu-
nehmen, die dem Änderungsvorschlag der Fraktionen der SPD und Bündnis 
90/Die Grünen (Vorlage 1 zu Drs. 17/5502) entspricht (Beginn des Untersu-
chungszeitraumes in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7.: 
„seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ bzw. „seit dem Be-
ginn des Bürgerkriegs in Syrien“). 

Drs. 17/5639 (Anlage 10). 

VII. Änderungsantrag der Fraktionen CDU und FDP zu Drs. 17/5502 und 
17/5639 vom 4.5.2016 (Drs. 17/5682; Beginn des Untersuchungszeit 
raumes: 19.2.2013) 

Mit Datum vom 4.5.2016 brachten die Fraktionen CDU und FDP erneut einen 
Änderungsantrag zu Drs. 17/5502 und 17/5639 ein (Drs. 17/5682). Dieser Ände-
rungsantrag entspricht inhaltlich ihrem Änderungsantrag zu Drs. 17/5502 vom 
14.4.2016 (Drs. 17/5562). Beide Änderungsanträge sehen übereinstimmend als 
Beginn des Untersuchungszeitraumes in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu 
Nr. 1., 2., 5., 6., 7. „seit dem 19.02.2013“ vor. 

Urheber des Änderungsantrages Drs. 17/5682 sind ausweislich seiner Über-
schrift die „Fraktion der CDU“ und die „Fraktion der FDP“. 

Drs. 17/5682, S. 1 (Anlage 11). 

Unterschrieben ist der Änderungsantrag Drs. 17/5682 mit „Für die Fraktion der 
CDU: Jens Nacke, Parlamentarischer Geschäftsführer“ und „Für die Fraktion der 
FDP: Christian Grascha, Parlamentarischer Geschäftsführer“. 

Drs. 17/5682, S. 7. 
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„Teilnehmerlisten“ oder „Anwesenheitslisten“ oder sonstige Unterschriftenlisten 

waren dem Änderungsantrag Drs. 17/5682 nicht beigefügt. 

Diesen Änderungsantrag Drs. 17/5682 begründete der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU-Fraktion, Jens Nacke, in der 97. Plenarsitzung des Land-
tages am 4.5.2016 mit dem folgenden Anliegen der Fraktionen CDU und FDP: 
„Uns geht es derzeit darum, wie die Sicherheitsbehörden bei den konkreten Ge-
fährdungslagen, die wir jetzt haben, … arbeiten. Uns geht es darum, dass sie ihre 
Arbeit verbessern können.“ 

Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 97. Plenarsitzung am 4.5.2016, S. 9737. 

VIII. Beschluss des Landtages vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687; Beginn des 
Untersuchungszeitraumes: Beginn des Bürgerkrieges in Syrien 
Anfang 2011) 

Der Landtag beschloss in seiner 97. Sitzung vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687) die 
Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses – „Tätig-
keit der Sicherheitsbehörden gegen die islamistische Bedrohung in 
Niedersach-sen“ entsprechend der Beschlussempfehlung des Ältestenrates vom 
27.4.2016 (Drs. 17/5639). Als Beginn des Untersuchungszeitraumes des 23. 
PUA ist dementsprechend in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 
7. „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ bzw. „seit dem 
Beginn des Bürgerkriegs in Syrien“ vorgesehen. 

Drs.   17/5687   (Anlage   12);   Nds.   Landtag,   17.   Wahlperiode,   97.   
Plenarsitzung   am 4.5.2016, S. 9750. 

IX. Antrag auf Organstreitverfahren 

Gegen diesen Beschluss des Landtages wenden sich 35 Abgeordnete der Frak-
tion CDU und 1 Abgeordneter der Fraktion FDP mit ihrem Antrag im Organstreit-
verfahren (nur) insoweit, als er in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. und in Ziff. II. Zu Nr. 1., 
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2., 5., 7. den Beginn des Untersuchungszeitraumes für den 23. Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss abweichend von dem „Einsetzungsantrag der 
Antragsteller in der Fassung des Änderungsantrags vom 04.05.2016 (Drs. 
17/5682) vom »19.02.2013« auf den »Beginn des Bürgerkrieges in Syrien 
(Anfang 2011)« beziehungsweise auf den »Beginn des Bürgerkrieges in Syrien« 
ausgedehnt hat.“ 

Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 3. 

Zur Begründung tragen die Antragsteller zum einen vor, dass der Antragsgegner 
sie durch seinen Beschluss vom 4.5.2016 „in ihrem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 
2 NV“ verletzt habe. Er habe den Untersuchungszeitraum für den 23. PUA gegen 
den Willen der Antragsteller auf die Zeit ab dem Beginn des Syrienkrieges Anfang 
2011 ausgedehnt, ohne dass die Voraussetzungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV 
vorgelegen hätten. 

Dass „die Antragsteller“ in Ziff. I. 3., 4., 6. und in Ziff. II. Zu 3., 4. „ihrer“ Anträge 
auf Einsetzung eines 23. PUA (Drs. 17/5502, 17/5552, 17/5562, 17/5682) selbst 
keinerlei zeitliche Begrenzung vorgesehen haben, habe seinen Grund darin, 
dass es sich insoweit um „gut abtrennbar(e)“ „Einzelfall-Kontrollenquete(n)“ und 
zumal um „einen Randaspekt“ handele, dem „nur eine kleine, untergeordnete 
Rolle“ zukomme (Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 17 f.). Der Schwerpunkt der 
Untersuchung des 23. PUA liege „auf der Zeit nach dem Regierungswechsel 
2013“ (Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 18). 

Nach Ansicht der Antragsteller verstößt die zeitliche Ausdehnung des Untersu-
chungsauftrages durch den Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 zum 
anderen gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot. Die Bezeichnung 
„seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ sei zu unkonkret, da 
sich ihr kein genauer Tag für den Beginn der Untersuchung entnehmen lasse 
(Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 22 f.). 
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B. Unzulässigkeit des Antrages 

Das Organstreitverfahren ist bereits unzulässig. Zwar sind die 36 Abgeordneten 
der Fraktionen CDU und FDP als Antragsteller im Organstreitverfahren parteifä-
hig (s. Ziff. I.). Nach überwiegender Ansicht in der Rechtsprechung und im Schrift-
tum ist auch der Landtag als Antragsgegner parteifähig (s. Ziff. II.). Den Antrag-
stellern fehlt jedoch die erforderliche Antragsbefugnis, weil eine Verletzung eige-
ner verfassungsrechtlicher Rechte aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 NV durch den 
streitgegenständlichen Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 (s. Ziff. III.) 
von vornherein ausgeschlossen ist. In dem verfassungsrechtlichen Recht aus 
Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV kann nur derjenige verletzt sein, dessen Antrag auf 
Einsetzung einer Minderheitsenquete vom Landtag abgelehnt oder verändert 
wird. Die Antragsteller des Organstreitverfahrens haben jedoch keinen Antrag auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gestellt, von dem der Antragsgeg-
ner abgewichen sein könnte (s. Ziff. IV.). Vor diesem Hintergrund kann und soll 
dahinstehen, ob die Zulässigkeit des Organstreitantrages auch daran scheitert, 
dass die Antragsteller es versäumt haben, die richtige Bestimmung der Nieder-
sächsischen Verfassung zu bezeichnen, gegen die die beanstandete Maßnahme 
des Antragsgegners verstoßen haben soll (s. Ziff. V.). 

I. Antragsteller 

Als Antragsteller im Organstreitverfahren parteifähig sind gem. Art. 54 Nr. 1 NV, § 
8 Nr. 6 NStGHG oberste Landesorgane oder andere Beteiligte, die durch die 
Niedersächsische Verfassung oder die Geschäftsordnung des Landtages (oder 
der Landesregierung) mit eigenen Rechten ausgestattet sind. 

Die 36 Abgeordneten der Fraktionen CDU und FDP, die den Antrag im Organ-
streitverfahren gestellt haben, sind mit eigenen verfassungsrechtlichen Rechten 
ausgestattete andere Beteiligte iSd Art. 54 Nr. 1 NV, § 8 Nr. 6 NStGHG. Ihnen 
steht gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV bei einem Antrag von mindestens einem 
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Fünftel der Mitglieder des Landtages das Recht auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses zu (Minderheitsenquete), wenn nicht die Voraussetzungen 
des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV für eine Ausdehnung des Untersuchungsauftrages 
gegen den Willen der Antragsteller vorliegen. 

II. Antragsgegner 

Als Antragsgegner im Organstreitverfahren parteifähig sind gem. Art. 54 Nr. 1 
NV, § 8 Nr. 6 NStGHG ebenfalls oberste Landesorgane oder andere Beteiligte, 
die durch die Niedersächsische Verfassung oder die Geschäftsordnung des 
Landtages (oder der Landesregierung) mit eigenen Rechten ausgestattet sind. 

Bei einem Streit über die Einsetzung einer Minderheitsenquete ist nach Ansicht 
der Rechtsprechung und des Schrifttums der Landtag als Antragsgegner partei-
fähig, weil die Verpflichtung zur Einsetzung der Enquete den Landtag „als 
Gan-zen“, d.h. als Verfassungsorgan, treffe (s. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV: 
„der Landtag“). 

Statt vieler HessStGH, P.St. 2290 vom 13.4.2011, Rn. 72 (juris); BayVerfGHE 30, 48 
(58); Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. Rn. 
141; Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsaus-
schüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. 
Aufl. 2016, Kap. 8 Rn. 13; Seidel, BayVBl. 2002, 97 (99). 

Die den Einsetzungsantrag der qualifizierten Landtagsminderheit ablehnende 
oder verändernde Mehrheit des Landtages scheide als Antragsgegner aus. 

So Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. Rn. 141. 

Auf der Grundlage dieser Auffassung wäre vorliegend der Niedersächsische 
Landtag Antragsgegner im Organstreit, da er den streitgegenständlichen 
Be-schluss vom 4.5.2016 zur Einsetzung des 23. PUA (Drs. 17/5687) getroffen 
hat. 

Diese Sichtweise beruht jedoch auf einer formalistischen Betrachtungsweise und 
wird dem Wesen des Organstreites als kontradiktorischem Verfahren zwischen 
der oppositionellen Minderheit und der regierungstragenden Mehrheit im Landtag 
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nicht gerecht. Der Streit über die Zulässigkeit einer Ablehnung oder Veränderung 
eines Antrages der qualifizierten Landtagsminderheit auf Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses besteht nicht zwischen der Landtagsminderheit und 
dem Landtag als Plenum, sondern zwischen der oppositionellen Minderheit und 
der regierungstragenden Mehrheit des Landtages. Es handelt sich der Sache 
nach um einen intraorganschaftlichen Streit. Auch wenn der Beschluss zur Ein-
setzung des Untersuchungsausschusses formal von dem Landtag als Verfas-
sungsorgan getroffen wird, kommt er bei der Ablehnung oder Veränderung eines 
Minderheitsantrages gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV materiell-inhaltlich aus-
schließlich mit den Stimmen der Regierungsmehrheit zustande. Dies spricht da-
für, dass als Antragsgegner im Organstreit ausschließlich die den 
Einsetzungs-beschluss tragende Mehrheit des Landtages in Betracht kommt. Die 
Antragsteller hätten ihren Organstreitantrag dementsprechend gegen die 
Abgeordneten der regierungstragenden Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen richten müssen. 

Dass der Landtag als Antragsgegner in dem vorliegenden Fall der veränderten 
Einsetzung einer von der Landtagsminderheit beantragten Minderheitsenquete 
ausscheidet, erhellt auch aus den verfahrensrechtlichen Konsequenzen einer 
Antragsgegnerschaft des Landtages. Ist der Landtag Antragsgegner im Organ-
streit, muss er das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof führen und müssen die 
Schriftsätze vom Plenum beschlossen werden. Da im Plenum auch die Abgeord-
neten der Oppositionsfraktionen vertreten sind, erhalten sie – die Antragsteller im 
Organstreit sind – frühzeitig Kenntnis von den Schriftsätzen und entsprechend 
von der Prozessstrategie des Antragsgegners. Sie müssen die Schriftsätze des 
Antragsgegners als Teil des Plenums sogar mitbeschließen! Dementsprechend 
musste der vorliegende Schriftsatz der Prozessbevollmächtigten des Antrags-
gegners sowohl von dem Rechtsausschuss als auch von dem Plenum des Land-
tages gegen die Stimmen der Abgeordneten der Oppositionsfraktionen CDU und 
FDP beschlossen werden. Die Abgeordneten der Fraktionen CDU und FDP, die 
Antragsteller im Organstreitverfahren sind, haben auf diese Weise frühzeitig 
Kenntnis  von   der   Prozessstrategie   des   Antragsgegners  erhalten,  
wodurch   die 
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prozessuale Stellung des Landtages als Antragsgegner im Organstreit erheblich 
geschwächt wurde. Eine solche verfassungsrechtlich bedenkliche fehlende 
pro-zessuale „Waffengleichheit“ zulasten des Antragsgegners und zugunsten 
des Antragstellers im Organstreit wird nur vermieden, wenn in Fällen wie dem 
vorliegenden als Antragsgegner nicht der Landtag als Verfassungsorgan 
parteifähig ist, sondern der Organstreitantrag gegen die Abgeordneten der 
regierungstragenden Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen zu richten ist, 
mit deren Stimmen der streitgegenständliche Beschluss vom 4.5.2016 gefasst 
wurde. 

Da der Organstreitantrag jedenfalls aus dem weiteren Grunde unzulässig ist, 
dass den Antragstellern die erforderliche Antragsbefugnis fehlt (s. Ziff. IV.), kann 
die Parteifähigkeit des Landtages aber letztlich dahinstehen. 

III. Streitgegenstand 

Streitgegenstand sind gem. § 30 NStGHG iVm § 64 Abs. 1 BVerfGG alle rechts-
erheblichen Maßnahmen oder Unterlassungen im Rahmen eines verfassungs-
rechtlichen Rechtsverhältnisses. 

Zum Erfordernis der Rechtserheblichkeit der Maßnahme oder Unterlassung statt 
aller BVerfGE 92, 80 (87); 103, 81 (86); 118, 277 (317); Schlaich/Korioth, in: 
Schlaich/Korioth (Hrsg.), Das Bundesverfassungsgericht, 10. Aufl. 2015, 4. Teil 2. 
Abschnitt Ziff. II. 2. Rn. 93. 

Die Antragsteller wenden sich mit ihrem Organstreitantrag gegen den Beschluss 
des Antragsgegners vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687), mit dem dieser den 23. Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss in der der Beschlussempfehlung des Äl-
testenrates vom 27.4.2016 entsprechenden Fassung (Drs. 17/5639) eingesetzt 
hat. Bei diesem Landtagsbeschluss handelt es sich um eine rechtserhebliche 
Maßnahme im Rahmen eines verfassungsrechtlichen Rechtsverhältnisses, weil 
die Beteiligten als Verfassungsorgan (Antragsgegner) bzw. Teile eines Verfas-
sungsorgans (Antragsteller) um die Vereinbarkeit des Beschlusses des Antrags-
gegners mit Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV streiten. 
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IV.        Antragsbefugnis 

Die Zulässigkeit des Organstreitantrages scheitert in jedem Fall daran, dass die 
Antragsteller nicht antragsbefugt sind. Gem. § 30 NStGHG iVm § 64 Abs. 1 
BVerfGG müssen die Antragsteller geltend machen, dass sie durch die streitge-
genständliche Maßnahme des Antragsgegners in ihnen durch die Niedersächsi-
sche Verfassung übertragenen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet sind. 
Erforderlich und zugleich ausreichend ist die Möglichkeit einer Verletzung oder 
unmittelbaren Gefährdung eigener verfassungsrechtlicher Rechte. 

Vgl.   BVerfGE  94,   351  (362  f.);   99,   19   (28);   104,  310  (325);   BaWüStGH,   
GR   2/07 vom 26.7.2007, Rn. 68 f. (juris). 

Eine solche Möglichkeit der Verletzung oder unmittelbaren Gefährdung eigener 
verfassungsrechtlicher Rechte der Antragsteller besteht nur, wenn sie nicht von 
vornherein nach jeder Betrachtungsweise ausgeschlossen ist. 

Vgl.   BVerfGE  94,   351  (362  f.);   99,   19   (28);   104,  310  (325);   BaWüStGH,   
GR   2/07 vom 26.7.2007, Rn. 68 f. (juris). 

„Für eine allgemeine, von eigenen Rechten des Antragstellers losgelöste, abs-
trakte Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit einer angegriffenen Maßnahme ist im 
Organstreit kein Raum.“ Der Organstreit ist kein objektives Beanstandungsver-
fahren. 

BVerfGE 118, 288 (318 f.); vgl. auch BVerfGE 104, 151 (193 f.). 

Im vorliegenden Verfahren ist eine Verletzung oder Gefährdung eigener verfas-
sungsrechtlicher Rechte der Antragsteller des Organstreites von vornherein aus-
geschlossen. Die von ihnen geltend gemachte Verletzung des Rechts aus Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV scheidet nach jeder Betrachtungsweise aus. In dem Recht aus 
Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV auf (unveränderte) Einsetzung einer 
Minderheitsenquete kann nur derjenige verletzt sein, dessen Antrag auf Einset-
zung einer solchen Enquete vom Landtag abgelehnt oder verändert wird. Es ist 
eine   Identität   zwischen   den   Antragstellern   des   Organstreitverfahrens   
und   den 

http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv104151.html%23193
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Antragstellern der Minderheitsenquete erforderlich (s. Ziff. 1.). Der Einsetzungs-
antrag muss dabei gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV von mindestens einem 
Fünftel der Abgeordneten des Landtages gestellt werden. Nicht antragsberech-
tigt sind Fraktionen als solche (s. Ziff. 2. a]). In formeller Hinsicht ausreichend für 
einen Minderheitsantrag von einem Fünftel der Landtagsabgeordneten gem. Art. 
27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV ist ein Antrag, der von einer entsprechenden Zahl an 
Abgeordneten unterschrieben ist. Eine Stellvertretung bei der Stellung des 
Einsetzungsantrages von einem Fünftel der Landtagsabgeordneten durch eine 
Fraktion scheidet aus. Ein von dem Vorsitzenden oder einem anderen 
ver-tretungsbefugten Mitglied einer Fraktion unterzeichneter Einsetzungsantrag 
genügt allenfalls, wenn dem Antrag die Unterstützungserklärungen einer dem 
Quorum des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV entsprechenden Zahl von 
Abgeordneten beigefügt sind. Aus diesen Unterstützungserklärungen muss 
wegen der gebotenen Rechtssicherheit und -klarheit eindeutig hervorgehen, 
dass der Antrag auf Einsetzung des Untersuchungsausschusses von einer 
ausreichenden Zahl an personell identifizierbaren Abgeordneten getragen wird 
(s. insgesamt Ziff. 2. b]). 

Die Antragsteller des Organstreitverfahrens haben keinen Antrag auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses gestellt. Der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 
sowie der Änderungsantrag Drs. 17/5682 wurden nicht von den Antragstellern 
des Organstreites, sondern von den Fraktionen CDU und FDP gestellt. Da die 
Antragsteller des Organstreites keinen Antrag auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses gestellt haben, sind sie durch den Einsetzungsbeschluss 
des Antragsgegners vom 4.5.2016 auch nicht in eigenen verfassungsrechtlichen 
Rechten aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV verletzt (s. Ziff. 3.). 

Im Übrigen sind die Antragsteller auch deswegen nicht antragsbefugt, weil der 
Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot sowie gegen das 
verfassungsrechtliche Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes 
verstößt. Ein verfassungswidriger und mithin nichtiger Antrag auf Einset- 
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zung eines Untersuchungsausschusses begründet keine Verpflichtung des Land-
tages und kein entsprechendes Recht der Landtagsminderheit auf (unverän-
derte) Einsetzung des Ausschusses gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 
NV (s. noch Ziff. C. I. und II.). 

1. Antragsbefugnis setzt Personenidentität zwischen dem Antragsteller 

des Organstreites und dem Antragsteller der Minderheitsenquete vo-
raus 

Die Möglichkeit einer Verletzung des verfassungsrechtlichen Rechtes aus Art. 27 
Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV auf (unveränderte) Einsetzung einer Minder-
heitsenquete und mithin eine Antragsbefugnis im Organstreitverfahren besteht 
nur für denjenigen, der beim Landtag einen Antrag auf Einsetzung einer Minder-
heitsenquete gestellt hat. Antragsbefugt im Organstreit ist nur, wer „selbst zu-
gleich Antragsteller… für die Einsetzung des Untersuchungsausschusses“ ist. 

BayVerfGHE 38, 165 (174). 

Die Verletzung eigener verfassungsrechtlicher Rechte aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 
Alt. 2 und Satz 2 NV kann daher im Organstreitverfahren nur geltend machen, 
wer die qualifizierte Minderheit ausmacht, deren Antrag auf Einsetzung einer Min-
derheitsenquete von dem Landtag abgelehnt oder verändert wurde. 

Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. Rn. 142; 
vgl. Glauben, in: Kahl/Waldhoff/Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundge-
setz, 178. AL April 2016, Art. 44 Rn. 181. 

Die Antragsbefugnis im Organstreitverfahren wird erst „mit Stellung des Antrags 
auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses »geboren«“. 

Seidel, BayVBl. 2002, 97 (98); Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung 
zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 8 Rn. 7. 
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Die Stellung eines Antrages auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

konstituiert erst die Antragsbefugnis im Organstreitverfahren. 

Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 
2010, Art. 44 Rn. 93; Bethge, in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein u.a. (Hrsg.), Bun-
desverfassungsgerichtsgesetz, Kommentar, Stand: 48. EL Februar 2016, § 63 Rn. 
48; Jekewitz, DÖV 1984, 187 (194); vgl. auch Hermes, in: 
Däubler-Gmelin/Kin-kel/Meyer u.a. (Hrsg.), Festschrift für Mahrenholz, 1994, S. 349 
(360). 

Ein die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ablehnender oder verän-
dernder Landtagsbeschluss hat rechtliche Auswirkungen nur auf das Minder-
heitsrecht der Antragsteller des Einsetzungsantrages. 

BayVerfGHE 38, 165 (174). 

Die Antragsbefugnis im Organstreitverfahren setzt mithin voraus, dass der An-
tragsteller des Organstreites personenidentisch ist mit dem Antragsteller der Min-
derheitsenquete. 

BayVerfGHE 38, 165 (174). 

„Fehlt es an diesem doppelt identischen Minderheitsquorum, fehlt es auch an der 
Antragsbefugnis“. 

Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. Rn. 142. 

„Derjenige, der keinen Antrag (auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses) gestellt hat, kann von vornherein nicht durch eine ablehnende Entscheidung 
in einem Anspruch auf eine positive Entscheidung verletzt sein.“ 

BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 70 (juris); Peters, Untersuchungsaus-
schussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. Rn. 142. 

Die Geltendmachung der Verletzung des verfassungsrechtlichen Rechtes aus 
Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV im Organstreitverfahren durch eine 
andere Person(engruppe) als diejenige, die den Antrag auf Einsetzung einer Min-
derheitsenquete gestellt hat, scheidet daher aus. 
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2. Antragsteller   des   Einsetzungsantrages   gem.   Art.   27   Abs.   1   
Satz   1 

Alt. 2 NV 

a) Ein Fünftel der Mitglieder des Landtages 

Zur Stellung eines Antrages auf Einsetzung einer Minderheitsenquete berechtigt 
ist gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV mindestens ein Fünftel der Mitglieder des 
Landtages. 

Antragsberechtigt ist damit unstreitig eine Gruppe von Abgeordneten, der min-

destens ein Fünftel der Mitglieder des Landtages angehören. 

Vgl. statt aller BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 70 (juris). 

Die Mehrheit der Mitglieder des Landtages wird dabei gem. Art. 74 NV nach der 
gesetzlichen Mitgliederzahl berechnet. Da der Niedersächsische Landtag gem. § 
1 Abs. 1 Satz 1 NLWG 135 gesetzliche Mitglieder hat, kann ein Antrag auf Ein-
setzung einer Minderheitsenquete von mindestens 27 Abgeordneten gestellt wer-
den. 

Statt aller Mielke, in: Epping/Butzer u.a. (Hrsg.), Hannoverscher Kommentar zur Nie-
dersächsischen Verfassung, Handkommentar, 2012, Art. 74 Rn. 8. 

Nicht antragsberechtigt gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV sind Fraktionen als 
solche. Der Antrag einer Fraktion verträgt sich weder mit dem höchstpersönlichen 
Charakter des Antragsrechtes aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV noch mit dem 
ebenfalls durch Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV gebotenen Schutz der qualifizierten 
Minderheit (s. näher Ziff. B. IV. 2. b] bb]) noch mit der Fraktionsunabhängigkeit 
des Einsetzungsrechtes der Minderheit. Das Recht zur Beantragung einer 
Minderheitsenquete steht einem Fünftel der Landtagsmitglieder unabhängig von 
einer (Mehrheits-)Entscheidung ihrer jeweiligen Fraktionen zu. Außerdem kann 
das Minderheitsrecht fraktionsübergreifend ausgeübt werden. Auch können ver-
schiedene Minderheiten innerhalb einer Fraktion verschiedene Anträge auf Ein-
setzung von  Untersuchungsausschüssen stellen.  Mit dieser 
Fraktionsunabhän- 
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gigkeit des Minderheitsrechtes des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV ist ein Antrags-
recht von Fraktionen nicht vereinbar, weil Fraktionsanträge als Anträge aller Ab-
geordneten der Fraktion gelten. Etwas Anderes kann allenfalls gelten, wenn der 
entsprechende Fraktionsbeschluss über die Beantragung eines Untersuchungs-
ausschusses einstimmig in der Form getroffen wird, dass sämtliche Abgeordne-
ten der Fraktion dem Fraktionsantrag zustimmen. Lediglich mit Fraktionsmehrheit 
oder gar allein durch den Fraktionsvorsitzenden beschlossene Einsetzungsan-
träge von Fraktionen sind dagegen unwirksam und mithin nichtig. Sie lösen keine 
Pflicht des Landtages zur Einsetzung einer Minderheitsenquete aus. 

Zum fehlenden Antragsrecht von Fraktionen auf Einsetzung einer Minderheitsen-
quete statt vieler Umbach, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiter-
kommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 Rn. 22; Leisner, in: Sodan (Hrsg.), Grundgesetz, 
Kommentar, 3. Aufl. 2015, Art. 44 Rn. 11; die Frage offengelassen hat BaWüStGH, 
GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 86 (juris); unklar Birkner, in: Epping/Butzer u.a. (Hrsg.), 
Hannoverscher Kommentar zur Niedersächsischen Verfassung, Handkommentar, 
2012, Art. 27 Rn. 13; das BVerfG hat in BVerfGE 67, 100 (126) zwar die Antragsbe-
fugnis einer Fraktion im Organstreitverfahren „in ihrer Eigenschaft als konkrete An-
tragsminderheit im Sinne des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG“ bejaht; in dem der Entschei-
dung zugrundeliegenden Fall ging es jedoch nicht um die Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses, sondern um die Durchsetzung des Beweiserhebungsrech-
tes des Untersuchungsausschusses. 

Etwas Anderes folgt nicht aus § 38 Abs. 1 GO LT, wonach selbstständige An-
träge, mit denen der Landtag um eine Entschließung, eine Zustimmung oder ei-
nen sonstigen, nicht besonders geregelten Beschluss gebeten wird, u.a. von ei-
ner Fraktion oder von mindestens zehn Mitgliedern des Landtages eingebracht 
werden können. Diese Geschäftsordnungsbestimmung regelt nicht spezifisch die 
Antragsberechtigung für die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gem. 
Art. 27 Abs. 1 Satz 1 NV. Sie ist daher verfassungskonform so auszulegen, dass 
ein Fraktionsantrag gem. § 38 Abs. 1 GO LT nicht zulässig ist, wenn er von 
Ver-fassungs wegen ausgeschlossen ist. Anträge von Fraktionen auf Einsetzung 
einer Minderheitsenquete sind, wie gezeigt, nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV 
und mithin auch nach § 38 Abs. 1 GO LT unzulässig. 

Ebenso bezogen auf §§ 75 Abs. 1 lit. d), 76 Abs. 1 GO BT, wonach Anträge beim 
Deutschen Bundestag von einer Fraktion oder von 5% der Mitglieder des Bundesta-
ges eingebracht werden können, Umbach, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundge-
setz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 Rn. 22. 
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Abzulehnen ist die vereinzelt vertretene Ansicht, dass der Einsetzungsantrag ei-
ner Fraktion mit einer Mitgliederzahl, die dem verfassungsrechtlichen Minder-
heitsquorum entspricht, als Minderheitsantrag genüge, solange die tatsächliche 
Vermutung, dass der Fraktionsantrag von allen Fraktionsmitgliedern getragen 
wird, nicht aufgrund der Umstände des Einzelfalls erschüttert werde. 

So Seidel, BayVBl. 2002, 97 (101) bezogen auf Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG; Brocker, 
in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), Beck`scher Onlinekommentar zum Grundgesetz, 29. 
Edition, Stand: 1.6.2016, Art. 44 GG Rn. 22.1. 

Bei einer solchen Konstellation lässt sich nicht mit der gebotenen Rechtssicher-
heit feststellen, dass der Fraktionsantrag tatsächlich von sämtlichen Abgeordne-
ten der Fraktion getragen wird, was aber mit Blick auf den durch Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 NV gebotenen Schutz der Minderheit erforderlich ist. Abgesehen 
davon wurde der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Ände-
rungsantrages Drs. 17/5682 nicht (nachweislich) von sämtlichen Fraktionsmit-
gliedern getragen (s. Ziff. B. IV. 3.). 

Selbst sofern man aber als Einsetzungsantrag iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV 
den Antrag einer Fraktion genügen ließe, wäre wegen der erforderlichen Perso-
nenidentität zwischen dem Antragsteller des Einsetzungsantrages und dem An-
tragsteller des Organstreites (s. Ziff. B. IV. 1.) bei einer Ablehnung oder Verän-
derung des Fraktionsantrages durch den Landtag nur die Fraktion – und nicht 
einzelne Abgeordnete der Fraktion – antragsbefugt im Organstreitverfahren. 

b) Formelle Anforderungen an den Einsetzungsantrag von einem Fünftel 
der Mitglieder des Landtages 

Zu klären bleibt damit, welche Anforderungen an einen Antrag von mindestens 
27 Abgeordneten des Landtages auf Einsetzung einer Minderheitsenquete gem. 
Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV in formeller Hinsicht zu stellen sind. 
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aa)      Unstreitig ausreichend: Einsetzungsantrag, der von einem Fünftel der 

Landtagsabgeordneten eigenhändig unterschrieben ist 

Unstreitig ausreichend ist ein Einsetzungsantrag, der von sämtlichen mindestens 
27 Abgeordneten des Landtages eigenhändig unterschrieben ist. Ein solcher An-
trag genügt unzweifelhaft den Anforderungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV. 

Statt aller bezogen auf die Verfassung Baden-Württembergs RStGH, RGZ 104, Anh. 
S. 423 (427); bezogen auf Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG H. H. Klein, in: Her-
zog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL 
Dezember 2015, Art. 44 Rn. 75: „Antrag muss von mindestens einem Viertel der 
Mitglieder des Bundestages unterzeichnet sein.“; Umbach, in: Umbach/Clemens 
(Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 Rn. 22; Geis, in: 
Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 55 Rn. 22; Glauben/Brocker, Das Recht der parlamen-
tarischen Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kom-
mentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 4 Rn. 11; Seidel, BayVBl. 2002, 97 (101). 

In diesem Fall ist sichergestellt, dass eine dem verfassungsrechtlichen Minder-
heitsquorum des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV genügende Zahl an Abgeordne-
ten den Einsetzungsantrag unterstützt und diese Abgeordneten personell identi-
fizierbar sind, sodass feststeht, wer zur Geltendmachung des verfassungsrecht-
lichen Minderheitsrechtes im Organstreitverfahren berechtigt ist. 

Vgl. Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsaus-
schüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. 
Aufl. 2016, Kap. 4 Rn. 11. 

bb)      Unzulässigkeit einer Stellvertretung bei dem Einsetzungsantrag 

Wegen des Charakters des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV als höchstpersönliches 
Recht scheidet nach allgemeiner Ansicht eine Stellvertretung bei der Stellung des 
Einsetzungsantrages nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV aus. Die antragsbe-
rechtigte Gruppe der 27 Abgeordneten kann nicht durch einzelne oder einige Ab-
geordnete oder durch ihre Fraktion(en) vertreten werden. Eine solche Stellvertre-
tung ist mit dem Charakter des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV unvereinbar, der 
das Antragsrecht der qualifizierten Landtagsminderheit als höchstpersönliches 
Recht gewährleistet und daher von den übereinstimmenden Willenserklärungen 
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einer Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV entsprechenden Zahl von Abgeordneten 

abhängig macht. 

Hinzu kommt, dass § 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT die Möglichkeit einer Stellvertretung 
nur für Anträge von Fraktionen und nicht für Anträge von Abgeordneten vorsieht. 
Gem. § 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT müssen Anträge einer Fraktion „von mindestens 
einem vertretungsbefugten Mitglied“ unterschrieben sein. Die „Vertretung der 
Fraktionen“ regelt § 2a GO LT, wonach die Fraktionen beim Einreichen von An-
trägen durch ihre Vorsitzenden, ihre stellvertretenden Vorsitzenden oder ihre 
Parlamentarischen Geschäftsführer/innen vertreten werden. Im Gegensatz dazu 
müssen Anträge von Abgeordneten nach § 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT „von diesen 
unterschrieben“ sein, was eine Stellvertretung ausschließt. Hätte der Landtag 
eine Stellvertretung auch für Abgeordnetenanträge zulassen wollen, hätte er in 
seiner Geschäftsordnung eine entsprechende Formulierung wählen müssen wie 
etwa die, dass Anträge von Abgeordneten „von diesen oder in deren Namen un-
terschrieben sein müssen“. 

Zur Unzulässigkeit einer Stellvertretung bei dem Antrag von Abgeordneten auf Ein-
setzung einer Minderheitsenquete vgl. nur BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 
79 (juris); Hebeler/Schulz, JuS 2010, 969 (971). 

cc)       Einsetzungsantrag   eines   Fünftels   der   Landtagsabgeordneten   bei   

Unterzeichnung des Antrages nur von einem Fraktionsvertreter? 

Fraglich ist allein, ob als Einsetzungsantrag von einem Fünftel der Landtagsab-
geordneten gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV auch ein Antrag genügt, der 
lediglich von einem vertretungsbefugten Mitglied einer Fraktion unterschrieben 
ist. 

(1) In der Rechtsprechung und im Schrifttum ist unstreitig, dass als Einsetzungs-
antrag eines Fünftels der Landtagsabgeordneten gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 
NV ein Antrag ausscheidet, der ausschließlich von dem Fraktionsvorsitzenden 
oder einem anderen vertretungsbefugten Fraktionsmitglied (z.B. stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender oder Parlamentarischer Geschäftsführer) unterschrieben 
ist und allein auf dessen Entscheidung beruht. 
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BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 87 (juris); H. H. Klein, in: Her-
zog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL 
Dezember 2015, Art. 44 Rn. 75; Geis, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 55 Rn. 22; 
Partsch, in: Ständige Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Verhandlun-
gen des 45. Deutschen Juristentages, Bd. I, Teil 3, 1964, S. 1 (33 f.); Umbach, in: 
Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 
Rn. 22. 

Ein  solcher  Antrag  ist  als   Fraktionsantrag  anzusehen,  der   den   

Anforderungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV nicht entspricht (s. Ziff. B. IV. 2. 

a]). 

(2) Dies gilt auch dann, wenn die Fraktion, deren Vorsitzender oder anderes 
ver-tretungsbefugtes Mitglied einen Einsetzungsantrag stellt, über eine dem 
Minderheitsquorum entsprechende Zahl der Mandate des Parlamentes verfügt. 

H. H. Klein, in: Herzog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, 
Bd. IV, Stand: 76. EL Dezember 2015, Art. 44 Rn. 75; Geis, in: Isensee/Kirchhof 
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III, 3. Aufl. 
2005, § 55 Rn. 22; Hebeler/Schulz, JuS 2010, 969 (971). 

(3) Dem Antragserfordernis des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV wird nach über-
wiegender Ansicht ferner nicht entsprochen, wenn der von dem Fraktionsvorsit-
zenden oder einem anderen vertretungsbefugten Fraktionsmitglied unterschrie-
bene Einsetzungsantrag auf einer Mehrheitsentscheidung der Fraktion beruht, 
selbst sofern die Mehrheit der Fraktion der Zahl nach dem für den Einsetzungs-
antrag erforderlichen Minderheitsquorum entspricht. 

Partsch, in: Ständige Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Verhandlun-
gen des 45. Deutschen Juristentages, Bd. I, Teil 3, 1964, S. 1 (33 f.); gleichsinnig 
Umbach, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 
2002, Art. 44 Rn. 22. Das BVerfG hat die Frage, ob ein von einem Fraktionsvorsit-
zenden unterzeichneter Antrag einer Fraktion auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses als Verlangen eines Viertels der Mitglieder des Bundestags im Sinne 
von Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG angesehen werden kann, in BVerfGE 96, 223 (229 f.) 
offengelassen. 

Auch ein solcher Antrag ist nicht als Abgeordnetenantrag, sondern als Fraktions-
antrag anzusehen, der den Anforderungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV 
nicht genügt (s. Ziff. B. IV. 2. a]). Hierfür spricht, dass sich ohne die Unterschriften 
der den Einsetzungsantrag tragenden Abgeordneten nicht feststellen lässt, wel-
che Abgeordneten den Antrag unterstützen und daher zur Geltendmachung des 

https://www.juris.de/jportal/portal/t/193w/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000010949BJNE006200314&doc.part=S&doc.price=0.0%23focuspoint
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verfassungsrechtlichen Minderheitsrechtes aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV im 

Organstreitverfahren berechtigt sind. 

Vgl. Partsch, in: Ständige Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Ver-
handlungen des 45. Deutschen Juristentages, Bd. I, Teil 3, 1964, S. 1 (34); Peters, 
Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 5. Kap. Rn. 116. 

Ebenso kann ohne die Unterschriften der den Einsetzungsantrag tragenden Ab-
geordneten nicht ergründet werden, ob der Landtag den Untersuchungsauftrag 
„gegen den Willen der Antragstellerinnen oder Antragsteller“ iSd Art. 27 Abs. 1 
Satz 2 NV ausdehnt. Auch hierfür muss feststehen, welche Abgeordneten den 
Einsetzungsantrag unterstützen. 

Außerdem gewährleistet Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV das Recht zur Beantra-
gung einer Minderheitsenquete durch ein Fünftel der Mitglieder des Landtages 
fraktionsunabhängig. Einem Fünftel der Abgeordneten des Landtages steht das 
Recht zur Beantragung eines Untersuchungsausschusses auch gegen den 
Mehrheitswillen und eine entsprechende (Mehrheits-)Entscheidung ihrer Fraktio-
nen zu. Hiermit verträgt sich die Zurechnung eines mehrheitlich beschlossenen 
Fraktionsantrages an alle Abgeordneten der Fraktion nicht. 

Dementsprechend sehen die Untersuchungsausschussgesetze bzw. die Ge-
schäftsordnungen der Landtage der anderen Bundesländer, soweit sie sich 
hierzu verhalten, übereinstimmend vor, dass Anträge der qualifizierten Minder-
heit zur Einsetzung eines Untersuchungsausschusses von einer entsprechenden 
Zahl von Abgeordneten unterzeichnet sein müssen. Von dem Fraktionsvorsitzen-
den oder einem anderen vertretungsberechtigten Fraktionsmitglied unterzeich-
nete Anträge genügen nicht. 

Art. 1 Abs. 1 Satz 2 UAG Bayern: Anträge auf Errichtung von Untersuchungsaus-
schüssen müssen bei ihrer Einreichung die Unterschriften von mindestens einem 
Fünftel der Mitglieder tragen.; § 2 Abs. 2 Satz 2 UAG Brandenburg: Der Antrag (von 
einem Fünftel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder) muss schriftlich unter Beifügung 
der erforderlichen Zahl von Unterschriften eingebracht werden.; § 2 Abs. 1 Satz 3 
UAG MV: Dem Antrag von einem Viertel der Mitglieder muss bei seiner Einreichung 
die erforderliche Zahl von Unterschriften beigefügt sein.; § 89 Abs. 2 GO LT Rhein-
land-Pfalz: Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, mit denen 
das verfassungsmäßige Recht auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
geltend   gemacht   wird   (Minderheitsantrag),   müssen   bei   ihrer   Einreichung   
die   dem 
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verfassungsmäßigen Quorum entsprechende Anzahl von 21 Unterschriften tragen.; 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 UAG Sachsen: Der Antrag (von einem Fünftel der Mitglieder des 
Landtages) muss bei seiner Einreichung die notwendigen Unterschriften der Mitglie-
der des Landtages tragen.; § 2 Abs. 3 Satz 2 UAG Sachs-Anh.: Minderheitsanträge 
müssen bei ihrer Einreichung von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Land-
tages unterzeichnet sein.; § 2 Abs. 3 Satz 1 UAG Schl.-Holst.: Ein Antrag, der den 
Landtag nach Artikel 24 Absatz 1 Satz 1 der Landesverfassung zur Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses verpflichtet (Minderheitsantrag), muss bei seiner Ein-
reichung die Unterschriften von einem Fünftel der Mitglieder des Landtages tragen.; 
§ 83 Abs. 2 GO LT Thüringen: Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses, mit denen das verfassungsmäßige Recht auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses geltend gemacht wird (Minderheitenantrag), müssen bei ihrer 
Einreichung die dem verfassungsmäßigen Quorum entsprechende Anzahl von Un-
terschriften tragen. 

Und auch in Niedersachsen bestimmt § 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT – wenngleich 
nicht speziell bezogen auf Anträge zur Einsetzung von Untersuchungsausschüs-
sen –, dass Anträge von zehn oder mehr Mitgliedern des Landtages von diesen 
unterschrieben sein müssen. Im Gegensatz zu Fraktionsanträgen, die lediglich 
von mindestens einem vertretungsbefugten Mitglied unterschrieben sein müssen 
(§ 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT), genügt bei Anträgen von Abgeordneten gerade nicht 
die Unterschrift eines vertretungsbefugten Mitgliedes der Fraktion. 

(4) Aus diesen Gründen ist die vereinzelt vertretene Minderansicht abzulehnen, 
dass ein nur von dem Fraktionsvorsitzenden unterschriebener Antrag als Antrag 
der verfassungsrechtlichen Landtagsminderheit genüge, wenn nicht das Unter-
suchungsausschussgesetz oder die Geschäftsordnung des betreffenden Bun-
deslandes ausdrücklich die Unterzeichnung durch die einzelnen Abgeordneten 
der parlamentarischen Einsetzungsminderheit verlange. 

So Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse 
in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, 
Kap. 4 Rn. 11; Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 5. 
Kap. Rn. 116. 

Im Übrigen scheidet in Niedersachsen selbst nach dieser Minderansicht ein nur 
von dem Fraktionsvorsitzenden unterschriebener Antrag als Antrag der verfas-
sungsrechtlichen Landtagsminderheit iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV aus, weil § 
38 Abs. 2 Satz 2 GO LT bei Anträgen von Abgeordneten ausdrücklich die Un-
terzeichnung durch die einzelnen Abgeordneten verlangt. 
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(5) Nach teilweise vertretener Auffassung soll ein von dem Fraktionsvorsitzenden 
oder einem anderen vertretungsbefugten Fraktionsmitglied unterschriebener An-
trag auf Einsetzung einer Minderheitsenquete als Einsetzungsantrag der qualifi-
zierten Landtagsminderheit jedoch dann ausreichend sein, wenn dem Einset-
zungsantrag die Unterstützungserklärungen einer den Anforderungen des Art. 27 
Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV genügenden Zahl von Fraktionsmitgliedern beigefügt sind. 
In diesem Fall sei hinreichend klar, dass die Entscheidung über den Einsetzungs-
antrag nicht nur von dem Fraktionsvorsitzenden oder von einer unter dem Quo-
rum liegenden Mehrheit der Fraktionsmitglieder getroffen wurde, sondern von ei-
ner dem Einsetzungsquorum genügenden Zahl personell identifizierbarer Abge-
ordneter getragen wird. 

Vgl. BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 76, 88 (juris). 

Gegen die Qualifizierung eines von dem Fraktionsvorsitzenden oder einem an-
deren vertretungsbefugten Fraktionsmitglied unterzeichneten Antrages mit Un-
terstützungserklärungen einer ausreichenden Zahl an Abgeordneten der Fraktion 
(mind. 27 Mitglieder des Landtages) als Minderheitsantrag iSd Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 NV spricht, dass die Einbringung von Anträgen von Abgeordneten, 
mit denen der Landtag um einen Beschluss gebeten wird, in § 38 Abs. 2 Satz 2 
GO LT explizit geregelt ist. Danach müssen Anträge von zehn oder mehr Mitglie-
dern des Landtages „von diesen unterschrieben sein“. Diese Geschäftsord-
nungsregelung erfordert eine eigenhändige Unterschrift der Abgeordneten der 
Einsetzungsminderheit unter dem Einsetzungsantrag nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 
Alt. 2 NV; ein lediglich von dem Fraktionsvorsitzenden oder einem anderen 
ver-tretungsbefugten Fraktionsmitglied unterschriebener Antrag mit beigefügten 
Unterstützungserklärungen von Abgeordneten genügt nicht. 

Ebenso Partsch, in: Ständige Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Ver-
handlungen des 45. Deutschen Juristentages, Bd. I, Teil 3, 1964, S. 1 (33). 

Ein Einsetzungsantrag, der von dem Fraktionsvorsitzenden oder einem anderen 

vertretungsbefugten   Fraktionsmitglied   unterzeichnet   ist,   ist   vielmehr   

stets   als 
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Fraktionsantrag zu qualifizieren, und zwar auch dann, wenn ihm eine dem Min-
derheitsquorum genügende Zahl an Unterstützungserklärungen von Abgeordne-
ten beigefügt ist. 

Wie noch gezeigt wird, braucht diese Frage im vorliegenden Verfahren jedoch 
nicht entschieden zu werden – weder dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 noch 
dem maßgeblichen Änderungsantrag Drs. 17/5682 waren entsprechende Unter-
stützungslisten von Abgeordneten der Fraktionen CDU und FDP beigefügt (s. 
Ziff. B. IV. 3.). Denn selbst sofern man einen von dem Fraktionsvorsitzenden 
unterschriebenen Einsetzungsantrag mit Unterstützungserklärungen einer aus-
reichenden Zahl an Abgeordneten genügen lässt, muss aus den Unterstützungs-
erklärungen wegen der gebotenen Rechtssicherheit und -klarheit eindeutig und 
unmissverständlich hervorgehen, dass der Einsetzungsantrag von mindestens 
27 personell identifizierbaren Abgeordneten getragen wird. Die Unterstützungs-
erklärungen müssen unzweifelhaft erkennen lassen, dass die sie unterzeichnen-
den Abgeordneten den Willen zur Einsetzung des betreffenden Untersuchungs-
ausschusses haben. Bloße Anwesenheits- oder Teilnehmerlisten zu einer Frak-
tionssitzung reichen nicht aus. 

Solche Unterstützungserklärungen der Abgeordneten zu dem Einsetzungsantrag 
müssen dabei bereits im Zeitpunkt der Einreichung des Antrages bei dem Land-
tag vorliegen und diesem gemeinsam mit dem Antrag überreicht werden. Die 
nachträgliche (Anfertigung und) Einreichung entsprechender Unterstützungser-
klärungen bei dem Landtag ist unzulässig. 

Statt aller Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 7. Kap. 
Rn. 145: Die Voraussetzungen für die Einsetzung müssen „zum Zeitpunkt des 
Par-lamentsbeschlusses“ vorliegen; ebenso BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, 
Rn. 92 (juris). 

3. Fehlende   Antragsbefugnis   der   Antragsteller   des   
Organstreitverfah- 

rens 

Wendet man die vorstehenden Grundsätze auf den vorliegenden Fall an, fehlt 

den  Antragstellern des Organstreites  die  nach  §  30  NStGHG iVm  §  64  

Abs.  1 
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BVerfGG erforderliche Antragsbefugnis. Die Antragsteller rügen eine Verletzung 
ihres Rechtes aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, weil der Antragsgegner durch 
Be-schluss vom 4.5.2016 den Beginn des Untersuchungszeitraumes in Ziff. I. Nr. 
1., 2., 5., 7. und in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. abweichend von dem 
„Einsetzungsantrag der Antragsteller in der Fassung des Änderungsantrags vom 
04.05.2016 (Drs. 17/5682) vom »19.02.2013« auf den »Beginn des 
Bürgerkrieges in Syrien (Anfang 2011)« beziehungsweise auf den »Beginn des 
Bürgerkrieges in Syrien« ausgedehnt hat.“ 

Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 3. 

Eine Verletzung eigener verfassungsrechtlicher Rechte der Antragsteller aus Art. 
27 Abs. 1 Satz 2 NV scheidet jedoch aus, weil sie weder den Einsetzungsantrag 
Drs. 17/5502 noch den – hier allein maßgeblichen – Änderungsantrag Drs. 
17/5682 gestellt haben. Der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 und der Ände-
rungsantrag Drs. 17/5682 stammen nicht von den 36 Abgeordneten, die Antrag-
steller des Organstreitverfahrens sind, sondern von den Fraktionen CDU und 
FDP. Die Antragsteller des Organstreitverfahrens können daher durch den von 
den Anträgen Drs. 17/5502 und Drs. 17/5682 abweichenden Beschluss des An-
tragsgegners vom 4.5.2016 nicht in eigenen verfassungsrechtlichen Rechten aus 
Art. 27 Abs. 1 NV verletzt sein. Das Recht auf (unveränderte) Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses steht nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV 
allenfalls den Antragstellern des Einsetzungsantrages zu. Im Einzelnen: 

a) Einsetzungsantrag Drs. 17/5502: Antrag der Fraktionen CDU und FDP 

Der Antrag auf Einsetzung des 23. PUA Drs. 17/5502 (Beginn des Untersu-
chungszeitraumes: „seit 2013“) stammt nicht von den 36 Abgeordneten, die An-
tragsteller des Organstreitverfahrens sind, sondern von den Fraktionen CDU und 
FDP. Er weist bereits in der Überschrift als Urheber die „Fraktion der CDU“ und 
die „Fraktion der FDP“ aus. 

Drs. 17/5502, S. 1. 



Antragserwiderung Niedersächsischer Landtag (StGH 1/16) 38 

Würde es sich um einen Antrag von Abgeordneten dieser Fraktionen handeln, 

müsste die Überschrift „Antrag der Abgeordneten …“ lauten. 

Dass es sich bei dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 um einen Fraktionsantrag 
handelt, zeigt sich auch daran, dass der Antrag unterschrieben ist mit „Für die 
Fraktion der CDU: Jens Nacke“ und „Für die Fraktion der FDP: Grascha“. 

Drs. 17/5502, S. 7. 

Diese Unterschriften der jeweiligen Parlamentarischen Geschäftsführer der Frak-
tionen CDU und FDP entsprechen der Unterschriftenregelung der Geschäftsord-
nung des Landtages für Anträge von Fraktionen und nicht der Unterschriftenre-
gelung für Anträge von Abgeordneten. Anträge einer Fraktion müssen von min-
destens einem vertretungsbefugten Mitglied unterschrieben sein, wobei die Frak-
tionen durch ihre Vorsitzenden, ihre stellvertretenden Vorsitzenden oder ihre Par-
lamentarischen Geschäftsführer/innen vertreten werden können (§ 38 Abs. 2 
Satz 2 iVm § 2a GO LT). Dagegen müssen Anträge von Abgeordneten von die-
sen unterschrieben sein (§ 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT). Würde es sich bei dem 
Antrag Drs. 17/5502 um einen Antrag von Abgeordneten der Fraktionen CDU 
und FDP handeln, müsste er von ihnen und dürfte nicht von den Parlamentari-
schen Geschäftsführern der Fraktionen unterzeichnet sein. 

Der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 ist auch nicht deswegen als Antrag von Ab-
geordneten und nicht als Fraktionsantrag anzusehen, weil ihm eine „Teilnehmer-
liste für Sitzungen der CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag“ vom 
5.4.2016 sowie eine „Anwesenheitsliste für die Sitzung der FDP-Fraktion im Nie-
dersächsischen Landtag am 05.04.2016“ beigefügt waren. Ein von dem Parla-
mentarischen Geschäftsführer einer Fraktion unterschriebener Einsetzungsan-
trag ist allenfalls dann als Antrag von einem Fünftel der Landtagsabgeordneten 
gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV anzusehen, wenn dem Antrag die Unterstüt-
zungserklärungen einer dem Quorum des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV entspre-
chenden  Zahl   personell  identifizierbarer   Abgeordneten  beigefügt  sind   und  
aus 
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den Erklärungen klar und eindeutig hervorgeht, dass der Antrag von diesen Ab-

geordneten getragen wird (s. Ziff. B. IV. 2. b] cc]). 

An solchen eindeutigen Willenserklärungen fehlt es hier. Zwar trägt die „Teilneh-
merliste für Sitzungen der CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag“ die Un-
terschriften von 36 der insgesamt 54 Abgeordneten der CDU-Fraktion. Von die-
sen 36 Abgeordneten sind 35 Antragsteller des Organstreitverfahrens. Die „An-
wesenheitsliste für die Sitzung der FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag 
am 05.04.2016“ trägt die Unterschriften sämtlicher 14 Abgeordneten der 
FDP-Fraktion. Von diesen 14 FDP-Abgeordneten ist einer Antragsteller im 
Organstreit. Das Minderheitsquorum des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV (27 
Abgeordnete) ist damit rechnerisch erfüllt. 

Die Listen lassen jedoch nicht mit der erforderlichen Rechtssicherheit und -klar-
heit erkennen, dass die sie unterzeichnenden Abgeordneten den Einsetzungsan-
trag mittragen. Die „Teilnehmerliste für Sitzungen der CDU-Fraktion im Nieder-
sächsischen Landtag“ vom 5.4.2016 nennt als Thema der Fraktionssitzung die 
„Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses“. Entspre-
chend steht im Betreff der „Anwesenheitsliste für die Sitzung der FDP-Fraktion im 
Niedersächsischen Landtag am 05.04.2016“ die „Einsetzung eines 23. Parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses – »Sicherheitslücken in der Abwehr 
islamistischer Bedrohungen in Niedersachsen«. Dem lässt sich jedoch nur ent-
nehmen, dass am 5.4.2016 Fraktionssitzungen der CDU und der FDP zu dem 
Thema der Einsetzung eines 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
stattgefunden haben, bei denen 36 Abgeordnete der CDU-Fraktion bzw. 14 Ab-
geordnete der FDP-Fraktion anwesend waren. Ob bei diesen Fraktionssitzungen 
über die Stellung eines Antrages auf Einsetzung des 23. PUA abgestimmt wurde 

und ob die auf der Teilnehmer- und Anwesenheitsliste stehenden 36 Abgeordne-
ten der CDU-Fraktion bzw. 14 Abgeordneten der FDP-Fraktion einem solchen 
Einsetzungsantrag zugestimmt haben, lässt sich den Listen nicht entnehmen. 
Aus  den  Listen  geht  nicht  mit  der  erforderlichen  Rechtssicherheit und  
-klarheit 
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hervor, dass die sie unterzeichnenden Abgeordneten den Willen zur Einsetzung 

des 23. PUA hatten. 

b) Änderungsantrag Drs. 17/5682: Antrag der Fraktionen CDU und FDP 

Letztlich ist es im vorliegenden Verfahren aber unerheblich, dass der Einset-
zungsantrag Drs. 17/5502 ein Fraktionsantrag und nicht ein Antrag der Abgeord-
neten ist, die Antragsteller des Organstreites sind. Denn die Antragsteller wenden 
sich mit ihrem Organstreitantrag nicht gegen die Abweichung des Antragsgeg-
ners von dem ursprünglichen Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 (Beginn des Un-
tersuchungszeitraumes: „seit 2013“), sondern von dem späteren Änderungsan-
trag Drs. 17/5682 (Beginn des Untersuchungszeitraumes: „seit dem 
19.02.2013“). Sie rügen eine Verletzung ihres Rechtes aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
NV dadurch, dass der Landtag durch Beschluss vom 4.5.2016 den Beginn des 
Untersuchungszeitraumes für den 23. PUA in Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. und in Ziff. II. 
Zu Nr. 1., 2., 5., 7. abweichend von dem „Einsetzungsantrag der Antragsteller in 
der Fassung des Änderungsantrags vom 04.05.2016 (Drs. 17/5682) vom 
»19.02.2013« auf den »Beginn des Bürgerkrieges in Syrien (Anfang 2011)« 
beziehungsweise auf den »Beginn des Bürgerkrieges in Syrien« ausgedehnt 
hat.“ 

Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 3. 

Die Abweichung des Landtagsbeschlusses von diesem Änderungsantrag Drs. 
17/5682 kann die Antragsteller jedoch nicht in eigenen verfassungsrechtlichen 
Rechten verletzen, weil sie auch diesen Änderungsantrag nicht gestellt haben. 
Bei dem Änderungsantrag Drs. 17/5682 handelt es sich eindeutig, ohne jeden 
Zweifel, um einen Antrag der Fraktionen CDU und FDP und nicht um einen 
Antrag der Abgeordneten, die Antragsteller im Organstreitverfahren sind. Der Än-
derungsantrag Drs. 17/5682 stammt bereits ausweislich seiner Überschrift von 
der „Fraktion der CDU“ und der „Fraktion der FDP“. 

Drs. 17/5682, S. 1. 
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Würde es sich um einen Antrag von Abgeordneten dieser Fraktionen handeln, 

müsste die Überschrift „Antrag der Abgeordneten …“ lauten. 

Dass es sich bei dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5682 um einen Fraktionsantrag 
handelt, zeigt sich auch an den Unterschriften unter diesem Antrag, die lauten: 
„Für die Fraktion der CDU: Jens Nacke, Parlamentarischer Geschäftsführer“ und 
„Für die Fraktion der FDP: Christian Grascha, Parlamentarischer 
Geschäftsfüh-rer“. 

Drs. 17/5682, S. 7. 

Diese Unterschriften der jeweiligen Parlamentarischen Geschäftsführer der Frak-
tionen CDU und FDP unter dem Antrag entsprechen der Unterschriftenregelung 
des § 38 Abs. 2 Satz 2 iVm § 2a GO LT für Anträge von Fraktionen und nicht der 
Unterschriftenregelung des § 38 Abs. 2 Satz 2 GO LT für Anträge von Abgeord-
neten (s. bereits Ziff. B. IV. 3. a]). Würde es sich bei dem Antrag Drs. 17/5502 um 
einen Antrag von Abgeordneten der Fraktionen CDU und FDP handeln, müsste 
er von den Abgeordneten und dürfte nicht von den Parlamentarischen Geschäfts-
führern der Fraktionen unterzeichnet sein. 

Anders als dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 waren dem Änderungsantrag 
Drs. 17/5682 nicht einmal Teilnehmer- bzw. Anwesenheitslisten für Sitzungen der 
Fraktionen CDU und FDP beigefügt, geschweige denn Unterschriftenlisten, aus 
denen sich mit der gebotenen Rechtssicherheit und -klarheit ergibt, dass der Än-
derungsantrag auf Willenserklärungen der Antragsteller des Organstreitverfah-
rens beruht. Dem Antragsgegner lagen zu dem Änderungsantrag Drs. 17/5682 
keinerlei Listen mit Unterschriften von Abgeordneten vor, sodass vollkommen un-
klar ist, wer innerhalb der Fraktionen CDU und FDP den Änderungsantrag be-
schlossen hat (die Parlamentarischen Geschäftsführer? Die Fraktionsvorsitzen-
den? Die Mehrheit der Fraktionsabgeordneten und dabei welche personell iden-
tifizierbaren Fraktionsabgeordneten?). Der Änderungsantrag Drs. 17/5682 lässt 
nicht erkennen, ob und welche Abgeordneten der Fraktionen CDU und FDP die-
sen Antrag unterstützen. Der Änderungsantrag Drs. 17/5682 ist daher eindeutig 
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nicht als Antrag der Antragsteller des Organstreitverfahrens, sondern als Antrag 

der Fraktionen CDU und FDP zu qualifizieren. 

Das Gleiche gilt im Übrigen für den Änderungsantrag Drs. 17/5562. Auch er 
stammt ausweislich seiner Überschrift von der „Fraktion der CDU“ und der „Frak-
tion der FDP“ 

– Drs. 17/5562, S. 1 – 

und ist unterschrieben mit „Für die Fraktion der CDU: Jens Nacke, Parlamentari-
scher Geschäftsführer“ und „Für die Fraktion der FDP: Christian Grascha, Parla-
mentarischer Geschäftsführer“. 

Drs. 17/5562, S. 7. 

Listen mit Unterschriften der Antragsteller des Organstreitverfahrens waren dem 
Änderungsantrag Drs. 17/5562 nicht beigefügt (s. näher Ziff. A. IV.). 

Da der Änderungsantrag Drs. 17/5682 mithin von den Fraktionen CDU und FDP 
und nicht von den Antragstellern des Organstreitverfahrens stammt, können die 
Antragsteller des Organstreitverfahrens durch den von dem Änderungsantrag ab-
weichenden Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 nicht in eigenen Rech-
ten aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV verletzt sein. Das verfassungsrechtliche Recht 
aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV auf (unveränderte) Einsetzung der 
beantragten Minderheitsenquete steht allenfalls den Antragstellern des Einset-
zungsantrages in der Fassung des hier maßgeblichen Änderungsantrages zu. 
Da es von vornherein ausgeschlossen ist, dass die Antragsteller des Organstreit-
verfahrens in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV verletzt sind, fehlt ihnen die 
nach § 30 NStGHG iVm § 64 Abs. 1 BVerfGG erforderliche Antragsbefugnis. 

V. Form 

Da der Organstreitantrag bereits wegen der fehlenden Antragsbefugnis der An-
tragsteller   unzulässig   ist,   soll   dahinstehen,   ob   seine   Zulässigkeit   auch   
daran 
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scheitert, dass die Antragsteller es versäumt haben, in ihrem Antrag die Bestim-
mung der Niedersächsischen Verfassung zu bezeichnen, gegen die der bean-
standete Beschluss des Antragsgegners verstoßen soll (s. § 30 NStGHG iVm § 
64 Abs. 2 BVerfGG). 

Dazu, dass die Formvorschrift des § 64 Abs. 2 BVerfGG zwingendes Recht darstellt, 
statt aller Bethge, in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein u.a. (Hrsg.), Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetz, Kommentar, Stand: 48. EL Februar 2016, § 64 Rn. 107. 

Die Antragsteller rügen, dass der Antragsgegner sie „in ihrem Recht aus Art. 27 
Abs. 1 S. 2 der Niedersächsischen Verfassung“ verletzt habe. 

Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 3. 

Das Recht auf Einsetzung einer Minderheitsenquete in der beantragten Form 
steht der qualifizierten Minderheit von einem Fünftel des Landtages indes nicht 
(allein) aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV zu, sondern es folgt aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 
Alt. 2 und Satz 2 NV. Beide Sätze des Art. 27 Abs. 1 NV zusammen gewährleisten 
den Anspruch der qualifizierten Minderheit gegen den Landtag auf unveränderte 
Einsetzung des beantragten Untersuchungsausschusses, wenn nicht die 
Voraussetzungen für eine Ausdehnung des Untersuchungsauftrages durch den 
Landtag vorliegen. Die Antragsteller hätten daher eine Verletzung nicht nur des 
Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, sondern auch des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV rügen 
müssen, um dem Formerfordernis des § 30 NStGHG iVm § 64 Abs. 2 BVerfGG 
zu entsprechen. Diese Frage soll indes dahinstehen. 

C. Hilfsweise: Unbegründetheit des Antrages 

Mit Blick auf die Unzulässigkeit des Organstreitantrages der Antragsteller vom 
20.5.2016 wird im Folgenden lediglich hilfsweise und rein vorsorglich weiter Stel-
lung genommen. 

Unterstellt, der Organstreitantrag wäre zulässig, wäre er in jedem Fall unbegrün-

det.   Der   Beschluss   des   Antragsgegners   vom   4.5.2016   (Drs.   17/5687),   

der   in 
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Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. und in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. als Beginn des Untersu-
chungszeitraumes für den 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschuss ab-
weichend von dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Ände-
rungsantrages Drs. 17/5682 (Beginn des Untersuchungszeitraumes: „seit dem 
19.02.2013“) den „Beginn des Bürgerkrieges in Syrien (Anfang 2011)“ bezie-
hungsweise den „Beginn des Bürgerkrieges in Syrien“ nennt, verletzt die Antrag-
steller nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV. 

Eine solche Rechtsverletzung scheidet bereits deswegen aus, weil der Einset-
zungsantrag Drs. 17/5502 sowie der Änderungsantrag Drs. 17/5682 nicht von 
den Antragstellern des Organstreites, sondern von den Fraktionen CDU und FDP 
gestellt wurden. Mangels eigenen Einsetzungsantrages steht den Antragstellern 
des Organstreites kein Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV auf 
(unveränderte) Einsetzung des 23. PUA zu. Entsprechend traf den Antragsgeg-
ner aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV gegenüber den Antragstellern 
keine Pflicht zur (unveränderten) Einsetzung des 23. PUA (s. bereits Ziff. B. IV.). 

Darüber hinaus verletzt der Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 die An-
tragsteller auch deswegen nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und 
Satz 2 NV, weil der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Ände-
rungsantrages Drs. 17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsge-
bot (s. Ziff. I.) sowie gegen das verfassungsrechtliche Gebot der Begrenztheit 
des Untersuchungsgegenstandes (s. Ziff. II.) verstößt. Ein verfassungswidriger 
Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses begründet keine Ver-
pflichtung des Landtages auf Einsetzung eines Ausschusses und kein entspre-
chendes Recht der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV. 

Doch selbst sofern man – höchst hilfsweise – unterstellte, dass der Einsetzungs-
antrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 ver-
fassungsgemäß wäre, verletzte der Beschluss des Landtages vom 4.5.2016 die 
Antragsteller nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV. Denn die Voraus-
setzungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV für eine (zeitliche) Ausdehnung des Un-
tersuchungsauftrages gegen den Willen der Antragsteller liegen vor (s. Ziff. III.). 
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I. Keine Verletzung des  Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wegen Verstoßes des 

Einsetzungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsan-
trages Drs. 17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheits-
gebot 

Der Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687) verletzt die An-
tragsteller nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, weil der Einsetzungs-
antrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 gegen 
das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot verstößt. Ein verfassungswidriger 
Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses begründet keine Ver-
pflichtung des Landtages auf (unveränderte) Einsetzung eines Ausschusses und 
kein entsprechendes Recht der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und 
Satz 2 NV. 

1. Geltung und Inhalt des Bestimmtheitsgebotes für den Antrag auf Ein- 
setzung einer Minderheitsenquete 

Nach allgemeiner Ansicht der Rechtsprechung und des Schrifttums muss nicht nur 
der Einsetzungsbeschluss des Parlamentes, 

– statt aller BVerfG, NVwZ 2009, 1353 (1355); SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 
(3590); BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (5 f.); H. H. Klein, in: Herzog/Scholz/Herde-
gen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL Dezember 2015, 
Art. 44 Rn. 81 ff. – 

sondern auch bereits der Antrag der qualifizierten Minderheit auf Einsetzung ei-
ner Minderheitsenquete hinreichend bestimmt gefasst sein. 

RStGH, RGZ 104, Anh. S. 423 (430); BayVerfGHE 30, 48 (59 ff., 65); BaWüStGH, 
ESVGH 27, 1 (6 ff.); BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 98 (juris); Birkner, in: 
Epping/Butzer u.a. (Hrsg.), Hannoverscher Kommentar zur Niedersächsischen Ver-
fassung, Handkommentar, 2012, Art. 27 Rn. 21; Morlok, in: Dreier (Hrsg.), Grund-
gesetz, Kommentar, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 44 Rn. 33; Badura, in: Letz-
gus/Hill/Klein u.a. (Hrsg.), Festschrift für Helmrich, 1994, S. 191 (197); H. H. Klein, 
in: Herzog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 
76. EL Dezember 2015, Art. 44 Rn. 85; Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), 
Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 44 Rn. 32 f.; Umbach, in: Um-
bach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 Rn. 
23;   Brocker,   in:   Epping/Hillgruber   (Hrsg.),   Beck`scher   Onlinekommentar   
zum 
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Grundgesetz, 29. Edition, Stand: 1.6.2016, Art. 44 GG Rn. 25, 27, 30; Peters, Un-
tersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 103, 108; Glau-
ben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in Bund 
und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 4 
Rn. 1 und Kap. 6 Rn. 8. 

Das Erfordernis hinreichender Bestimmtheit des Einsetzungsantrages der Min-
derheit leitet sich verfassungsrechtlich aus dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 2 
Abs. 2 NV ab. 

Vgl. bezogen auf das rechtsstaatliche Bestimmtheitsgebot des Grundgesetzes statt 
aller BVerfGE 124, 78 (119); H. H. Klein, in: Herzog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), 
Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL Dezember 2015, Art. 44 Rn. 84; 
Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 
2010, Art. 44 Rn. 30; Umbach, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbei-
terkommentar, Bd. II, 2002, Art. 44 Rn. 23; Glauben/Brocker, Das Recht der parla-
mentarischen Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit 
Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 6 Rn. 8; Peters, Untersuchungsaus-
schussrecht. Länder und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 106; bezogen auf die Verfassung 
Baden-Württembergs BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 98 (juris). 

Zudem müssen Minderheitsanträge auch deswegen hinreichend bestimmt sein, 
weil die Parlamentsmehrheit gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV zur Einsetzung 
von Minderheitsenqueten nur verpflichtet ist, wenn der Antrag verfassungsge-
mäß ist, was ein entsprechendes Prüfungsrecht der Parlamentsmehrheit impli-
ziert. Eine solche Prüfung ist nur möglich, wenn der Untersuchungsauftrag durch 
den Einsetzungsantrag hinreichend klar beschrieben ist. 

Vgl. BayVerfGHE 30, 48 (60); BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (7); H. H. Klein, in: Her-
zog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL 
Dezember 2015, Art. 44 Rn. 83. 

Auch vermag die Parlamentsmehrheit nur bei einem bestimmten Einsetzungsan-
trag zu beurteilen, ob und in welchem Umfang sie ihn gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
NV inhaltlich verändern darf. 

Vgl. BayVerfGHE 30, 48 (61); BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (7 f.). 

Zudem kann der vom Parlament eingesetzte Untersuchungsausschuss, der an 
den Untersuchungsauftrag gebunden ist und den Umfang der Feststellungen und 
Ermittlungen   nicht   selbst   bestimmen   darf,   diesem   Auftrag   nur   
nachkommen, 
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wenn er so präzise bestimmt ist, dass der Ausschuss ihm entnehmen kann, was 

er untersuchen soll. 

H. H. Klein, in: Herzog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, 
Bd. IV, Stand: 76. EL Dezember 2015, Art. 44 Rn. 81; vgl. auch BayVerfGHE 30, 48 
(60); Badura, in: Letzgus/Hill/Klein u.a. (Hrsg.), Festschrift für Helmrich, 1994, S. 191 
(201); Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 
106. 

Schließlich kann der Untersuchungsauftrag nur dann Grundlage 
sanktionsbe-wehrter Beweiserhebungsmaßnahmen wie der Vernehmung von 
Zeugen und der Beiziehung von Akten sein, wenn er durch die Antragsminderheit 
hinreichend klar umrissen ist. 

Vgl. BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 98 (juris); H. H. Klein, in: Her-
zog/Scholz/Herdegen/Klein (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. IV, Stand: 76. EL 
Dezember 2015, Art. 44 Rn. 84; Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und 
Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 104, 107; Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentari-
schen Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kom-
mentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 6 Rn. 9. 

Inhaltlich erfordert das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot, dass der Ein-

setzungsantrag die zu untersuchenden Tatsachen präzise bezeichnet. 

RStGH, RGZ 104, Anh. S. 423 (431); Badura, in: Letzgus/Hill/Klein u.a. (Hrsg.), Fest-
schrift für Helmrich, 1994, S. 191 (201). 

Der Untersuchungsgegenstand und die damit verbundene Beschränkung des 
Ausschusses auf die Ausführung eines klar umrissenen Auftrages müssen im 
Einsetzungsantrag sprachlich genau festgelegt sein. 

BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (6); BayVerfGHE 30, 48 (61); SächsVerfGH, NJOZ 2008, 
3571 (3591). 

Der Einsetzungsantrag muss ein konkret umschriebenes Arbeitsprogramm für 
den Untersuchungsausschuss festlegen, das personell, sachlich und zeitlich be-
grenzt ist. 

BayVerfGH, NVwZ 1995, 681 (689); Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder 
und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 108; vgl. auch Brocker, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), 
Beck`scher Onlinekommentar zum Grundgesetz, 29. Edition, Stand: 1.6.2016, Art. 
44 GG Rn. 27. 
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Dem Untersuchungsausschuss darf bei der Bestimmung des Untersuchungsge-
genstandes weder ein Ermessensspielraum noch eine Einschätzungsprärogative 
zukommen. 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3591). 

In zeitlicher Hinsicht muss die gebotene Bestimmtheit dabei spätestens „für den 

beschlußreifen, d. h. zur konkreten Abstimmung gestellten, Antrag“ vorliegen. 

BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (9); ebenso BayVerfGHE 30, 48 (61); Achterberg/Schulte, 
in: Starck (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 44 Rn. 33; 
Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in 
Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, 
Kap. 4 Rn. 8 und Kap. 6 Rn. 8; Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und 
Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 108. 

Eine spätere Nachbesserung oder Konkretisierung ist unzulässig. 

Entspricht ein Einsetzungsantrag den Anforderungen des Bestimmtheitsgebotes 

nicht, ist er verfassungswidrig und mithin nichtig. 

Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 107, 
126; vgl. auch Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungs-
ausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. 
Aufl. 2016, Kap. 6 Rn. 15. 

Die Parlamentsmehrheit ist nicht verpflichtet, einem verfassungswidrigen Minder-
heitsantrag zu entsprechen, sondern sie darf die Einsetzung der beantragten 
Minderheitsenquete ablehnen. 

BayVerfGHE 30, 48 (60 ff.); BayVerfGH, NVwZ 1995, 681 (682); Birkner, in: 
Ep-ping/Butzer u.a. (Hrsg.), Hannoverscher Kommentar zur Niedersächsischen 
Verfassung, Handkommentar, 2012, Art. 27 Rn. 21; Morlok, in: Dreier (Hrsg.), 
Grundgesetz, Kommentar, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 44 Rn. 37; Badura, in: 
Letzgus/Hill/Klein u.a. (Hrsg.), Festschrift für Helmrich, 1994, S. 191 (204); 
Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in 
Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, 
Kap. 4 Rn. 12; Schneider, in: Denninger/Hoffmann-Riem u.a. (Hrsg.), Grundgesetz, 
Alternativkommentar, Stand: 2. AufbauL August 2002, Art. 44 Rn. 5; Glauben, in: 
Kahl/Waldhoff/Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 178. AL April 
2016, Art. 44 Rn. 73, 165; Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), Grundgesetz, 
Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 44 Rn. 87; Brocker, in: Epping/Hillgruber 
(Hrsg.), Beck`scher Onlinekommentar zum Grundgesetz, 29. Edition, Stand: 
1.6.2016, Art. 44 GG Rn. 28, 32; Seidel, BayVBl. 2002, 97 (103). 
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2. Beispiele unbestimmter Einsetzungsanträge aus der Rechtsprechung 

Als zu unbestimmt und daher verfassungswidrig wurden von den Gerichten ins-
besondere folgende Formulierungen in Anträgen bzw. Beschlüssen auf Einset-
zung einer Minderheitsenquete angesehen: 

- „Sämtliche Vorwürfe zu klären, die in den sog. Memoiren des Herrn G. gegen 
Herrn Ministerialrat Dr. Z. … und andere von Herrn G. bisher namentlich noch 
nicht benannte Mitarbeiter des Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr 
erhoben worden sind“. 

Diesem Antrag fehlt „die erforderliche Bestimmtheit. Das gilt vor allem, soweit 
der Untersuchungsgegenstand auch auf namentlich noch nicht benannte Mit-
arbeiter des Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr erstreckt werden 
sollte. Damit überließe der Landtag es weitgehend der Bewertung durch den 
Untersuchungsausschuß, inwieweit dieser den Untersuchungsgegenstand im 
Wege der Interpretation … ausdehnen will. Das wäre jedoch … unzulässig“. 
Insoweit liegt eine „Verletzung des Bestimmtheitsgebotes“ vor. 

BayVerfGHE 30, 48 (65). 

- „Aufzuklären, in wie vielen und welchen Fällen das Staatsministerium für Wirt 
schaft und Verkehr Unternehmen oder Unternehmensgruppen gefördert hat, 
von denen Zahlungen oder sonstige materielle Zuwendungen an mit diesen 
Unternehmen oder Unternehmensgruppen im Bereich der Staatsregierung … 
befaßte Personen gegeben worden sind“. 

Der „zu untersuchende Sachverhalt ist in dem Antrag zu unbestimmt 
um-schrieben.“ Ein mit Begriffen wie „»Bereich der Staatsregierung« … 
gefaßtes Untersuchungsthema ist zu unbestimmt und ließe folglich dem 
Untersuchungsausschuß zuviel eigenen Spielraum gegenüber dem Landtag. 
Der Antrag genügte daher nach Ansicht des Senats nicht dem 
verfassungsrechtlichen Bestimmtheitserfordernis.“ 

BayVerfGHE 30, 48 (65 f.). 
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- „Aufzuklären, ob und in welcher Weise Herr Ministerialrat Dr. D. oder andere 
Beamte der Staatsregierung Provisionen oder andere Zuwendungen für wei 
tere Vermittlungstätigkeiten bei Verkäufen an den Freistaat Bayern … erhalten 
haben.“ 

Die „Worte »oder andere Beamte der Staatsregierung« verstoßen gegen das 
verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot. „»Ob andere Beamte der Staats-
regierung Provisionen oder andere Zuwendungen für weitere Vermittlungstä-
tigkeiten bei Verkäufen an den Freistaat Bayern … erhalten haben«, ist nicht 
nur zeitlich unbegrenzt, sondern auch in personeller Hinsicht zu weit gezogen. 
… Die Wortfassung (lässt) nicht erkennen, daß nach dem Untersuchungsauf-
trag nur Beamte der Staatsministerien erfaßt werden sollten. Hätte die Antrag-
stellerin eine solche Begrenzung gewollt, so hätte sie das klar zum Ausdruck 
bringen müssen. Dem Wortlaut nach konnte sich der Untersuchungsauftrag 
nur auf sämtliche Beamte der Staatsverwaltung erstrecken. Mit diesem Abmaß 
war der Antrag zu unbestimmt.“ 

BayVerfGHE 30, 48 (66 f.). 

- Überprüfen, „inwieweit die Verwaltungsabläufe und die Organisation im Kul 
tusministerium nicht geeignet (sind), die Aufgaben des Ministeriums ordnungs 
gemäß zu erfüllen, unter anderem, inwieweit haushaltsrechtliche und verwal 
tungsmäßige Mißstände im Kultusministerium und im nachgeordneten Bereich 
vorliegen“. 

„Gegenstand der Untersuchung gewesen wäre somit der gesamte Tätigkeits-
bereich des Kultusministeriums … und im nachgeordneten Bereich“. Es würde 
„praktisch der gesamte Bereich des Kultusministeriums als Untersuchungsge-
genstand herangezogen“. Dies würde „rechtlich gesehen … dazu führen, daß 
der Ausschuß, um vor der umfassenden Aufgabe nicht zu kapitulieren, sich 
Teilgebiete heraussuchen müsste, ohne daß ihm die Festlegung dieser Teil-
gebiete durch den Untersuchungsausschuß vorgezeichnet wäre. Ein derarti-
ges Vorgehen ist jedoch mit dem Bestimmtheitsgebot nicht vereinbar. … Der 
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Landtag kann dem Untersuchungsausschuß nicht einen derartig weiten Rah-
men seiner möglichen Tätigkeit lassen.“ Was die Erweiterung des Antrages 
auf „den nachgeordneten Bereich“ betrifft, wären „alle Unterbehörden als Un-
tersuchungsgegenstand heranzuziehen“. Das „kann nicht in dieser Weise Ge-
genstand einer Untersuchungsausschußtätigkeit sein. Insoweit war der Antrag 
zu unbestimmt.“ 

BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (11 f.). 

- Aufzuklären, „inwieweit im klinischen Bereich der Universitäten und in natur 
wissenschaftlichen und technischen Instituten im Bereich der Universitäten bei 
der Ausübung von Nebentätigkeiten Mißstände vorhanden“ sind. 

„Die Anzahl der konkreten Untersuchungsobjekte, d. h. der Kliniken und natur-
wissenschaftlichen und technischen Institute, ist … außerordentlich groß. Es 
wären mehrere hundert Einheiten.“ „Ein derart weites und undefiniertes Unter-
suchungsthema ließe dem Untersuchungsausschuß zu viel eigenen Spiel-
raum und begegnet grundsätzlich durchgreifenden Bedenken“. Diese Ziffer 
„des Einsetzungsantrags genügte daher nicht dem verfassungsrechtlichen 
Be-stimmtheitserfordernis.“ 

BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (9 ff.). 

- „Insbesondere“ einzelne Fragen zu untersuchen. 

Es ist mit dem Gebot der hinreichenden Bestimmtheit eines Einsetzungsan-
trags unvereinbar, „in den Einleitungssätzen der drei Fragenkomplexe zu-
nächst das jeweilige Themengebiet nur allgemein zu umreißen und hieran 
»insbesondere« einzelne Fragen anzuschließen“, wenn „das Wort »insbeson-
dere« darauf (verweist) …, dass die nachfolgenden Fragen lediglich als Bei-
spiele und nicht abschließend zu verstehen sind.“ 

BaWüStGH, GR 2/07 vom 26.7.2007, Rn. 129 (juris). 
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3. Unbestimmtheit des Einsetzungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung 

des Änderungsantrages Drs. 17/5682 

Den Anforderungen des verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebotes genügt 
der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682 nicht. Zu unbestimmt und daher verfassungswidrig sind insbesondere 
folgende Formulierungen in Ziff. I. des Antrages (die zu unbestimmten For-
mulierungen sind unterstrichen): 

- Ziff. I. Nr. 1.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden seit dem 19.02.2013 zu 
welchem Zeitpunkt über das Agieren der sogenannten Wolfsburger 
IS-Terrorzelle hatten, insbesondere über den Radikalisierungsprozess von 
Mitgliedern dieser Gruppe, die Ausreisewelle von Wolfsburger Islamisten nach 
Syrien bzw. in den Irak und deren dortige Aktivitäten sowie über Wolfsburger 
IS-Rückkehrer, wie sie damit umgingen, … und wann sie auf welcher rechtli-
chen und politischen Grundlage welche Entscheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 2.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden seit dem 19.02.2013 zu 
welchem Zeitpunkt über Aktivitäten des „Deutschsprachigen Islamkreises 
Hannover e. V.“, des „Deutschsprachigen Islamkreises Hildesheim e. V.“ und 
der „Deutschsprachigen Muslimischen Gemeinschaft e. V. Braunschweig“ hat-
ten, insbesondere mit Blick auf Radikalisierungsprozesse und mögliche Ver-
bindungen zum sogenannten Islamischen Staat, wie sie damit umgingen, … 
und wann sie auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage welche Ent-
scheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 5.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden  zu welchem Zeitpunkt 
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seit dem 19.02.2013 über Ausreisepläne und erfolgte Ausreisen weiterer An-
gehöriger der islamistischen Szene in Niedersachsen insbesondere nach Sy-
rien und in den Irak sowie deren dortige Aktivitäten hatten, wie sie damit um-
gingen, … und wann sie auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage 
welche Entscheidungen diesbezüglich trafen, 

- Ziff. I. Nr. 7.: welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder 
der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes 
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden zu welchem Zeitpunkt 
seit dem 19.02.2013 über im Internet abrufbare Videos und Texte mit islamis 
tischem Gedankengut bzw. von Personen aus der islamistischen Szene in Nie 
dersachsen hatten, wie sie damit umgingen, … und wann sie auf welcher 
rechtlichen und politischen Grundlage welche Entscheidungen diesbezüglich 
trafen. 

Diese Verstöße gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot werden 
durch Ziff. II. des Einsetzungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung des Ände-
rungsantrages Drs. 17/5682 perpetuiert und sogar noch vertieft (die zu unbe-
stimmten Formulierungen sind unterstrichen): 

- Ziff. II. Zu Nr. 1.: 

1.  Welche  Hinweise,  Erkenntnisse   und  Informationen   hatten  welche  

niedersächsischen Behörden seit dem 19.02.2013 zu welchem Zeitpunkt 

a) über den Radikalisierungsprozess von Mitgliedern dieser Gruppe, insbe-
sondere über das Umfeld, die Orte und die Personen, durch die die An-
gehörigen der Wolfsburger Islamistenszene seit dem 19.02.2013 
radika-lisiert wurden? 

b) über mögliche Ausreisepläne von Mitgliedern der Wolfsburger Islamis-
tenszene, insbesondere nach Syrien bzw. in den Irak, um sich dort dem 
IS anzuschließen? 
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3. Wie im Einzelnen und in welcher Intensität wurde das Umfeld der Wolfsbur-
ger Islamistenszene seit dem 19.02.2013 von welchen niedersächsischen 
Sicherheitsbehörden beobachtet …? 

4. Was wurde von welchen niedersächsischen Behörden zu welchem Zeit-
punkt veranlasst, um ausreisewillige Wolfsburger Islamisten von der Aus-
reise insbesondere nach Syrien oder in den Irak zur Unterstützung des ISIS 
bzw. IS abzuhalten? 

5. Was wurde zu welchem Zeitpunkt von welchen niedersächsischen Behör-
den veranlasst, nachdem Mitglieder der Wolfsburger Terrorzelle von ihren 
Aufenthalten im syrischen bzw. irakischen Kriegsgebiet zurückkehrten? 

- Ziff. II. Zu Nr. 2.: 

1. Welche Erkenntnisse, Hinweise und Informationen hatten welche nieder 
sächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt …? 

2. In welchem Umfang und in welcher Intensität wurde das Umfeld des 
„Deutschsprachigen Islamkreises Hannover e. V.“, des „Deutschsprachigen 
Islamkreises Hildesheim e. V.“ und der „Deutschsprachigen Muslimischen 
Gemeinschaft e. V. Braunschweig“ seit dem 19.2.2013 von welchen nieder 
sächsischen Sicherheitsbehörden beobachtet …? 

4. In welchem Umfang und in welcher Intensität wurden seit dem 19.02.2013 
Gespräche des Polizeilichen Staatsschutzes mit Verantwortlichen im Um-
feld des „Deutschsprachigen Islamkreises Hannover e. V.“, des „Deutsch-
sprachigen Islamkreises Hildesheim e. V.“ und der „Deutschsprachigen 
Muslimischen Gemeinschaft e. V. Braunschweig“ geführt? 

- Ziff. II. Zu Nr. 5.: 

1. Welche Erkenntnisse, Hinweise und Informationen hatten welche nieder-
sächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt seit dem 19.02.2013 über 
Ausreisepläne  und  vollzogene  Ausreisen  von  weiteren  Personen  aus  
der 
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islamistischen Szene in Niedersachsen, insbesondere nach Syrien und in 

den Irak? 

2. Welche Erkenntnisse, Hinweise und Informationen hatten welche nieder 
sächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt seit dem 19.02.2013 darüber, 
in welchem Umfeld sich diese Personen bewegten? 

3. Was haben welche niedersächsischen Behörden seit dem 19.02.2013 wann 

veranlasst, um die entsprechenden Personen an der Ausreise zu hindern? 

4. Wie sind die niedersächsischen Behörden seit dem 19.02.2013 mit Rück 
kehrern, insbesondere aus Syrien und dem Irak, verfahren? 

-      Ziff. II. Zu Nr. 7.: 

1. Welche Erkenntnisse, Hinweise und Informationen hatten welche nieder 
sächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt seit dem 19.02.2013 über im 
Internet abrufbare Videos und Texte mit islamistischem Gedankengut bzw. 
von Personen aus der islamistischen Szene in Niedersachsen? 

2. In welcher Art und Weise haben niedersächsische Behörden seit dem 
19.02.2013 entsprechende Inhalte systematisch ausgewertet? 

3. Wie sind niedersächsische Behörden seit dem 19.02.2013 mit Erkenntnis-
sen, Informationen und Hinweisen dazu umgegangen? 

4. Welche Erkenntnisse, Hinweise und Informationen hatten welche nieder-
sächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt seit dem 19.02.2013 über 
ra-dikalisierungsgefährdete Kinder, Jugendliche und Heranwachsende in 
Niedersachsen durch Internetrecherchen bzw. -auswertungen? 

Die Umschreibung des Untersuchungsauftrages mit den Worten „welche Hin-
weise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder der Niedersächsischen 
Landesregierung sowie die Bediensteten der Landesministerien und der nachge- 
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ordneten Landesbehörden“ hatten (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7.) genügt dem verfas-
sungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot weder in sachlich-inhaltlicher noch in per-
soneller Hinsicht. Die Begriffe „Hinweise, Erkenntnisse und Informationen“ sind 
inhaltlich ohne ausreichende Konturen für eine hinreichend begrenzte Untersu-
chung. Sie erfassen im Ergebnis jedes Wissen der gesamten Verwaltung des 
Landes Niedersachsen. Mit den Worten „die Mitglieder der Niedersächsischen 
Landesregierung sowie die Bediensteten der Landesministerien und der nachge-
ordneten Landesbehörden“ ist in personeller Hinsicht der gesamte Staats- und 
Verwaltungsapparat des Landes Niedersachsen umfasst. Wollte der 
Untersu-chungsausschuss diesen Untersuchungsauftrag erfüllen, müsste er nicht 
nur die gesamten Mitglieder und Bediensteten der Niedersächsischen 
Landesregierung, sondern auch sämtliche Bedienstete aller nachgeordneten 
Behörden als Zeugen vernehmen. Entsprechend umfangreich wäre der zu 
sichtende Aktenbestand der Landesverwaltung, aus dem sich Hinweise auf das 
Wissen der Mitglieder der Niedersächsischen Landesregierung sowie der 
Bediensteten der Landesministerien und nachgeordneten Landesbehörden 
ergeben könnten. 

Dass ein solcher Untersuchungsauftrag kein konkret umschriebenes, personell 
und sachlich begrenztes Arbeitsprogramm für den Untersuchungsausschuss 
festlegt, liegt auf der Hand. Damit der Untersuchungsausschuss den Auftrag er-
füllen kann, müsste er selbst eine Eingrenzung der aufzuklärenden Erkenntnisse 
vornehmen und entscheiden, im Hinblick auf welche Bediensteten der Landes-
verwaltung er die Aufklärung vornimmt. Ihm käme ein eigener Wertungs- und 
Einschätzungsspielraum zu, was unzulässig wäre. Ein Untersuchungsauftrag, 
der nicht nur den gesamten Bereich der Landesregierung, sondern überdies den 
kompletten nachgeordneten Behördenbereich als Untersuchungsgegenstand 
heranzieht, ist nach der oben dargelegten Rechtsprechung zu unbestimmt. 

Aus denselben Gründen ist die Formulierung „Welche Hinweise, Erkenntnisse 
und Informationen hatten welche niedersächsischen Behörden“ (Ziff. II. Zu Nr. 1. 
1.; Ziff. II Zu Nr. 2. 1.; Ziff. II. Zu Nr. 5. 1., 2.; Ziff. II. Zu Nr. 7. Nr. 1., 4.) sachlich 
und personell unbestimmt. 
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Entsprechend personell weit und unbestimmt ist der Auftrag an den 
Untersu-chungsausschuss zu klären: „Was wurde von welchen 
niedersächsischen Behörden zu welchem Zeitpunkt veranlasst“ (Ziff. II. Zu Nr. 1. 
4., 5.; Ziff. II. Zu Nr. 5. 3.). 

Die Formulierung „insbesondere“ (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5.; Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.; Ziff. II. 
Zu Nr. 5. 1.) ist mit dem Gebot der Bestimmtheit des Einsetzungsantrages 
ebenfalls nicht vereinbar. Sie verweist darauf, dass die „insbesondere“ zu unter-
suchenden Fragen lediglich als Beispiele und nicht abschließend zu verstehen 
sind. Auch insoweit überlässt der Einsetzungsantrag dem 
Untersuchungsaus-schuss einen zu großen eigenen Spielraum und genügt daher 
nicht dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitserfordernis. 

Der Auftrag aufzuklären, „wie sie (Anm.: die Mitglieder der Niedersächsischen 
Landesregierung sowie die Bediensteten der Landesministerien und der nachge-
ordneten Landesbehörden) damit umgingen“ (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7.), erweist sich 
ebenfalls als unpräzise. Die Formulierung lässt nicht erkennen, welche Form des 
Umganges der Mitglieder der Niedersächsischen Landesregierung sowie der Be-
diensteten der Landesministerien und nachgeordneten Landesbehörden unter-
sucht werden soll. Es handelt sich um eine Frage „ins Blaue hinein“, die erst der 
Konkretisierung durch den Untersuchungsausschuss bedürfte, damit sie beant-
wortbar wäre. Eine derart weite und konkretisierungsbedürfte Fragestellung be-
lässt dem Untersuchungsausschuss zu viel eigenen Spielraum und genügt nicht 
dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitserfordernis. 

Aus demselben Grund ist die Frage „Wie sind die niedersächsischen Behörden 
seit dem 19.02.2013 mit Rückkehrern, insbesondere aus Syrien und dem Irak, 
verfahren“ (Ziff. II. Zu. Nr. 5. 4.) bzw. „dazu umgegangen“ (Ziff. II. Zu Nr. 7. 3.) 
verfassungsrechtlich zu unbestimmt. 

Die Frage, „auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage (Anm.: die Mitglie-
der der Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden) welche Entscheidungen 
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diesbezüglich trafen (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7.) bezeichnet die zu untersuchenden 
Tatsachen ebenfalls nicht hinreichend präzise. Bereits die Frage nach der „recht-
lichen und politischen Grundlage“ lässt nicht erkennen, was aufgeklärt werden 
soll. Sollen hier ernsthaft Paragrafen zutage gefördert werden? Und was sind 
„politische Grundlagen“? Die weitere Formulierung „welche Entscheidungen 
diesbezüglich trafen“ ist ebenfalls derart weit gefasst, dass sie erst einer Konkre-
tisierung bedarf, damit sie beantwortet werden kann. Eine derart unpräzise Fas-
sung des Untersuchungsauftrags ist verfassungswidrig. 

Gleichermaßen unbestimmt ist die Frage „Wie im Einzelnen und in welcher In-
tensität wurde das Umfeld der Wolfsburger Islamistenszene seit dem 19.02.2013 
von welchen niedersächsischen Sicherheitsbehörden beobachtet“ (Ziff. II. Zu Nr. 
1. 3.). 

Nichts Anderes gilt für die Frage „In welchem Umfang und in welcher Intensität 
wurde das Umfeld des „Deutschsprachigen Islamkreises Hannover e. V.“, des 
„Deutschsprachigen Islamkreises Hildesheim e. V.“ und der „Deutschsprachigen 
Muslimischen Gemeinschaft e. V. Braunschweig“ seit dem 19.2.2013 von wel-
chen niedersächsischen Sicherheitsbehörden beobachtet“ (Ziff. II. Zu Nr. 2. 2., 
4.). 

Nach alledem steht fest, dass der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fas-
sung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Be-
stimmtheitsgebot verstößt und somit verfassungswidrig ist. Ein verfassungswidri-
ger Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses begründet weder 
eine Verpflichtung des Landtages auf (unveränderte) Einsetzung eines Aus-
schusses noch ein entsprechendes Recht der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV. Die Antragsteller sind daher durch den Beschluss 
des Antragsgegners vom 4.5.2016 nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
NV verletzt. 
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II. Keine Verletzung des  Art. 27  Abs. 1 Satz 2  NV wegen Verstoßes des 

Einsetzungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsan-
trages Drs. 17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Gebot der Be-
grenztheit des Untersuchungsgegenstandes 

Der Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 verletzt die Antragsteller des 
Organstreites überdies deswegen nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
NV, weil der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsan-
trages Drs. 17/5682 gegen das verfassungsrechtliche Gebot der Begrenztheit 
des Untersuchungsgegenstandes verstößt. Da der Einsetzungsantrag auch in-
soweit verfassungswidrig ist, musste der Antragsgegner ihm nicht nachkommen 
und es bestand kein entsprechendes Recht der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV. 

1. Inhalt des Gebotes der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes 

Es entspricht der mittlerweile ständigen Rechtsprechung und allgemeinen An-
sicht im Schrifttum, dass neben das Bestimmtheitsgebot „als weitere verfas-
sungsrechtliche Schranke für die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen 
das Erfordernis (tritt), den Untersuchungsgegenstand inhaltlich zu begrenzen.“ 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594). 

Es gilt ein Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes und damit 
der Durchführbarkeit des Untersuchungsauftrages. 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594); BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (9, 13); 
Bay-VerfGH, NVwZ 1995, 681 (688); Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), 
Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 44 Rn. 33; Schneider, in: 
Denninger/Hoff-mann-Riem u.a. (Hrsg.), Grundgesetz, Alternativkommentar, Stand: 
2. AufbauL August 2002, Art. 44 Rn. 6. 

Dieses Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes ressortiert in 
dem verfassungsrechtlichen Prinzip der Diskontinuität, dem parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse als Organe des Parlamentes unterliegen. Die Exis-
tenz und der Auftrag von Untersuchungsausschüssen enden mit dem Ende der 
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Wahlperiode des sie einsetzenden Parlamentes (personelle und sachliche Dis-

kontinuität). 

Zur Geltung des Prinzips der Diskontinuität für parlamentarische Untersuchungsaus-
schüsse statt aller BVerfGE 49, 70 (86); BVerwGE 109, 258 (263); SächsVerfGH, 
NJOZ 2008, 3571 (3594); BayVerfGH, NVwZ 1996, 1206; BaWüStGH, VBlBW 1990, 
51 (54); Morlok, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. II, 3. Aufl. 2015, 
Art. 44 Rn. 35; Schneider, in: Denninger/Hoffmann-Riem u.a. (Hrsg.), Grundgesetz, 
Alternativkommentar, Stand: 2. AufbauL August 2002, Art. 44 Rn. 6; Glauben/Bro-
cker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse in Bund und 
Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 30 Rn. 
10; Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 1. Kap. Rn. 13. 

Aus diesem Prinzip der Diskontinuität parlamentarischer Untersuchungsaus-
schüsse leitet sich zwar nicht ab, „den Untersuchungsgegenstand so zu fassen, 
dass er innerhalb der Legislaturperiode vollständig abgearbeitet werden kann.“ 
Der Untersuchungsgegenstand muss aber „in begrenzter Zeit mit vorhersehba-
rem Aufwand behandelt werden können.“ 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594); ebenso BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (9); 
BayVerfGH, NVwZ 1995, 681 (688); Achterberg/Schulte, in: Starck (Hrsg.), Grund-
gesetz, Kommentar, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 44 Rn. 33; Schneider, in: 
Dennin-ger/Hoffmann-Riem u.a. (Hrsg.), Grundgesetz, Alternativkommentar, Stand: 
2. Auf-bauL August 2002, Art. 44 Rn. 6. 

Erforderlich und zugleich ausreichend ist es, wenn der Untersuchungsauftrag so 
gefasst ist, dass der Untersuchungsausschuss bis zum Ende der Legislaturperi-
ode zumindest noch einen Teilbericht mit sinnvollen Teilergebnissen vorlegen 
kann. 

Statt aller SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594); BayVerfGH, DVBl. 1994, 1126 
(1131); BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (13); Glauben/Brocker, Das Recht der parlamen-
tarischen Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kom-
mentierung zum PUAG, 3. Aufl. 2016, Kap. 4 Rn. 5; Arloth, NJW 1987, 808 (810). 

Besteht ein Untersuchungsauftrag aus mehreren (Teil-)Komplexen, sodass ver-
schiedene Sachverhalte aufzuklären sind, bezieht sich das Erfordernis eines Teil-
berichtes bis zum Ende der Legislaturperiode auf sämtliche (Teil-)Komplexe, d.h. 
auf  alle  zu  untersuchenden  Sachverhalte.  Der  Untersuchungsausschuss  
muss 
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bezogen auf den gesamten Untersuchungsgegenstand sinnvolle Teilergebnisse 

erwarten lassen. 

Gegen dieses Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes versto-
ßen Einsetzungsanträge, die jede zeitliche, sachlich-inhaltliche und/oder perso-
nale Einschränkung vermissen lassen. 

Vgl. SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594); BayVerfGH, DVBl. 1994, 1126 (1131); 
BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (11). 

Denn 

„anderenfalls bliebe es dem Untersuchungsausschuss überlassen, 
sich in der ihm noch zur Verfügung stehenden Zeit willkürlich verein-
zelten Sachverhaltsausschnitten zuzuwenden. Ein solches selektives 
Abarbeiten des Untersuchungsauftrages stünde aber sowohl zur 
Funktion des Untersuchungsverfahrens, dem Parlament zur Vorberei-
tung seiner Entscheidungen eine tragfähige Tatsachengrundlage zu 
schaffen …, wie auch zur Stellung des Parlaments als Träger des Un-
tersuchungsrechts in Widerspruch.“ 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3594). 

Bei der Beurteilung, ob der Untersuchungsauftrag so gefasst ist, dass der 
Unter-suchungsausschuss bis zum Ende der Legislaturperiode noch einen 
sinnvollen Teilbericht erstellen kann, sind die Struktur des Ausschusses und die 
ihm zur Verfügung stehenden personellen und sächlichen Mittel zu 
berücksichtigen. 

Vgl. BayVerfGHE 30, 48 (66). 

2. Verstoß des Einsetzungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung des Än- 
derungsantrages Drs. 17/5682 gegen das Gebot der Begrenztheit des 
Untersuchungsgegenstandes 

Diesem Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes widerspricht 
der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682. Der Antrag ist personell und inhaltlich so weit gefasst, dass die Vorlage 
eines Teilberichtes durch den 23. PUA bis zum Ende der Wahlperiode 
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ausgeschlossen erscheint, wenn nicht der Untersuchungsausschuss selektiv ein-
zelne (Teil-)Komplexe der Ziff. I. Nr. 1. bis 7. auswählt und willkürlich lediglich 
Ausschnitte der im Untersuchungsauftrag beschriebenen Sachverhalte aufklärt. 

Der 23. PUA hat lediglich 13 Mitglieder. 

Übersicht über die Mitglieder des 23. PUA (Anlage 13). 

Er hat seine Arbeit erst am 18.5.2016 aufgenommen und wird bis zum Ende der 
Legislaturperiode einmal wöchentlich ganztägig tagen. 

Kurzbericht 23. PUA über die 5. Sitzung am 23.6.2016 (Anlage 14). 

Die 17. Legislaturperiode des amtierenden Landtages, die am 19. Januar 2013 
begann,   wird   mit   der   nächsten   Landtagswahl   enden,   welche   bereits   
ab   dem 

22. Oktober 2017 stattfinden kann. Der 23. PUA wird damit insgesamt bis zum 
Ende der 17. Legislaturperiode eingedenk der Parlamentsferien und gesetzlichen 
Feiertage voraussichtlich 42 Sitzungstage (maximal aber 49 Sitzungstage) haben 
(2016: 16 bis max. 19 Sitzungstage; 2017: 26 bis max. 30 Sitzungstage). 

An diesen bis zum Ende der Legislaturperiode insgesamt zur Verfügung stehen-
den 42 bis maximal 49 Sitzungstagen soll der 23. PUA ausweislich des Einset-
zungsantrages Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682 ein in seiner Weite (und Unbestimmtheit) kaum zu überbietendes, 
extensives Arbeitsprogramm bewältigen. Die Fraktionen CDU und FDP begehren 
mit ihrem Einsetzungsantrag die Prüfung und Aufklärung des gesamten Hinweis-, 
Informations- und Erkenntnisstandes sämtlicher Mitglieder der Niedersächsi-
schen Landesregierung sowie aller Bediensteten der Landesministerien und der 
nachgeordneten Landesbehörden seit dem 19.2.2013 und zum Teil sogar zeitlich 
darüber hinaus bezogen auf sieben verschiedene, jeweils umfangreiche Sach-
verhaltskomplexe zum Thema der islamistischen Bedrohung in Niedersachsen 
(Ziff. I. Nr. 1. bis 7.). Jeder der in Ziff. I. des Einsetzungsantrages geschilderten 
Sachverhalte  ist  bereits  für  sich  genommen  so   weit  gefasst,  dass  er  
von  dem 

23. PUA bis zum Ende der Legislaturperiode nicht zu bewältigen sein dürfte. 
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So erfordert Ziff. I. Nr. 1. des Antrages nicht nur die Überprüfung des gesamten 
Wissensstandes aller niedersächsischen Behörden seit dem 19.2.2013 über das 
Agieren der sog. Wolfsburger IS-Terrorzelle, insbesondere über deren 
Radikali-sierungsprozess, die Ausreisewelle von Wolfsburger Islamisten nach 
Syrien bzw. in den Irak und deren dortige Aktivitäten sowie über Wolfsburger 
IS-Rückkehrer. Vielmehr verlangt Ziff. I. Nr. 1. des Antrages darüber hinaus auch 
die Erforschung sämtlicher gefahrenabwehrenden Maßnahmen der 
Sicherheitsbehörden bezogen auf die Mitglieder der Wolfsburger IS-Terrorzelle 
und ihr Umfeld sowie der rechtlichen und politischen Grundlagen für diese 
Maßnahmen. 

Dieses in Ziff. I. Nr. 1. festgelegte Arbeitsprogramm wird durch Ziff. II. Zu Nr. 1. 
des Einsetzungsantrages, der dem 23. PUA eine Vielzahl „insbesondere“ zu 
beantwortender Fragen und aufzuklärender Sachverhalte aufgibt, sogar noch 
ausgeweitet. So muss der 23. PUA gem. Ziff. II. Zu Nr. 1. des Einsetzungsantra-
ges unter anderem das Umfeld, die Orte und die Personen ermitteln, durch die 
die Angehörigen der Wolfsburger Islamistenszene seit dem 19.02.2013 
radikali-siert wurden (Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.a]); er muss mögliche Ausreisepläne von 
Mitgliedern der Wolfsburger Islamistenszene insbesondere nach Syrien bzw. in 
den Irak beleuchten (Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.b]); außerdem sind die Erkenntnisse der 
niedersächsischen Behörden über Wolfsburger ISIS- bzw. IS-Rückkehrer in 
Erfahrung zu bringen (Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.c]); und es ist zu untersuchen, in welchem 
Umfang ehemalige Studierende der verbotenen Islamschule Braunschweig des 
Muhamed Ciftci im Umfeld der Wolfsburger Islamistenszene aktiv waren (Ziff. II. 
Zu Nr. 1. 2.), wie im Einzelnen und in welcher Intensität das Umfeld der Wolfs-
burger Islamistenszene behörderlicherseits beobachtet wurde und wie der Infor-
mationsaustausch zwischen den einzelnen Behörden erfolgte (Ziff. II. Zu Nr. 1. 
3.) und was von welchen Behörden zu welchem Zeitpunkt veranlasst wurde, um 
ausreisewillige Wolfsburger Islamisten von der Ausreise insbesondere nach Sy-
rien oder in den Irak zur Unterstützung des ISIS bzw. IS abzuhalten (Ziff. II. Zu Nr. 
1. 4.) und nachdem Mitglieder der Wolfsburger Terrorzelle von ihren Aufenthalten 
im syrischen bzw. irakischen Kriegsgebiet zurückkehrten (Ziff. II. Zu Nr. 1. 
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5.). Bereits um dieses nur beispielhaft, „insbesondere“, beschriebene Arbeitspro-
gramm zu bewältigen, müssten eine unüberschaubare Vielzahl an Zeugen aus 
sämtlichen niedersächsischen Behörden vor den 23. PUA geladen und gehört 
werden sowie weit über 1000 Akten mit insgesamt ca. 600.000 Seiten überwie-
gend vertraulichen Inhaltes in den betroffenen Behörden zusammengestellt und 
von dem 23. PUA gesichtet und ausgewertet werden. 

Bericht der Nordwest Zeitung vom 19.5.2016, Anlage 15. 

Bereits die Abarbeitung des Arbeitsauftrages in Ziff. I. Nr. 1. sowie Ziff. II. Zu Nr. 
1. ist von dem 23. PUA mit den ihm zur Verfügung stehenden begrenzten 
personellen Mitteln bis zum nahenden Ende der 17. Wahlperiode kaum zu leis-
ten. 

Dies gilt umso mehr, wenn man berücksichtigt, dass der Beginn der Tätigkeit des 
23. PUA wegen der überwiegend strengster Geheimhaltung unterliegenden Un-
tersuchungsthemen zeitaufwändige umfangreiche Sicherheitsvorkehrungen er-
fordert, die in der Geschichte der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse 
in Niedersachsen einmalig sind. So erfordert die Vernehmung von Bediensteten 
der niedersächsischen Behörden als Zeugen vor dem 23. PUA die zeitintensive 
Einholung von Aussagegenehmigungen durch die jeweils zuständige Behörden-
leitung. Die Beiziehung und Lagerung von Akten aus den niedersächsischen Si-
cherheitsbehörden setzt voraus, dass der Niedersächsische Landtag umfängli-
che räumliche Umbauarbeiten leistet wie z.B. den Einbau von Panzerschränken 
und einbruchsicheren Stahltüren zur Verwahrung der Akten sowie die Ausstat-
tung der Sitzungssäle mit abhörsicherer Technik. 

Bericht des Weser Kurier vom 4.5.2016, Anlage 16. 

Diese Sicherheitsvorkehrungen werden Monate dauern, sodass der 23. PUA mit 
einem Großteil seiner Tätigkeit frühestens Ende dieses Jahres oder sogar erst 
Anfang des Jahres 2017 beginnen kann. Vor diesem Hintergrund dürfte der 23. 
PUA bis zum Ende der 17. Legislaturperiode nicht einmal in der Lage sein, 
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einen Teilbericht zu dem nach Ziff. I. Nr. 1. und Ziff. II. Zu Nr. 1. zu untersuchen-

den Sachverhalt vorzulegen. 

Das Gleiche gilt für die weiteren, in Ziff. I. Nr. 2. bis 7. und Ziff. II. Zu Nr. 2. bis 7. 
geschilderten Sachverhaltskomplexe, die nicht minder weit gefasst sind und dem 
23. PUA ein entsprechend umfangreiches Arbeitsprogramm zumuten. Die Auf-
klärung und Ermittlung des gesamten Hinweis-, Erkenntnis- und Informations-
standes sämtlicher Mitglieder der Niedersächsischen Landesregierung und Be-
diensteten der Landesministerien und nachgeordneten Landesbehörden 

- im Zusammenhang mit weiteren IS-Terrorzellen und Islamkreisen in Nieder-
sachsen, insbesondere mit Blick auf Radikalisierungsprozesse und mögliche 
Verbindungen zum sogenannten Islamischen Staat (Ziff. I. Nr. 2 und Ziff. II. Zu 
Nr. 2.), 

- bezogen auf die Schülerin Safia S., ihren Bruder Saleh S., den Berufsschüler 
Ablah A. und weitere Angehörige der islamistischen Szene in Niedersachsen 
sowie deren Ausreisepläne und erfolgte Ausreisen nach Syrien und in den Irak 
sowie deren dortige Aktivitäten (Ziff. I. Nr. 3., 4., 5. und Ziff. II. Zu Nr. 3., 4., 5.), 

- ganz generell bezogen auf die Aktivitäten der niedersächsischen Behörden im 
Hinblick auf Prävention, Deradikalisierung, Früherkennung von Islamismus 
und Terrorismus (Ziff. I. Nr. 6 und Ziff. II. Zu Nr. 6.) sowie 

- bezogen auf die Aktivitäten der niedersächsischen Behörden im Hinblick auf 
im Internet abrufbare Videos und Texte mit islamistischem Gedankengut bzw. 
Personen aus der islamistischen Szene in Niedersachsen (Ziff. I. Nr. 7. und 
Ziff. II. Zu Nr. 7.) 

ist bis zum Ende der Legislaturperiode undenkbar. Die Erarbeitung zumindest 
eines Teilberichtes erscheint bereits zu nur einem der in Ziff. I. Nr. 1. bis 7. und 
Ziff. II Zu Nr. 1. bis 7. genannten Sachverhaltskomplexe nicht leistbar, ge-
schweige denn zu sämtlichen Sachverhaltskomplexen. Wollte der 23. PUA bis 
zum Ende der 17. Wahlperiode sinnvolle Teilergebnisse vorlegen, müsste er sich 
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willkürlich vereinzelten Sachverhaltsausschnitten zuwenden und den Untersu-
chungsauftrag selektiv abarbeiten. Ein solches Vorgehen stünde aber sowohl zu 
der Funktion des Untersuchungsverfahrens als auch zu der Stellung des Parla-
mentes als Träger des Untersuchungsrechtes in Widerspruch und wäre daher 
verfassungswidrig. 

Im Ergebnis steht damit fest, dass der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der 
Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 die verfassungsrechtlich gebo-
tene Durchführbarkeit des Untersuchungsauftrages vermissen lässt. Er verstößt 
gegen das verfassungsrechtliche Gebot der Begrenztheit des Untersuchungsge-
genstandes. Einem solchen verfassungswidrigen Antrag muss der Antragsgeg-
ner nicht entsprechen; aus ihm leiten sich keinerlei Rechte der Antragsteller her. 
Der Einsetzungsbeschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 verletzt die An-
tragsteller daher nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV. 

III. Keine Verletzung des  Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wegen Vorliegens der 

Voraussetzungen für eine Ausdehnung des Untersuchungsauftrages 

Höchst hilfsweise wird im Folgenden dargelegt, dass der Organstreitantrag auch 
dann unbegründet wäre, wenn der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fas-
sung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 nicht gegen das verfassungsrechtli-
che Bestimmtheitsgebot und gegen das Gebot der Begrenztheit des Untersu-
chungsgegenstandes verstieße und daher verfassungsgemäß wäre. In diesem 
(hypothetischen) Fall wären die Antragsteller gleichwohl nicht in ihrem Recht aus 
Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV verletzt, weil dessen Voraussetzungen für eine Ausdeh-
nung des Untersuchungsauftrages durch den Antragsgegner erfüllt sind. Der 
Be-schluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687) lässt den 
Untersuchungsauftrag im Kern unberührt und keine wesentliche Verzögerung 
erwarten. 

Während „das Untersuchungsrecht im System der konstitutionellen Monarchie 
noch in erster Linie ein Instrument des gewählten Parlamentes gegen die monar- 
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chistische Exekutive (war), … hat es sich unter den Bedingungen des parlamen-
tarischen Regierungssystems maßgeblich zu einem Recht der Opposition auf 
eine Sachverhaltsaufklärung unabhängig von der Regierung und der sie tragen-
den Parlamentsmehrheit entwickelt.“ 

BVerfGE 49, 70 (85 f.); 105, 197 (222); vgl. auch HessStGH, ESVGH 17, 1 (9); 
HessStGH, P.St. 2290 vom 13.4.2011, Rn. 86 (juris); HbgVerfG, NVwZ-RR 2007, 
289. 

Die Niedersächsische Verfassung räumt deshalb dem Landtag in Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 nicht nur das Recht ein, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen (Alt. 
1), sondern macht dies der Mehrheit auch zur Pflicht, wenn ein Fünftel der 
Abgeordneten es beantragt (Alt. 2). 

Zur Parallelvorschrift des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG s. BVerfGE 105, 197 (222). 

Dementsprechend bleibt es der qualifizierten Minderheit grundsätzlich überlas-
sen, den Untersuchungsauftrag frei zu bestimmen. 

BVerfGE 49, 70 (84 f.). 

Dieses Minderheitenrecht des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV erfährt durch Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV eine Modifizierung bzw. Begrenzung. Danach darf der Unter-
suchungsauftrag gegen den Willen der Antragsteller ausgedehnt werden, wenn 
dessen Kern gewahrt bleibt und keine wesentliche Verzögerung zu erwarten ist. 
Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV konkretisiert damit die bis dato ergangene Rechtspre-
chung und den Stand des Schrifttums (s. Ziff. 1.). 

Die erste Voraussetzung der Wahrung des Kerns des Untersuchungsauftrages 
verlangt zum einen implizit, dass die von der Parlamentsmehrheit beschlossene 
Erweiterung denselben Untersuchungsgegenstand betrifft wie der von der Parla-
mentsminderheit beantragte Untersuchungsauftrag. Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV be-
rechtigt die Parlamentsmehrheit nicht zur Hinzufügung neuer, zusätzlicher Unter-
suchungsgegenstände (sog. Bepackungsverbot). Im Rahmen des Art. 27 Abs. 1 
Satz 2 NV kommt der Bestimmung des relevanten Untersuchungsgegenstandes 
daher zentrale Bedeutung zu. Dieser richtet sich nicht allein nach dem Antrag der 
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Parlamentsminderheit, sondern zugleich und maßgebend nach dem Antrags-
grund, d.h. nach dem ihm zugrundeliegenden Lebenssachverhalt. Zum anderen 

erfordert die erste Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV („Wahrung des 
Kerns des Untersuchungsauftrages“) explizit, dass die – in den Grenzen des Un-
tersuchungsgegenstandes – von der Parlamentsmehrheit beschlossene Erwei-
terung des Untersuchungsauftrages den von der Parlamentsminderheit bean-
tragten Untersuchungsauftrag auch im Übrigen im Kern unberührt lässt (s. Ziff. 
2.). 

Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV legitimiert mithin nur zu Ausdehnungen des Untersu-
chungsauftrages, die zum einen denselben Untersuchungsgegenstand betreffen 
und zum anderen auch im Übrigen den Kern des von der Parlamentsminderheit 
beantragten Untersuchungsauftrages unberührt lassen. Nach der zweiten Vo-
raussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ist eine solche Ausdehnung des Un-
tersuchungsauftrages darüber hinaus nur zulässig, wenn hierdurch keine we-
sentliche Verzögerung zu erwarten ist. Steht zu befürchten, dass wegen der von 
der Parlamentsmehrheit beschlossenen Ausdehnung eine Erfüllung des gesam-
ten Untersuchungsauftrages innerhalb der Legislaturperiode nicht möglich ist, 
genießt die Erledigung des von der Parlamentsminderheit beantragten Untersu-
chungsauftrages von Verfassungs wegen Vorrang. Dieses verfassungsrechtliche 
Prioritätsprinzip dient der Gewährleistung der zweiten Voraussetzung des Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV (s. Ziff. 3.). 

Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe ist die Ausdehnung des Untersuchungs-
auftrages durch den Beschluss des Landtages vom 4.5.2016 von Art. 27 Abs. 1 
Satz 2 NV gedeckt und verletzt die Antragsteller nicht in ihren Rechten. Der 
Land-tagsbeschluss betrifft denselben Untersuchungsgegenstand, auf den sich 
der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682 bezieht. Auch im Übrigen lässt der vom Landtag beschlossene Untersu-
chungsauftrag den Kern des von den Fraktionen CDU und FDP beantragten Un-
tersuchungsauftrages unberührt, sodass die erste Voraussetzung des Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV erfüllt ist. Die zweite Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
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NV liegt ebenfalls vor. Da der Untersuchungsausschuss von Verfassungs wegen 
verpflichtet ist, den von den Fraktionen CDU und FDP beantragten Untersu-
chungsauftrag prinzipiell vorrangig zu berücksichtigen, ist der Gefahr einer we-
sentlichen Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wirksam begegnet (s. Ziff. 
4.). 

Schließlich sind die Antragsteller auch nicht deswegen in dem Recht aus Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV verletzt, weil die Ausdehnung des Untersuchungsauftrages 
durch den Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 auf den Zeitraum „seit 
dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ gegen das verfassungs-
rechtliche Bestimmtheitsgebot verstieße. Dies ist entgegen der Behauptung der 
Antragsteller nicht der Fall (s. Ziff. 5.). 

1. Art.   27   NV   als   Konkretisierung   der   verfassungsgerichtlichen   
Recht- 

sprechung und des Schrifttums 

Art. 27 NV ist im Wege der Verfassungsänderung zum 1. Juni 1993 in die Nie-
dersächsische Landesverfassung aufgenommen worden. 

GVBl. 1993, S. 107. 

Ausweislich der Gesetzesbegründung soll Art. 27 Abs. 1 NV „klarstellen, was in 

Schrifttum und Rechtsprechung schon bisher als rechtens angesehen wurde“. 

Drs. 12/5840, S. 20. 

Art. 27 Abs. 1 NV regelt das Spannungsverhältnis zwischen den Interessen der 
Parlamentsminderheit einerseits und den Interessen der Parlamentsmehrheit so-
wie den objektiven Informationsinteressen andererseits. Bereits vor Inkrafttreten 
des Art. 27 NV war geklärt, dass eine effektive Kontrolle des Regierungshandelns 
durch die Parlamentsminderheit nur möglich ist, wenn es im Grundsatz der Min-
derheit überlassen bleibt, den Untersuchungsgegenstand zu bestimmen. 

RStGH,     RGZ     116,     Anh.     S.     45     (52);     BVerfGE     49,     70     (86);     
OVG     Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5). 
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Der von der Parlamentsminderheit intendierte Untersuchungsauftrag dürfe 

grundsätzlich nicht gegen deren Willen verändert oder erweitert werden. 

BVerfGE 49, 70 (86). 

Anderenfalls könne die Arbeit des Untersuchungsausschusses verschleppt und 
das Ziel der Untersuchungstätigkeit verschleiert bzw. verdunkelt werden. 

RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54); BVerfGE 49, 70 (86); OVG Lüneburg, VerwRspr. 
1955, 1 (5). 

Gleichwohl stand bereits vor Inkrafttreten des Art. 27 NV fest, dass Veränderun-
gen des von der Parlamentsminderheit beantragten Untersuchungsauftrages 
nicht von vornherein ausgeschlossen sind. Neben klarstellenden Änderungen, 
die dem Bestimmtheitserfordernis und sonstigen verfassungsrechtlichen Vorga-
ben dienen, 

– vgl. RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (52 f.); OVG Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5) – 

können auch Erweiterungen und sonstige Veränderungen zulässig sein. Ausge-
hend von der Aufgabe eines Untersuchungsausschusses, die Öffentlichkeit über 
bestimmte (politisch umstrittene) Sachverhalte umfassend zu informieren, wurde 
von der Rechtsprechung auf die Notwendigkeit einer möglichst objektiven und 
wirklichkeitsgetreuen Tatsachenfeststellung hingewiesen. Dementsprechend 
entschied bereits der Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich, dass Änderun-
gen des von der Minderheit beantragten Untersuchungsauftrages zulässig sind, 
wenn sie sich auf Vorgänge beziehen, „die mit jenem Gegenstand wirklich in na-
hem Zusammenhang stehen, deren Aufklärung erforderlich ist, um den Zweck 
dieser bestimmten Untersuchung zu erreichen“. 

RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54). 

Zur Begründung führt der Staatsgerichtshof aus: 

„Mit solchen Anordnungen fördert die Landtagsmehrheit nur die Er-
mittlung der objektiven Wahrheit, die das Ziel der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse ist. Darin kann also niemals eine Beein-
trächtigung der Rechte der Minderheit liegen, höchstens eine solche 
ihrer subjektiven Wünsche.“ 
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RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54). 

Entsprechend heißt es in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes: 

„Das Ausschußverfahren verliert seinen Sinn, wenn der Ausschuß den 
zu überprüfenden Sachverhalt von vornherein nur unter einem einge-
engten Blickwinkel untersucht und damit dem Parlament - und auch 
der Öffentlichkeit - allenfalls eine verzerrte Darstellung vermitteln 
kann. Von Verfassungs wegen sind deshalb Zusatzfragen gegen den 
Willen der Antragsteller zulässig - und zwar selbst dann, wenn dies zu 
einer Verzögerung der Ausschußarbeit führt -, wenn sie nötig sind, um 
ein umfassenderes - und wirklichkeitsgetreueres - Bild des 
angebli-chen Mißstandes zu vermitteln.“ 

BVerfGE 49, 70 (87 f.); s. auch OVG Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5). 

Obgleich mithin der von der Parlamentsminderheit beantragte Untersuchungs-
auftrag im Interesse einer sachdienlichen Information der Öffentlichkeit über die 
Arbeit des Untersuchungsausschusses geändert werden kann, unterliegen sol-
che Änderungen – im Interesse des Minderheitsschutzes – verfassungsrechtli-
chen Beschränkungen. Nach der Rechtsprechung müssen Änderungen zum ei-
nen „denselben Untersuchungsgegenstand betreffen und diesen im Kern unver-
ändert lassen“. 

BVerfGE 49, 70 (88); ebenso RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54); OVG Lüneburg, 
VerwRspr. 1955, 1 (5). 

Zum anderen ist eine wesentliche Verzögerung der Ausschussarbeit zu verhin-
dern, weil anderenfalls das Ziel der Minderheitsenquete nicht erreicht werden 
könne. 

Vgl. RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54); BVerfGE 49, 70 (86); OVG Lüneburg, 
VerwRspr. 1955, 1 (5). 

Diese Voraussetzungen, dass erstens der Kern des Untersuchungsgegenstan-
des nicht berührt wird und zweitens eine wesentliche Verzögerung nicht zu er-
warten ist, entsprechen zudem den Empfehlungen der Konferenz der Präsiden-
ten der Länderparlamente vom 4. Mai 1961 

– dort zu II. 5. Satz 1 lit. a) und b), ZParl 1972, 433 f. – 
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und den anschließend von der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft (IPA) 
aus Bund und Ländern am 12. November 1968 verabschiedeten IPA-Regeln und 
dem entsprechenden Entwurf eines UAG vom 14. Mai 1969 

– § 2 Abs. 4 Satz 2 lit. a) und b), BT-Drs. V/4209 – 

sowie dem Mustergesetzentwurf der Präsidenten der Länderparlamente von 

1972. 

§ 3 Abs. 2, ZParl 1972, 427; vgl. Wiefelspütz, Das Untersuchungsausschussgesetz, 
2003, S. 90 ff., 94 ff., 100 ff. 

Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV übernimmt diese beiden Voraussetzungen und konkre-
tisiert demnach die bis zur Verfassungsreform im Jahr 1993 ergangene verfas-
sungsgerichtliche Rechtsprechung. 

2. Wahrung  des  Kerns  des  Untersuchungsauftrages  iSd  Art.  27  
Abs.  1 

Satz 2 NV 

Gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV darf der Untersuchungsauftrag gegen den Willen 
der Antragstellerinnen oder Antragsteller nur ausgedehnt werden, wenn dessen 
Kern gewahrt bleibt. Diese erste Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV hat 
zwei (Unter-)Voraussetzungen: Erstens muss die von der Parlamentsmehrheit 
beschlossene Erweiterung denselben Untersuchungsgegenstand betreffen wie 
der von der Parlamentsminderheit beantragte Untersuchungsauftrag (s. Ziff. a]). 
Zweitens muss sie den von der Parlamentsminderheit beantragten Untersu-
chungsauftrag auch im Übrigen im Kern unberührt lassen (s. Ziff. b]). 

a) Ausdehnung muss denselben Untersuchungsgegenstand betreffen 

Der von der Parlamentsminderheit beantragte Untersuchungsauftrag darf durch 
die Parlamentsmehrheit nur ausgedehnt werden, wenn die Erweiterung densel-
ben Untersuchungsgegenstand betrifft. 

RStGH,     RGZ     116,     Anh.     S.     45     (54);     BVerfGE     49,     70     (88);     
OVG     Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5); ebenso HessStGH, P.St. 2290 vom 13.4.2011, 
Rn. 89 (juris). 



Antragserwiderung Niedersächsischer Landtag (StGH 1/16) 73 

Die Erweiterung muss sich demnach auf den von der Parlamentsminderheit be-
antragten Untersuchungsgegenstand beziehen. Eine Erweiterung ist unzulässig, 
wenn die Parlamentsmehrheit „dem von der Minderheit bezeichneten Untersu-
chungsgegenstand einen neuen Gegenstand hinzufügt“. 

RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54). 

Die Hinzufügung neuer, zusätzlicher Untersuchungsgegenstände ist unzulässig 
(sog. Bepackungsverbot). 

Vgl. RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54); OVG Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5); Pe-
ters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 6. Kap. Rn. 124, 130, 
133; Glauben/Brocker, Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsaus-
schüsse in Bund und Ländern, Ein Handbuch mit Kommentierung zum PUAG, 3. 
Aufl. 2016, Kap. 6 Rn. 26 ff.; § 2 PUAG Rn. 5 f.; Badura, in: Letzgus/Hill/Klein u.a. 
(Hrsg.), Festschrift für Helmrich, 1994, S. 191 (200). 

Das Erfordernis, dass die Ausdehnung des von der Parlamentsminderheit bean-
tragten Untersuchungsauftrages denselben Untersuchungsgegenstand betreffen 
muss, ist in Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV zwar nicht ausdrücklich, aber implizit gere-
gelt. Das von Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ausdrücklich geregelte Erfordernis der 
Wahrung des Kerns des Untersuchungsauftrages setzt implizit voraus, dass die 
Änderung denselben Untersuchungsgegenstand betrifft. Die Hinzufügung neuer, 
zusätzlicher Untersuchungsgegenstände wahrt nicht den Kern des von der Par-
lamentsminderheit beantragten Untersuchungsauftrages. Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
NV verwehrt es mithin der Parlamentsmehrheit, dem von der Parlamentsminder-
heit bezeichneten Untersuchungsgegenstand einen neuen Gegenstand hinzuzu-
fügen. 

Demgegenüber sind Erweiterungen, die denselben Untersuchungsgegenstand 
betreffen, zulässig. Wie bereits dargelegt, hat schon der Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich klargestellt, dass Änderungen des von der Minderheit beantrag-
ten Untersuchungsauftrages zulässig sind, wenn sie sich auf Vorgänge beziehen, 
„die mit jenem Gegenstand wirklich in nahem Zusammenhang stehen, deren Auf-
klärung erforderlich ist, um den Zweck dieser bestimmten Untersuchung zu 
errei-chen“. 
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RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54). 

In demselben Sinne hat das Bundesverfassungsgericht entschieden: 

„Das Ausschußverfahren verliert seinen Sinn, wenn der Ausschuß den 
zu überprüfenden Sachverhalt von vornherein nur unter einem einge-
engten Blickwinkel untersucht und damit dem Parlament - und auch 
der Öffentlichkeit - allenfalls eine verzerrte Darstellung vermitteln 
kann. Von Verfassungs wegen sind deshalb Zusatzfragen gegen den 
Willen der Antragsteller zulässig - und zwar selbst dann, wenn dies zu 
einer Verzögerung der Ausschußarbeit führt -, wenn sie nötig sind, um 
ein umfassenderes - und wirklichkeitsgetreueres - Bild des angebli-
chen Mißstandes zu vermitteln.“ 

BVerfGE 49, 70 (87 f.). 

Dem haben sich weitere Gerichte angeschlossen. 

OVG   Lüneburg,    VerwRspr.   1955,    1    (5);    HessStGH,    P.St.    2290   vom    
13.4.2011, Rn. 89 (juris). 

Sind Ausdehnungen des von der Parlamentsminderheit beantragten Untersu-
chungsauftrages durch die Parlamentsmehrheit mithin zulässig, sofern sie den-
selben Untersuchungsgegenstand betreffen, kommt der Bestimmung des rele-
vanten Untersuchungsgegenstandes im Rahmen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV 
zentrale Bedeutung zu. 

Inhalt und Umfang des Untersuchungsgegenstandes sind in Anlehnung an die im 
(Verwaltungs- und Zivil-)Prozessrecht geltenden Grundsätze zu bestimmen. 
Nach der im Prozessrecht herrschenden Lehre vom zweigliedrigen Streitgegen-
stand wird der Streitgegenstand sowohl durch den gestellten Klageantrag als 
auch durch den Klagegrund, d.h. durch den der Klage zugrundeliegenden Le-
benssachverhalt festgelegt. 

Zum zweigliedrigen Streitgegenstandsbegriff im Verwaltungsprozessrecht vgl. nur 
BVerwGE 29, 210 (211 f.); 40, 101 (104); Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 9. Aufl. 
2013, § 10 Rn. 9 mwN. 

Für die Bestimmung des Untersuchungsgegenstandes ist daher zunächst an den 
Einsetzungsantrag der Parlamentsminderheit anzuknüpfen. Der Antrag ist jedoch 
für die Bestimmung des Untersuchungsgegenstandes nicht (allein) maßgeblich. 
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Der Untersuchungsauftrag ist nicht nach den (subjektiven) Wünschen der Parla-
mentsminderheit, sondern nach dem objektiven Kriterium des öffentlichen Infor-
mationsauftrages gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 NV zu bestimmen. Untersuchungs-
ausschüsse sind Organe des Landtages, der dem Gemeinwohl verpflichtet ist. 
Dementsprechend bestimmt Art. 27 Abs. 1 Satz 1 NV, dass das Ziel parlamenta-
rischer Untersuchungsausschüsse darin liegt, „Sachverhalte im öffentlichen Inte-
resse aufzuklären“. 

Zum Erfordernis eines öffentlichen Interesses an der Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses statt aller BVerfGE 67, 100 (140); 77, 1 (44); BayVerfGH, 
NVwZ 1995, 681 (684); SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3590). 

Die Frage des öffentlichen Interesses ist nicht einseitig aus dem Blickwinkel der 
Opposition bzw. einer Minderheitsenquete zu bewerten. 

Umbach, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Grundgesetz, Mitarbeiterkommentar, Bd. II, 
2002, Art. 44 Rn. 13. 

Ebenso hat bereits der Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich festgestellt, 
dass die Ermittlung der „objektiven Wahrheit“ Ziel parlamentarischer Untersu-
chungsausschüsse sei. In Beschlüssen der Parlamentsmehrheit, die diesem Ziel 
dienen, könne „niemals eine Beeinträchtigung der Rechte der Minderheit liegen, 
höchstens eine solche ihrer subjektiven Wünsche“. 

RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54). 

Das Recht der Parlamentsminderheit auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses ist „verfassungsmäßig gebundene Macht und darf nicht zum Mittel der 
Obstruktion“ werden. 

BayVerfGHE 30, 48 (62); Badura, in: Letzgus/Hill/Klein u.a. (Hrsg.), Festschrift für 
Helmrich, 1994, S. 191 (199). 

Ein Untersuchungsausschuss ist kein „reines politisches Kampfinstrument“, son-
dern sein „eigentliche(r) Zweck“ ist die „parlamentarische Kontrolle offentlicher 
Amtstatigkeit“. 

BayVerfGH, NVwZ 1995, 681 (683). 
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Das einer möglichst objektiven und wirklichkeitsgetreuen Tatsachenfeststellung 
dienende Ziel parlamentarischer Untersuchungsausschüsse lässt sich nicht er-
reichen, wenn ein Untersuchungsausschuss „den zu überprüfenden Sachverhalt 
von vornherein nur unter einem eingeengten Blickwinkel untersucht und damit 
dem Parlament – und auch der Öffentlichkeit – allenfalls eine verzerrte Darstel-
lung vermitteln kann.“ Erweiterungen des Untersuchungsauftrages sind demnach 
zulässig, wenn sie einem umfassenderen und wirklichkeitsgetreueren Bild des 
angeblichen Missstandes dienen. 

BVerfGE 49, 70 (87 f.); ebenso OVG Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (5); HessStGH, 
P.St. 2290 vom 13.4.2011, Rn. 89 (juris). 

Die Parlamentsmehrheit darf durch eine Erweiterung des Untersuchungsauftra-
ges verhindern, dass aufgrund einer einseitigen Themenauswahl durch die Par-
lamentsminderheit ein Gegenstand nur von einer Seite beleuchtet wird. 

Badura,   in:   Letzgus/Hill/Klein   u.a.   (Hrsg.),   Festschrift   für   Helmrich,   1994,   
S.   191 (202). 

Der Untersuchungsgegenstand bestimmt sich demnach nicht maßgeblich nach 
dem Einsetzungsantrag der Parlamentsminderheit, da sich der Untersuchungs-
auftrag nicht nach den (subjektiven) Wünschen der Parlamentsminderheit, son-
dern nach dem objektiven Kriterium des öffentlichen Informationsauftrages gem. 
Art. 27 Abs. 1 Satz 1 NV richtet. Für die Bestimmung des Untersuchungsgegen-
standes kommt vielmehr dem Antragsgrund entscheidende Bedeutung zu, d.h. 
dem zugrundeliegenden Lebenssachverhalt. Ein (einheitlicher) Lebenssachver-
halt ist dann gegeben, wenn es sich um ein tatsächliches Geschehen handelt, 
das bei natürlicher Betrachtungsweise einen einheitlichen Vorgang darstellt. 
Maßgeblich ist, ob die einzelnen zu untersuchenden Vorgänge in einem engen 
Zusammenhang stehen. 

Vgl. RStGH, RGZ 116, Anh. S. 45 (54): „Tatsachen, die mit jenem Gegenstand wirk-lich 
in nahem Zusammenhang stehen“. 
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Stehen Vorgänge in einem engen Zusammenhang, bilden sie einen einheitlichen 
Lebenssachverhalt, der den Gegenstand des Untersuchungsausschusses dar-
stellt. Ob dies der Fall ist, ist unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalles zu 
ermitteln. 

In diesem Zusammenhang wird teilweise die Auffassung vertreten, dass eine 
(verfassungsrechtlich unzulässige) Änderung des Untersuchungsgegenstandes 
vorliege, wenn sich die Erweiterung auf Vorgänge aus anderen Zeiträumen unter 
anderer Verantwortung beziehe, insbesondere auf ähnliche Missstände in frühe-
ren Legislaturperioden unter der Regierungsverantwortung der jetzigen Opposi-
tion. 

S. HbgVerfG, NVwZ-RR 2007, 289 (291); vgl. auch OVG Lüneburg, VerwRspr. 
1955, 1 (10 f.); aus dem Schrifttum vgl. Peters, Untersuchungsausschussrecht. 
Länder und Bund, 2012, 6. Kap. Rn. 134; Pofalla, DÖV 2004, 335 (340). 

Diese Auffassung erweist sich als zu pauschal und damit als ungeeignet, den 
Gegenstand von Untersuchungsausschüssen zu bestimmen. Vorgänge aus an-
deren Zeiträumen unter anderer Regierungsverantwortung können nicht a priori 
einem anderen Lebenssachverhalt und damit einem anderen Untersuchungsge-
genstand zugeordnet werden. Vielmehr kommt es darauf an, ob sich die Erwei-
terung in eine frühere Legislaturperiode auf denselben oder auf einen anderen 
Vorgang bezieht. Geht es also darum, denselben Sachkomplex aufzuklären, oder 
dient die Erweiterung dazu, einen ganz anderen Fall zu beleuchten? In dem ers-
ten Fall liegt ein und derselbe Lebenssachverhalt vor; in dem zweiten Fall handelt 
es sich um verschiedene Lebenssachverhalte. 

Dementsprechend betrafen die von den Gerichten festgestellten unzulässigen 
Erweiterungen auf Vorgänge aus anderen Zeiträumen unter anderer Verantwor-
tung stets Fälle, in denen der Untersuchungsauftrag von der Parlamentsmehrheit 
auf einen anderen Vorgang ausgeweitet wurde. So lag der Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg der Fall zugrunde, dass der ursprüngliche 
Untersuchungsauftrag, Missstände bei der Einstellung von bestimmtem Personal 
der amtierenden Regierung aufzuklären, um den Auftrag erweitert wurde, auch 
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Missstände bei der Einstellung von anderem Personal der früheren Regierung 

aufzuklären. 

OVG Lüneburg, VerwRspr. 1955, 1 (10 f.). 

Beide Fragen beziehen sich auf unterschiedliche Vorgänge, nämlich auf ganz 
verschiedene (Personal-)Maßnahmen, und damit auf verschiedene Untersu-
chungsgegenstände. Die aufzuklärenden Missstände betreffen nicht denselben 
Sachverhalt, sondern zwei verschiedene Sachverhalte, nämlich unterschiedli-
ches Fehlverhalten in der Personalpolitik verschiedener Regierungen. 

Anders liegen die Dinge bei der Aufklärung von Missständen, die sich auf ein und 
denselben Sachverhalt beziehen. Ein solcher Fall ist etwa gegeben, wenn sich 
die zu untersuchenden Missstände in der Staatsverwaltung auf ein und densel-
ben Vorgang beziehen, der sich über verschiedene Legislaturperioden erstreckt. 
Die aufzuklärenden Missstände betreffen das Verhalten des Staates im Umgang 
mit länger währenden (Dauer-)Vorgängen, wie zum Beispiel Dauergefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (länger dauernde Seuchen, Naturkata-
strophen, innere Unruhen etc.). Der Umgang des Staates mit solchen Dauerge-
fahren betrifft ein und denselben Lebenssachverhalt und damit denselben Unter-
suchungsgegenstand. Dass es sich um einen Vorgang aus verschiedenen Legis-
laturperioden unter unterschiedlicher Regierungsverantwortung handelt, ist uner-
heblich, weil es um den Umgang mit ein und demselben Vorgang und damit um 
denselben Lebenssachverhalt geht. 

Dass der Umgang unterschiedlicher Regierungen mit ein und derselben Dauer-
gefahr zum Gegenstand desselben Untersuchungsausschusses gemacht wer-
den kann, zeigt auch die Überlegung, dass anderenfalls die Parlamentsmehrheit 
einen weiteren, eigenen Untersuchungsausschuss einsetzen könnte und müsste, 
um den Umgang der früheren Regierung mit demselben Vorgang aufzuklären. 
Das aber widerspräche dem Verfassungsgrundsatz der Effektivität der Kontrolle 
im parlamentarischen Untersuchungsrecht. 

Zu diesem Verfassungsgrundsatz BVerfGE 67, 100 (130); 77, 1 (48); BayVerfGHE 
34, 119 (130); BVerwG, NJW 2000, 160 (162). 
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Zutreffend hat das Bundesverfassungsgericht bezogen auf die drohende Paral-
lelität verschiedener Untersuchungsausschüsse entschieden: Wäre es von 
Ver-fassungs wegen gefordert, dass sich die Parlamentsmehrheit mit einem 
eigenen Untersuchungsantrag konstituiert, müsste sie praktisch jeder 
Minderheitsenquete eine eigene Mehrheitsenquete entgegensetzen, entweder 
parallel zur Einsetzung der Minderheitsenquete oder 

„später im Fall eines Konflikts über Beweiserhebungen. Dadurch ent-
stünde eine lediglich zu Zwecken der Rechtswahrung notwendige, po-
litisch aber nicht gewollte Konkurrenz von Untersuchungsausschüs-
sen zu einander überschneidenden oder identischen Sachverhalten. 
In Folge dessen würden Beweise doppelt erhoben, Zeugen müssten 
vor zwei Untersuchungsausschüssen aussagen, Akten und andere 
Schriftstücke würden von beiden Ausschüssen konkurrierend bean-
sprucht. Eine solche Zweigleisigkeit einer von Mehrheit und oppositi-
oneller Minderheit in gleichem Maße für erforderlich gehaltenen Un-
tersuchung einer öffentlichen Angelegenheit führte im Ergebnis zu ei-
ner Fragmentierung der parlamentarischen Arbeit und zur Gefahr ei-
ner wechselseitigen Behinderung bei der Erfüllung der 
Untersu-chungsaufträge.“ 

BVerfGE 105, 197 (224 f.). 

Gleichsinnig entschied der Sächsische Verfassungsgerichtshof: 

„Ein solches Nebeneinander verschiedener Untersuchungsaus-
schüsse mit thematischen Überschneidungen wäre der Effektivität des 
Instruments … abträglich.“ 

SächsVerfGH, NJOZ 2008, 3571 (3601). 

Da die Parlamentsmehrheit einen weiteren Untersuchungsausschuss zu demsel-
ben Untersuchungsgegenstand einsetzen dürfte, ist sie berechtigt, als „Minus“ 
eine Änderung bzw. Ergänzung des Untersuchungsgegenstandes zu beschlie-
ßen. 

Schliesky, AöR 126 (2001), 244 (261). 

Die Möglichkeit, einen eigenen Untersuchungsausschuss einzusetzen, ist 
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„bei weitem nicht so effektiv wie eine Zusammenfassung der verschie-
denen Sichtweisen in einem Untersuchungsgegenstand eines Unter-
suchungsausschusses. Die Effektivität der Untersuchung und damit 
der Kontrolle leidet nämlich bereits dann, wenn eine Einheitlichkeit der 
Beweisaufnahme nicht mehr sichergestellt ist. Eine Untersuchung, die 
Elemente eines einheitlichen Lebenssachverhaltes ausblendet, kann 
den Untersuchungsauftrag nicht in der gebotenen umfassenden und 
objektiven Weise dem Ziel der Ermittlung der objektiven Wahrheit ver-
pflichtet, gerecht werden und müßte zwangsläufig die Effektivität der 
Kontrolle verfehlen. Es besteht aber gerade ein verfassungsrechtli-
ches Gebot zur Effektivität der Kontrolle.“ 

Schliesky, AöR 126 (2001), 244 (264). 

b) Ausdehnung muss auch im Übrigen den Kern des Untersuchungsauf- 
trages wahren 

Hinzukommen muss als weitere (Unter-)Voraussetzung der ersten Vorausset-
zung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV (Wahrung des Kerns des Untersuchungsauf-
trages), dass die von der Parlamentsmehrheit beschlossene Ausdehnung des 
Untersuchungsauftrages auch im Übrigen den von der Parlamentsminderheit be-
antragten Untersuchungsauftrag im Kern unberührt lässt. Diese Bedingung tritt 
neben das Erfordernis, dass die Ausdehnung denselben Untersuchungsgegen-
stand betreffen muss. Beide Erfordernisse sind Elemente der ersten Vorausset-
zung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, dass die von der Parlamentsmehrheit be-
schlossene Erweiterung den Kern des Untersuchungsauftrages wahrt. Bei jeder 
Ergänzung ist Zurückhaltung geboten. Dass ihre Voraussetzungen gegeben 
sind, muss offen zu Tage liegen. Ist das nicht der Fall, geht dies zu Lasten der 
Mehrheit. 

BVerfGE 49, 70 (88); HessStGH, P.St. 2290 vom 13.4.2011, Rn. 89 (juris). 

Eine Erweiterung des Untersuchungsauftrages berührt den Kern des Untersu-
chungsgegenstandes, wenn das Untersuchungsziel in sein Gegenteil verkehrt 
wird 

Vgl. BayVerfGHE 30, 48 (49); HbgVerfG, NVwZ-RR 2007, 289 (290 f.). 



Antragserwiderung Niedersächsischer Landtag (StGH 1/16) 81 

Desgleichen dürfte der Kern des Untersuchungsauftrages berührt sein, wenn die 
Änderung ihrem Umfang nach den Einsetzungsantrag und damit das ursprüngli-
che Untersuchungsziel in den Hintergrund treten lässt. 

3. Keine wesentliche Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV bei Wah- 
rung   des   verfassungsrechtlichen   Prioritätsprinzips   durch   die    
Ausschussmehrheit 

Nach der zweiten Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV sind Ausdehnun-
gen des Untersuchungsauftrages nur zulässig, wenn hierdurch keine wesentliche 
Verzögerung zu erwarten ist. Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV sucht zu verhindern, dass 
sich durch eine Erweiterung des Untersuchungsauftrages das Untersuchungsziel 
der Parlamentsminderheit nicht mehr erreichen lässt. Steht zu befürchten, dass 
die von der Parlamentsmehrheit beschlossene Ausdehnung eine Erfüllung des 
(ohne die Ausdehnung erfüllbaren) Untersuchungsauftrages innerhalb der Legis-
laturperiode verhindert, genießt die Erledigung des von der Parlamentsminder-
heit beantragten Untersuchungsauftrages Vorrang. Es gilt von Verfassungs we-
gen zu verhindern, dass das Untersuchungsziel der Minderheit dem Prinzip der 
Diskontinuität anheimfällt. 

Vgl. Kleih/Rex,   ZParl   2015,   820   (826   f.);   vgl.   auch   SächsVerfGH,   LKV   
2009,   219 (220); BVerfGE 105, 197 (226). 

Diesem verfassungsrechtlichen Prioritätsprinzip des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, 
das sich aus dem Schutz des parlamentarischen Minderheitsrechtes des Art. 27 
Abs. 1 NV ableitet und zugleich eine sachgerechte Auflösung des oben beschrie-
benen Spannungsverhältnisses zwischen den Interessen der Parlamentsminder-
heit und der Parlamentsmehrheit sowie den objektiven Informationsinteressen 
gewährleistet, wird jedoch entsprochen, wenn der Untersuchungsausschuss die 
von der Parlamentsminderheit beantragten Fragenkomplexe zeitlich vorrangig 
behandelt und sich der Erweiterung der Parlamentsmehrheit nur annimmt, wenn 
hierfür im Rahmen der Legislaturperiode noch Zeit ist. 
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Dagegen lässt sich nicht einwenden, dass nach Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichtes eine verfassungsrechtlich unzulässige zeitliche Verzögerung 
nicht bereits ausgeschlossen ist, wenn sich „die Mehrheit damit einverstanden 
erklärt, daß der Ausschuß zunächst nur die von der Minderheit aufgeworfenen 
Fragen untersucht und darüber einen Teilbericht erstattet“. Denn dann hänge es 
vom Willen der Ausschussmehrheit ab, „ob sich der Ausschuß bei seiner späte-
ren Arbeit an diese Verfahrensweise hält“. Die Minderheit dürfe in dieser Frage 
jedoch „nicht auf das Wohlwollen der Mehrheit angewiesen sein.“ 

BVerfGE 49, 70 (87). 

Verfassungsrechtlich unzureichend wäre es indes allein, wenn die zeitlich vor-
rangige Berücksichtigung des von der Parlamentsminderheit beantragten Unter-
suchungsauftrages vom freien Belieben der Parlamentsmehrheit abhängig wäre. 
Dies ist aber nicht der Fall, weil das Prioritätsprinzip unmittelbar aus Art. 27 Abs. 
1 Satz 2 NV folgt (insofern unterscheidet sich auch die Rechtslage von der in 
BVerfGE 49, 70 ff.) und damit nicht zur Disposition der Parlaments- bzw. Aus-
schussmehrheit steht. Nach dem in Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wurzelnden Priori-
tätsprinzip hat der Landtag im Rahmen seines Einsetzungsbeschlusses bzw. 
nach der Einsetzung der Untersuchungsausschuss sicherzustellen, dass der von 
der Parlamentsminderheit beantragte Untersuchungsauftrag zuvörderst behan-
delt wird und dadurch eine wesentliche Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV 
ausgeschlossen ist. Das verfassungsrechtliche Prioritätsprinzip vermittelt der 
Parlamentsminderheit daher wirksamen Schutz davor, dass ihr Untersuchungs-
auftrag durch einen Erweiterungsbeschluss der Parlamentsmehrheit dem Dis-
kontinuitätsprinzip anheimfällt. Im Übrigen könnte die Parlamentsminderheit, 
sollte die Parlamentsmehrheit im Verlauf des Untersuchungsausschussverfah-
rens dem verfassungsrechtlichen Prioritätsprinzip zuwiderhandeln, dann immer 
noch den Staatsgerichtshof anrufen, wodurch sie ausreichend geschützt wäre. 

Vgl. HbgVerfG, NVwZ-RR 2007, 289 (292): „Die Opposition braucht nicht tatenlos 
zuzusehen, wenn durch eine verfassungswidrige Ablehnung ihrer Anträge oder 
durch Mehrheitsmissbrauch der Zweck der Untersuchung in Gefahr gerät; dem 
Mehrheitsmissbrauch kann durch Anrufung des Verfassungsgerichts begegnet 
wer-den.“ 



Antragserwiderung Niedersächsischer Landtag (StGH 1/16) 83 

4. Erfüllung der Voraussetzungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV im vorlie- 
genden Fall 

Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe ist im vorliegenden Fall die Ausdehnung 
des Untersuchungsauftrages durch den Beschluss des Antragsgegners vom 
4.5.2016 von Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV gedeckt und mithin verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden; die Antragsteller sind nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 
Satz 2 NV verletzt. 

a) Ausdehnung betrifft denselben Untersuchungsgegenstand 

Die Ausdehnung durch den Antragsgegner betrifft objektiv denselben Lebens-
sachverhalt und damit denselben Untersuchungsgegenstand, auf den sich der 
Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 
17/5682 der Fraktionen CDU und FDP bezieht. Damit liegt das (implizite) 
Erfordernis der ersten Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV vor. 

Der Untersuchungsausschuss hat die Aufgabe, die „Tätigkeit der Sicherheitsbe-
hörden gegen die islamistische Bedrohung in Niedersachsen“ zu untersuchen. 
Der Ausschuss soll sich dieser Frage nach dem Landtagsbeschluss nicht – wie 
von den Fraktionen CDU und FDP beantragt – nur für den Zeitraum „seit dem 
19.2.2013“, sondern – wie von der Parlamentsmehrheit beschlossen – bereits 
„seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ annehmen. Abgese-
hen von dieser zeitlichen Ausdehnung sind der von der Parlamentsminderheit 
beantragte und der von der Parlamentsmehrheit beschlossene Untersuchungs-
auftrag identisch. Der Untersuchungsauftrag betrifft zwar zwei Legislaturperioden 
mit unterschiedlicher Regierungsverantwortung. Diese unterschiedliche Regie-
rungsverantwortung lässt jedoch den einheitlichen Lebenssachverhalt unberührt. 
Der Untersuchungsausschuss hat das Verhalten des Niedersächsischen Staates 
im Umgang mit der länger währenden, über mehrere Legislaturperioden anhal-
tenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit in Niedersachsen durch islamistische 
Gruppen und Personen wie IS-Terrorzellen und Islamkreise, IS-Rückkehrer und 
weitere Angehörige der islamistischen Szene in Niedersachsen zu klären sowie 
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ganz generell die Aktivitäten der niedersächsischen Behörden im Hinblick auf 
Prävention, Deradikalisierung, Früherkennung von Islamismus und Terrorismus 
zu untersuchen. Diese zu untersuchenden Gefahren des Islamismus und Terro-
rismus haben nicht erst mit dem Beginn der aktuellen, 17. Wahlperiode zum 
19.2.2013 eingesetzt, sondern waren schon in der vorherigen, 16. Wahlperiode 
seit dem Beginn des Bürgerkrieges in Syrien (Anfang 2011) zu beobachten. 

So kam es im Jahr 2011 nach der Tötung von Usama Bin Laden und Anwar 
AL-AWLAQI sowie dem Beginn des arabischen Frühlings in Ägypten, Tunesien 
und Libyen zu ersten Aktivitäten des IS-Vorläufers aus dem Irak heraus in 
Richtung Syrien sowie zu Aktivitäten al-Qaidas in der gleichen Region. Seit 2011 
war eine erhöhte Reiseaktivität von Islamisten in das afghanisch-pakistanische 
Grenzgebiet und nach Somalia zu registrieren. 

Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport, Verfassungsschutzbericht 
2011, S. 46 (Anlage 17). 

Ebenfalls seit 2011 waren maßgebliche Akteure der salafistischen Szene Nieder-
sachsen aktiv (z.B. Aleaddine T. aus Wolfsburg, bekannt geworden als Unterstüt-
zer der islamistischen Sauerlandgruppe), waren vermehrte Ausreisen von An-
hängern des IS auch aus Niedersachsen zu beobachten, wurde die Düsseldorfer 
Terrorzelle verhaftet, fand der erste islamistische Terroranschlag in Deutschland 
auf dem Flughafen Frankfurt durch Arid Ukar statt und erschien das salafistische 
Internet-Magazin „Inspire“. Dementsprechend wurde im Jahr 2011 der 
Salafis-mus als Sammel-Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden 
Bund und Länder eingestuft. 

Drs. 17/1931, S. 1: „Daher sind salafistische Bestrebungen seit dem Jahr 2011 als 
bundesweites Beobachtungsobjekt des Verfassungsschutzes ausgewiesen. Dies ist 
auch in Niedersachsen der Fall.“ (Anlage 18) 

Nach der Einschätzung des Niedersächsischen Verfassungsschutzberichtes ist 

„seit Herbst 2010 … eine intensivierte Gefährdung durch den islamis-
tischen Terrorismus für deutsche Interessen im In- und Ausland fest-
zustellen. Auch die neuesten Erkenntnisse bestätigen die bisherigen 
Lagebeurteilungen,   wonach   Anschläge   im   gesamten   
Bundesgebiet, 
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d. h. auch in Niedersachsen, gegen zivile und staatliche Ziele durch 
al-Qaida bzw. die ihr nahestehenden Organisationen sowie Einzelper-
sonen jederzeit und an jedem Ort möglich sind.“ 

Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport, Verfassungsschutzbericht 
2011, S. 46. 

Dementsprechend intensivierte der Niedersächsische Verfassungsschutz die Be-
obachtung des Islamismus in Niedersachsen im Jahr 2011. Allein im Jahr 2011 
wurden in Niedersachsen 275 Personen dem salafistischen Spektrum zugeord-
net und entsprechend (vom Verfassungsschutz) überwacht. 

Der zu untersuchende Sachverhalt ist somit nicht auf eine Legislaturperiode be-
grenzt. Es geht um die Reaktion des Staates auf die Gefährdungen der Sicherheit 
in Niedersachsen durch Islamismus und Terrorismus. Der Umgang des Staates 
mit dieser Dauergefahr ist der in Rede stehende Lebenssachverhalt. Dass sich 
diese Dauergefahr über verschiedene Legislaturperioden unter verschiedener 
Regierungsverantwortung erstreckt, ist unerheblich, weil es um ein und densel-
ben Vorgang und damit um denselben Lebenssachverhalt geht. 

Dass der Umgang des Staates mit der Dauergefahr des Islamismus und Terro-
rismus in Niedersachsen denselben Lebenssachverhalt und damit denselben Un-
tersuchungsgegenstand betrifft, kommt letztlich auch in dem Einsetzungsantrag 
Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 der Fraktio-
nen CDU und FDP zum Ausdruck. Sowohl Ziff. I. Nr. 3. als auch Ziff. I. Nr. 4. 
dieses Antrages weisen keinerlei zeitliche Begrenzung auf. Das Fehlen einer zeit-
lichen Begrenzung in dem Antrag selbst ist auch vollkommen richtig, weil es bei 
diesen Fragekomplexen darum geht, welche Erkenntnisse die niedersächsische 
Landesregierung und die niedersächsischen Behörden über bestimmte Perso-
nen (Safia S., Saleh S., Ablah A., 22-jähriger Afghane) hatten, die im Verdacht 
der Unterstützung einer ausländischen terroristischen Vereinigung bzw. der Vor-
bereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat bzw. anderer schwerer 
Straftaten stehen, und wie die Regierung sowie die Behörden „damit umgingen“. 
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Demgegenüber enthalten die Ziff. I. Nr. 1., 2., 5. und 7. eine Begrenzung des 
Untersuchungsauftrages auf die Zeit „seit dem 19.2.2013“, obgleich es auch in-
soweit um die Bedrohung der öffentlichen Sicherheit in Niedersachsen durch be-
stimmte Terrorzellen bzw. Islamkreise geht, nämlich durch die sog. Wolfsburger 
IS-Terrorzelle, Mitglieder dieser Gruppe, Wolfsburger Islamisten und Wolfsburger 
IS-Rückkehrer (Ziff. I. Nr. 1.), durch den Deutschsprachigen Islamkreis Hannover 
e. V., den Deutschsprachigen Islamkreis Hildesheim e. V. und die Deutschspra-
chige Muslimische Gemeinschaft e. V. Braunschweig (Ziff. I. Nr. 2.), durch wei-
tere Angehörige der islamistischen Szene in Niedersachsen (Ziff. I. Nr. 5.) sowie 
durch im Internet abrufbare Videos und Texte mit islamistischem Gedankengut 
bzw. von Personen aus der islamistischen Szene in Niedersachsen (Ziff. I. Nr. 7.). 
Ein sachlicher Grund dafür, dass der Untersuchungsauftrag teilweise auf den 
Zeitraum „seit dem 19.2.2013“ begrenzt ist (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5. und 7.) und teil-
weise zeitlich unbegrenzt ist (Ziff. I. Nr. 3. und 4.), ist nicht ersichtlich. In sämtli-
chen Fällen geht es um den Umgang des Staates mit der von ganz bestimmten 
Personen, Organisationen oder Gruppen ausgehenden Dauergefahr des Islamis-
mus und Terrorismus für die öffentliche Sicherheit in Niedersachsen. 

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass auch Ziff. I. Nr. 6. des Einsetzungsan-
trages Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 der 
Fraktionen CDU und FDP keinerlei zeitliche Begrenzung des Untersuchungsauf-
trages enthält – und das, obgleich dieser Fragenkomplex so weit gefasst ist 
(„Früherkennung von Islamismus und Terrorismus“), dass er die einzelnen 
Fra-genkomplexe der Ziff. I. Nr. 1., 2., 5. und 7., die den Untersuchungsauftrag 
zeitlich einengen, inhaltlich miteinschließt! 

Dementsprechend hatten die Fraktionen CDU und FDP zunächst selbst vorge-
schlagen, den Beginn der Untersuchung durch den 23. PUA auf das Jahr 2011 
zu datieren. 

Niederschrift über die 40. Sitzung des Ältestenrates am 14.4.2016, S. 3. 
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Hierüber hatten sie sich mit den Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen am 

12.4.2016 geeinigt 

–     Niederschrift     über     die     40.     Sitzung     des     Ältestenrates     am     
14.4.2016,     S. 4; Nds. Landtag, 17. Wahlperiode, 94. Plenarsitzung am 13.4.2016, S. 
9503 –, 

bevor sie diese Einigung am 13.4.2016 aus unerfindlichen Gründen widerrufen 
haben (s. näher Ziff. A.). 

b) Wahrung des Kerns des Untersuchungsauftrages im Übrigen 

Der vom Antragsgegner am 4.5.2016 beschlossene Untersuchungsauftrag lässt 
auch im Übrigen den Kern des von den Fraktionen CDU und FDP beantragten 
Untersuchungsauftrages unberührt (zweite Untervoraussetzung der ersten Vo-
raussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV). Die Erweiterung des Untersuchungs-
auftrages durch den Antragsgegner verkehrt das Untersuchungsziel nicht in sein 
Gegenteil, sondern betrifft ebenfalls den Umgang des Staates mit der Dauerge-
fahr des Islamismus und Terrorismus in Niedersachsen, sodass der Kern des 
Untersuchungsgegenstandes gewahrt bleibt. Auch lassen die Änderungen ihrem 
Umfang nach den Einsetzungsantrag und damit das ursprüngliche Untersu-
chungsziel nicht in den Hintergrund treten. Die von der Parlamentsmehrheit be-
schlossene Erweiterung enthält lediglich eine vergleichsweise geringe zeitliche 
Ausdehnung des Untersuchungsauftrages, lässt diesen aber im Übrigen unver-
ändert. Damit lässt sich das ursprüngliche Untersuchungsziel der Fraktionen 
CDU und FDP nach wie vor ohne Weiteres erreichen. 

c) Keine wesentliche Verzögerung zu erwarten 

Auch die zweite Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ist erfüllt. Da der 
Untersuchungsausschuss von Verfassungs wegen mit Blick auf das nahende 
Ende der Legislaturperiode verpflichtet ist, den von der qualifizierten Parlaments-
minderheit beantragten Untersuchungsauftrag prinzipiell vorrangig zu berück-
sichtigen, ist der Gefahr einer wesentlichen Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 
2 NV wirksam begegnet. Nach dem in Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wurzelnden 
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Prioritätsprinzip hat der 23. PUA sicherzustellen, dass der von den Fraktionen 
CDU und FDP beantragte Untersuchungsauftrag zuvörderst behandelt wird und 
dadurch eine wesentliche Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ausge-
schlossen ist. 

Dementsprechend hat der 23. PUA beschlossen, seine Untersuchungen mit dem 
zeitlich unbegrenzten, nicht streitgegenständlichen „Komplex »Safia S.« zu be-
ginnen“ (Ziff. I. Nr. 3., 4. und Ziff. II. Zu Nr. 3., 4.). 

Kurzbericht 23. PUA über die 1. Sitzung am 18.5.2016 (Anlage 19). 

Ebenso hat der 23. PUA am 10.6.2016 den „Antrag zur Strukturierung der 
Unter-suchung“ der Fraktionen CDU und FDP angenommen und beschlossen, 
dass der Untersuchungsausschuss bis zur Entscheidung des Niedersächsischen 
Staatsgerichtshofs über das vorliegende Verfahren nur den von den Fraktionen 
CDU und FDP mit dem Änderungsantrag Drs. 17/5682 bestimmten Untersu-
chungsauftrag erfüllt. 

23.   PUA,   Beschluss   vom   10.6.2016   (Anlage   20);   Kurzbericht   23.   PUA   
über   die 3. Sitzung am 10.6.2016 (Anlage 21). 

Entsprechend wird der 23. PUA auch künftig verfahren und im Rahmen der wei-
teren Untersuchung prioritär die von den Fraktionen CDU und FDP beantragten 
zeitlich unbegrenzten Fragenkomplexe (Ziff. I. Nr. 3., 4., 6.) sowie die zeitlich be-
grenzten Fragenkomplexe mit dem Untersuchungszeitraum seit dem 19.2.2013 
(Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682) 
behandeln. Der Erweiterung der Parlamentsmehrheit, d.h. der Abarbeitung der 
Ziff. I. Nr. 1., 2., 5. und 7. bezogen auf die Zeit zwischen dem Beginn des Bürger-
krieges in Syrien (Anfang 2011) und dem 19.2.2013, wird sich der 23. PUA nur 
annehmen, wenn hierfür nach der Abarbeitung des von den Fraktionen CDU und 
FDP begehrten Untersuchungsauftrages im Rahmen der laufenden Legislaturpe-
riode noch Zeit ist. 

Im Übrigen steht die von den Antragstellern in ihrer Antragsschrift befürchtete 

große Zahl zusätzlicher Zeugen, da „der Präsident des Verfassungsschutzes und 
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nahezu alle Polizeipräsidenten … von der amtierenden Landesregierung … aus-

gewechselt“ worden seien, 

– Antragsschrift vom 20.5.2016, S. 18 f.; s. auch S. 24 – 

nicht zu erwarten. Auch nach dem Willen der Fraktionen CDU und FDP soll unter 
anderem der Komplex Safia S. (s. Ziff. I. Nr. 3., 4. und Ziff. II. Zu Nr. 3., 4.) ohne 
jede zeitliche Beschränkung untersucht werden. Als Zeugen zur Aufklärung die-
ses Komplexes kommen mindestens die Präsidenten des Verfassungsschutzes 
bis zum Jahr 2008 oder sogar in noch früheren Jahren sowie die Hannoverschen 
Polizeipräsidenten und die Landespolizeipräsidenten in demselben Zeitraum in 
Betracht. Eine Verzögerung kann daher durch die zeitliche Ausdehnung des Un-
tersuchungsauftrages bis Anfang 2011 erkennbar nicht eintreten. Aber auch für 
die übrigen Polizeipräsidenten erhöht sich die Zahl potentieller Zeugen durch den 
erweiterten Zeitraum nur minimal. Die Antragsteller übersehen, dass der von 
ihnen erwähnte Wechsel der Polizeipräsidenten erst im April 2013, also über ei-
nen Monat nach dem Amtsantritt der amtierenden Landesregierung vollzogen 
wurde. Das bedeutet: Selbst wenn der Untersuchungsauftrag des 23. PUA wie 
von den Fraktionen CDU und FDP beantragt erst am 19.2.2013 beginnen würde, 
wären die Zeugen nahezu identisch, da die Polizeipräsidenten ihr Amt zunächst 
auch unter der amtierenden Landesregierung ausübten. Eine Übersicht über die 
Amtszeiten der Polizeipräsidenten wird auf Wunsch des Staatsgerichtshofes 
nachgereicht. 

5. Bestimmtheit der Formulierung „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in 

Syrien (Anfang 2011)“ 

Schließlich sind die Antragsteller auch nicht deswegen in dem Recht aus Art. 27 
Abs. 1 Satz 2 NV verletzt, weil die Ausdehnung des Untersuchungsauftrages 
durch den Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 auf den Zeitraum „seit 
dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ gegen das verfassungs-
rechtliche Bestimmtheitsgebot verstieße. Dies ist entgegen der Behauptung der 
Antragsteller nicht der Fall. 
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Die von Verfassungs wegen geforderte Bestimmtheit des Einsetzungsbeschlus-

ses des Parlamentes 

– Nachweise unter Ziff. C. I. 1. – 

ist gewahrt, wenn der Einsetzungsbeschluss den Umfang des Untersuchungs-
themas eindeutig festlegt. Der Untersuchungsgegenstand und die damit verbun-
dene Beschränkung des Ausschusses auf die Ausführung eines klar umrissenen 
Auftrages müssen in dem Einsetzungsbeschluss sprachlich genau festgelegt 
sein. 

Vgl. BaWüStGH, ESVGH 27, 1 (6); BayVerfGHE 30, 48 (61); SächsVerfGH, NJOZ 
2008, 3571 (3591); Peters, Untersuchungsausschussrecht. Länder und Bund, 2012, 
4. Kap. Rn. 105. 

Der Einsetzungsbeschluss muss ein konkret umschriebenes Arbeitsprogramm 
für den Untersuchungsausschuss festlegen, das personell, sachlich und zeitlich 
begrenzt ist. 

Vgl. BayVerfGH, NVwZ 1995, 681 (689); Peters, Untersuchungsausschussrecht. 
Länder und Bund, 2012, 4. Kap. Rn. 108; vgl. auch Brocker, in: Epping/Hillgruber 
(Hrsg.), Beck`scher Onlinekommentar zum Grundgesetz, 29. Edition, 
Stand: 1.6.2016, Art. 44 GG Rn. 27. 

Diese verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Bestimmtheit des Einset-
zungsbeschlusses sind hier gewahrt. Der Beschluss des Antragsgegners vom 
4.5.2016 legt als Beginn des Untersuchungszeitraumes des 23. PUA in Ziff. I. Nr. 
1. „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ und in Ziff. I. Nr. 
2., 5., 7. sowie in Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. sprachlich verkürzt „seit dem Beginn 
des Bürgerkriegs in Syrien“ fest. 

Drs. 17/5687. 

Durch die Bezugnahme auf „Anfang 2011“ wird der „Beginn des Bürgerkriegs“ 
konkretisiert. Mit „Beginn des Bürgerkriegs“ ist also „Anfang 2011“, also der 
„Jah-resanfang“ 2011, also der Beginn des Jahres 2011, mithin der 1.1.2011 
bezeichnet. An der Bestimmtheit eines solchermaßen präzise festgelegten 
Datums lässt sich  nicht  ernsthaft  zweifeln.  Der  Antragsgegner  hat  damit  
bewusst  gerade  im 
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Interesse einer hinreichenden Bestimmtheit des Einsetzungsbeschlusses einen 
genauen Tag als Beginn des Untersuchungszeitraumes genannt. Zwar lässt sich 
der Beginn des Bürgerkrieges in Syrien nicht derart tagesgenau festmachen. Fest 
steht jedoch, dass der Bürgerkrieg in Syrien in dem ersten Quartal des Jahres 
2011 begonnen hat und dass die ersten Terrorakte des Vorläufers des sog. Isla-
mischen Staates und von al-Qaida mit dem Beginn des arabischen Frühlings in 
Ägypten, Tunesien und Libyen Anfang 2011 stattfanden. 

Näher mit Nachweisen unter Ziff. C. III. 4. a). 

Die Bezeichnung „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien“ steht insoweit 
stellvertretend für diese seit dem 1.1.2011 zu beobachtenden Terrorgefahren, um 
deren Aufklärung es bei dem 23. PUA geht. Dem entspricht die Festlegung des 
Beginns des Untersuchungszeitraumes des 23. PUA durch den Antragsgegner 
auf den Zeitraum seit dem 1.1.2011. 

Dass der Einsetzungsbeschluss Drs. 17/5687 das konkrete Datum „Anfang 
2011“, d.h. 1.1.2011, lediglich in Ziff. I. Nr. 1. nennt und in den weiteren Ziff. I. Nr. 
2., 5., 7. sowie Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. sprachlich verkürzt mit „seit dem Beginn 
des Bürgerkriegs in Syrien“ wiederholt, ist unschädlich. Jeder nicht voreingenom-
mene, objektive Leser versteht dies als sprachlich verkürzte Wiedergabe der 
Langfassung aus Ziff. I. Nr. 1. („seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien [An-
fang 2011]“), sodass klar ist, dass der Untersuchungszeitraum auch bezogen auf 
Ziff. I. Nr. 2., 5., 7. und Ziff. II. Zu Nr. 1., 2., 5., 7. am 1.1.2011 beginnt. 

D. Zusammenfassung 

I. Der Organstreitantrag ist unzulässig. Die Antragsteller (36 Abgeordnete der 
Fraktionen CDU und FDP) sind nicht antragsbefugt gem. § 30 NStGHG iVm § 
64 Abs. 1 BVerfGG. Eine Verletzung eigener verfassungsrechtlicher Rechte 
der Antragsteller  durch den streitgegenständlichen Beschluss des 
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Antragsgegners   vom   4.5.2016   (Drs. 17/5687)   ist   von   vornherein   

ausgeschlossen. 

1. In dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV auf (unverän-
derte) Einsetzung einer Minderheitsenquete kann nur derjenige verletzt 
sein, dessen Antrag auf Einsetzung einer solchen Enquete vom Landtag 
verändert wird. Es ist eine Personenidentität zwischen den Antragstellern 
des Organstreites und den Antragstellern der Minderheitsenquete erforder-
lich. Der Einsetzungsantrag muss gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV von 
mindestens einem Fünftel der Abgeordneten des Landtages gestellt wer-
den. Nicht antragsberechtigt sind Fraktionen als solche, da dies weder mit 
dem höchstpersönlichen Charakter des Antragsrechtes aus Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 NV noch mit dem durch diese Norm gebotenen Schutz der 
qualifizierten Minderheit noch mit der Fraktionsunabhängigkeit des Einset-
zungsrechtes der Minderheit vereinbar ist. Hielte man einen Fraktionsantrag 
als Einsetzungsantrag iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV für zulässig, wäre 
jedenfalls nur die Fraktion – nicht einzelne Abgeordnete der Fraktion – an-
tragsbefugt im Organstreitverfahren. 

2. In formeller Hinsicht genügt für einen Minderheitsantrag von einem Fünftel 
der Landtagsabgeordneten gem. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV ein Antrag, 
den eine entsprechende Zahl personell identifizierbarer Abgeordneter un-
terschrieben hat. Eine Stellvertretung bei der Stellung des Einsetzungsan-
trages scheidet wegen des höchstpersönlichen Charakters und gem. § 38 
Abs. 2 Satz 2 GO LT aus. Ein von dem Vorsitzenden oder einem anderen 
vertretungsbefugten Mitglied einer Fraktion unterzeichneter Einsetzungsan-
trag genügt allenfalls, wenn dem Antrag Unterstützungserklärungen einer 
dem Quorum des Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 NV entsprechenden Zahl per-
sonell identifizierbarer Abgeordneter beigefügt sind. Aus diesen Unterstüt-
zungserklärungen muss klar und eindeutig hervorgehen, dass der Antrag 
auf Einsetzung des Untersuchungsausschusses von einer ausreichenden 
Zahl personell identifizierbarer Abgeordneter getragen wird. 
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3. Die  Antragsteller des Organstreitverfahrens  haben keinen Antrag auf Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses gestellt. Der Einsetzungsantrag 
Drs. 17/5502 und der Änderungsantrag Drs. 17/5682 stammen ausweislich 
ihrer Überschriften und Unterschriften nicht von den 36 Abgeordneten, die 
Antragsteller des Organstreitverfahrens sind, sondern von den Fraktionen 
CDU und FDP. Daran ändern die dem Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 bei-
gefügten „Teilnehmerliste für Sitzungen der CDU-Fraktion im Niedersächsi-
schen Landtag“ vom 5.4.2016 und „Anwesenheitsliste für die Sitzung der 
FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag am 05.04.2016“ nichts. Aus 
ihnen geht nicht mit der erforderlichen Rechtssicherheit und -klarheit hervor, 
dass in den Fraktionssitzungen über die Einsetzung des 23. PUA abge-
stimmt wurde und die die Listen unterzeichnenden Abgeordneten der Ein-
setzung zugestimmt haben. Dem – hier allein maßgeblichen – Änderungs-
antrag Drs. 17/5682 waren im Übrigen keine Teilnehmer- bzw. Anwesen-
heitslisten oder andere Unterschriftenlisten beigefügt. Da der Einsetzungs-
antrag Drs. 17/5502 und der Änderungsantrag Drs. 17/5682 von den Frak-
tionen CDU und FDP und nicht von den 36 Abgeordneten stammen, die 
Antragsteller des Organstreites sind, ist eine Verletzung eigener verfas-
sungsrechtlicher Rechte der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV 
durch den von den Anträgen abweichenden Beschluss des Antragsgegners 
vom 4.5.2016 ausgeschlossen. 

II. Der  Organstreitantrag  ist  überdies  unbegründet  (hilfsweiser  Vortrag).  Der 
Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 (Drs. 17/5687) verletzt die 
Antragsteller nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV. 

1. Die   Antragsteller   sind   bereits   deswegen   nicht   in   dem   Recht   aus   
Art.   27 

Abs. 1 Satz 2 NV verletzt, weil der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der 
Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 gegen das verfassungs-
rechtliche Bestimmtheitsgebot und gegen das verfassungsrechtliche Gebot 
der Begrenztheit des Untersuchungsgegenstandes verstößt. Ein verfas-
sungswidriger Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses be- 
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gründet keine Verpflichtung des Landtages auf Einsetzung des Ausschus-
ses und kein entsprechendes Recht der Antragsteller aus Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 und Satz 2 NV. 

a) Der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantra- 
ges Drs. 17/5682 verletzt das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot. 
Er lässt ein konkret umschriebenes, personell und sachlich begrenztes Ar-
beitsprogramm für den Untersuchungsausschuss vermissen und eröffnet 
damit dem Untersuchungsausschuss bei der Bestimmung des Untersu-
chungsgegenstandes einen unzulässigen Ermessensspielraum. Unbe-
stimmt sind insbesondere folgende Fragen: 

- „welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen die Mitglieder der Nie-
dersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landesmini-
sterien und der nachgeordneten Landesbehörden“ hatten (Ziff. I. Nr. 1., 2., 
5., 7.) 

- „welche Hinweise, Erkenntnisse und Informationen hatten welche nieder-
sächsischen Behörden“ (Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.; Ziff. II Zu Nr. 2. 1.; Ziff. II. Zu Nr. 
5. 1., 2.; Ziff. II. Zu Nr. 7. Nr. 1., 4.) 

- „was wurde von welchen niedersächsischen Behörden veranlasst“ (Ziff. II. 
Zu Nr. 1. 4., 5.; Ziff. II. Zu Nr. 5. 3.) 

- „insbesondere“ (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5.; Ziff. II. Zu Nr. 1. 1.; Ziff. II. Zu Nr. 5. 1.) 

- „wie sie (Anm.: die Mitglieder der Niedersächsischen Landesregierung so-
wie die Bediensteten der Landesministerien und der nachgeordneten Lan-
desbehörden) damit umgingen“ (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7.) 

- „wie sind die niedersächsischen Behörden … verfahren“ (Ziff. II. Zu. Nr. 5. 
4.) bzw. „dazu umgegangen“ (Ziff. II. Zu Nr. 7. 3.) 
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- „auf welcher rechtlichen und politischen Grundlage (Anm.: die Mitglieder der 
Niedersächsischen Landesregierung sowie die Bediensteten der Landes-
ministerien und der nachgeordneten Landesbehörden) welche Entschei-
dungen diesbezüglich trafen (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7.) 

- „wie im Einzelnen und in welcher Intensität wurde … von welchen nieder-
sächsischen Sicherheitsbehörden beobachtet“ (Ziff. II. Zu Nr. 1. 3.) 

- „in welchem Umfang und in welcher Intensität wurde … von welchen nie-

dersächsischen Sicherheitsbehörden beobachtet“ (Ziff. II. Zu Nr. 2. 2., 4.). 

b) Der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantra- 
ges Drs. 17/5682 verletzt überdies das verfassungsrechtliche Gebot der Be-
grenztheit des Untersuchungsgegenstandes, das die Durchführbarkeit des 
Untersuchungsauftrages fordert. Der Untersuchungsauftrag ist durch den 
Einsetzungsantrag personell und inhaltlich so weit gefasst, dass die Vorlage 
eines Teilberichtes mit sinnvollen Teilergebnissen durch den 23. PUA mit 
den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln (13 Mitglieder) bis zum Ende der 
17. Legislaturperiode (42 bis max. 49 Sitzungstage bis 22. Oktober 2017) 
ausgeschlossen erscheint. Jeder der in Ziff. I. des Einsetzungsantrages ge-
schilderten Sachverhalte ist bereits für sich genommen so weit gefasst, 
dass er von dem 23. PUA bis zum Ende der Legislaturperiode nicht zu be-
wältigen sein dürfte. Wollte der Untersuchungsausschuss bis dahin einen 
sinnvollen Teilbericht vorlegen, müsste er selektiv einzelne (Teil-)Komplexe 
der Ziff. I. und II. auswählen und willkürlich lediglich Ausschnitte der im Un-
tersuchungsauftrag beschriebenen Sachverhalte aufklären, was unzulässig 
wäre. 

2. Unterstellt        man        (höchst       hilfsweise),        dass        der        
Einsetzungsantrag 

Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantrages Drs. 17/5682 verfas-
sungsgemäß wäre, verletzte der Beschluss des Antragsgegners vom 
4.5.2016 die Antragsteller gleichwohl nicht in dem Recht aus Art. 27 Abs. 1 
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Satz 2 NV. Die Voraussetzungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV für eine (zeit-
liche) Ausdehnung des Untersuchungsauftrages gegen den Willen der An-
tragsteller liegen vor. 

a) Die erste Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV, die Wahrung des 
Kerns des Untersuchungsauftrages, verlangt zum einen implizit, dass die 
von der Parlamentsmehrheit beschlossene Erweiterung denselben Unter-
suchungsgegenstand betrifft wie der von der Parlamentsminderheit bean-
tragte Untersuchungsauftrag. Dies ist der Fall, wenn sich die Erweiterung 
auf denselben Lebenssachverhalt bezieht wie der Einsetzungsantrag der 
Parlamentsminderheit. Zum anderen ist explizit erforderlich, dass die von 
der Parlamentsmehrheit beschlossene Erweiterung des Untersuchungsauf-
trages den von der Parlamentsminderheit beantragten Untersuchungsauf-
trag auch im Übrigen im Kern unberührt lässt. 

b) Nach der zweiten Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ist eine Aus-
dehnung des Untersuchungsauftrages nur zulässig, wenn hierdurch keine 
wesentliche Verzögerung zu erwarten ist. Steht zu befürchten, dass wegen 
der von der Parlamentsmehrheit beschlossenen Ausdehnung eine Erfüllung 
des gesamten Untersuchungsauftrages innerhalb der Legislaturperiode 
nicht möglich ist, genießt die Erledigung des von der Parlamentsminderheit 
beantragten Untersuchungsauftrages von Verfassungs wegen Vorrang 
(verfassungsrechtliches Prioritätsprinzip). Diesem verfassungsrechtlichen 
Prioritätsprinzip des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wird entsprochen, wenn der 
Untersuchungsausschuss die von der Parlamentsminderheit beantragten 
Fragenkomplexe zeitlich vorrangig behandelt und sich der Erweiterung der 
Parlamentsmehrheit nur annimmt, wenn hierfür im Rahmen der Legislatur-
periode noch Zeit ist. 

c) Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe ist die Ausdehnung des Untersu-
chungsauftrages durch den Beschluss des Landtages vom 4.5.2016 durch 
Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV gedeckt und verletzt die Antragsteller nicht in ihren 
Rechten. 
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aa) Der Landtagsbeschluss vom 4.5.2016 betrifft objektiv denselben Lebens-
sachverhalt und damit denselben Untersuchungsgegenstand, auf den sich 
der Einsetzungsantrag Drs. 17/5502 in der Fassung des Änderungsantra-
ges Drs. 17/5682 bezieht. Gegenstand des Untersuchungsausschusses ist 
sowohl nach dem Einsetzungsantrag als auch nach dem 
Landtagsbe-schluss der Umgang des Niedersächsischen Staates mit der 
Dauergefahr des Islamismus und Terrorismus in Niedersachsen und damit 
derselbe Lebenssachverhalt. Diese zu untersuchende Dauergefahr des 
Islamismus und Terrorismus hat nicht erst mit dem Beginn der aktuellen 17. 
Wahlperiode zum 19.2.2013 eingesetzt, sondern war schon in der 
vorherigen 16. Wahlperiode seit dem Beginn des Bürgerkrieges in Syrien 
Anfang des Jahres 2011 zu beobachten. Der zu untersuchende 
Lebenssachverhalt ist somit nicht auf eine Legislaturperiode begrenzt. Dass 
sich die zu untersuchende Dauergefahr über verschiedene 
Legislaturperioden unter verschiedener Regierungsverantwortung 
erstreckt, ist unerheblich, weil es um ein und denselben Vorgang und damit 
um denselben Lebenssachverhalt geht. 

bb) Auch im Übrigen lässt der vom Antragsgegner am 4.5.2016 beschlossene 
Untersuchungsauftrag den Kern des von den Fraktionen CDU und FDP be-
antragten Untersuchungsauftrages unberührt (zweite Untervoraussetzung 
der ersten Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV). 

cc) Die zweite Voraussetzung des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV ist ebenfalls erfüllt. Da 
der 23. PUA von Verfassungs wegen verpflichtet ist, den von den Fraktionen 
CDU und FDP beantragten Untersuchungsauftrag prinzipiell vorrangig zu 
berücksichtigen (verfassungsrechtliches Prioritätsprinzip), ist der Gefahr 
einer wesentlichen Verzögerung iSd Art. 27 Abs. 1 Satz 2 NV wirksam 
begegnet. Entsprechend diesem Prioritätsprinzip ist der 23. PUA bislang 
verfahren und wird er auch künftig prioritär die von den Fraktionen CDU und 
FDP beantragten zeitlich unbegrenzten Fragenkomplexe (Ziff. I. Nr. 3., 4., 
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6.) sowie zeitlich begrenzten Fragenkomplexe mit dem Untersuchungszeit-
raum seit dem 19.2.2013 (Ziff. I. Nr. 1., 2., 5., 7. in der Fassung des Ände-
rungsantrages Drs. 17/5682) behandeln. 

d) Die Antragsteller sind schließlich nicht deswegen in dem Recht aus Art. 27 

Abs. 1 Satz 2 NV verletzt, weil die Ausdehnung des Untersuchungsauftra-
ges durch den Beschluss des Antragsgegners vom 4.5.2016 auf den Zeit-
raum „seit dem Beginn des Bürgerkriegs in Syrien (Anfang 2011)“ gegen 
das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot verstieße. Durch die Bezug-
nahme auf „Anfang 2011“ wird der „Beginn des Bürgerkriegs“ konkretisiert. 
Mit „Beginn des Bürgerkriegs“ ist also „Anfang 2011“, also der 
„Jahresan-fang“ 2011, mithin der 1.1.2011 bezeichnet. An der Bestimmtheit 
eines solchermaßen präzise festgelegten Datums bestehen keine Zweifel. 

 

Prof. Dr. Frauke Brosius-Gersdorf, LL.M. 
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